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GEMEINDEVERWALTUNGSVERBAND HARDHEIM-WALLDÜRN 
 
BETREFF FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 2030 
 

 Offenlegung und Behördenbeteiligungvom 29.06.2020 bis 08.08.2020 
 
Eingegangene Stellungnahmen der Behörden

Nr. Behörde Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

1. Landratsamt NOK  
Fachdienst Baurecht 

12.08.2020 1. Der Flächennutzungsplan bedarf der Genehmigung nach § 6 Abs. 1 BauGB.  Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

   2. Wir bitten die Flächenausweisungen insgesamt kritisch zu hinterfragen und ausführlich zu be-
gründen. Wir verweisen diesbezüglich auf die Stellungnahme des Regierungspräsidiums Karlsruhe 
vom 09.10.2018. 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
Der Wohnbauflächenbedarf wurde entsprechend der Stellungnahme des 
RP Karlsruhe überarbeitet. 
Die Stadt Walldürn wird im Rahmen dieses Verfahrens vier geplante Bau-
flächenausweisungen nicht weiterverfolgen. 
Die Gemeinde Höpfingen reduziert eine Bauflächenausweisungen. 
Diesem Vorgehen hat das Regierungspräsidium Karlsruhe im Rahmen 
einer informellen Abstimmung im Nachgang zur Offenlegung zugestimmt. 

   3. Es sind verschiedene Zielverstöße hinsichtlich der laut Regionalplan vorgegebenen Zielen der 
Raumordnung ersichtlich (siehe nachfolgende Auflistung).  
Es ist jeweils mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe - Höhere Raumordnungsbehörde - und dem 
Regionalverband zu klären, inwieweit ein Zielabweichungsverfahren erforderlich ist bzw. welche 
Erfolgsaussichten hierfür bestehen. In der Begründung wurde lediglich die Abstimmung hinsichtlich 
des Baugebietes „Vorderer Wasen“ erwähnt. Ein Zielabweichungsverfahren wurde bereits ange-
stoßen. Zu den anderen Zielverstößen wurde keine Erläuterung zwecks Abstimmung mit der Hö-
heren Raumordnungsbehörde abgegeben. Ist diese erfolgt?  

Wird zur Kenntnis genommen. 
Die raumordnerischen Belange wurden mit dem Regierungspräsidium ab-
gestimmt. Aufgrund des bestehenden Zielverstoßes wird die Wohnbau-
fläche „Vorderer Wasen II“ in Walldürn herausgenommen. Allen weiteren 
Bauflächenausweisungen wurde vom Regierungspräsidium zugestimmt 
(siehe auch Stellungnahme Regierungspräsidium Karlsruhe Ref. 21 – 
Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz). 

   4. Bezüglich der Darstellung von Mischgebieten im Plangebiet weisen wir darauf hin, dass ein 
Mischgebiet auch eine tatsächliche Mischung von Wohnen und Gewerbe voraussetzt. Wir bitten 
vorsorglich darum zu überprüfen, ob dies mit den tatsächlichen planerischen Absichten in den je-
weiligen Gebieten übereinstimmt. Dies ist lediglich als Hinweis zu werten. 

Der Hinweis zur Beachtung der Nutzungsmischung in Mischgebieten wird 
zur Kenntnis genommen. 

   5. Wir weisen darauf hin, dass sich im Plangebiet Kulturdenkmale und archäologische Denkmale 
befinden. Diese dürfen nicht beschädigt werden. Bei der Planung bzw. Ausführung ist die Lage der 
Denkmäler zu berücksichtigen.  
Bezüglich näherer Angaben zur Lage der Denkmäler verweisen wir auf die bereits stattgefundenen 
bzw. folgenden Bauleitplanverfahren. In den diesbezüglich erfolgten Beteiligungen bzw. in den 
noch folgenden Beteiligungen wird im einzelnen hierzu Stellung genommen und entsprechend de-
tailliertes zur Verfügung gestellt.  

Der Hinweis zu Kulturdenkmalen und archäologischen Denkmälern wird 
zur Kenntnis genommen und im Rahmen nachgelagerter Bebauungsplan-
verfahren beachtet. 
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   Eine Beteiligung des Landesamtes für Denkmalpflege im vorliegenden Flächennutzungsplanver-
fahren halten wir ebenfalls für sinnvoll. 

Das Landesamt für Denkmalpflege wurde sowohl in der frühzeitigen Be-
teiligung als auch im Rahmen der Offenlegung beteiligt. 

   6. Nachfolgend erfolgt eine nähere Betrachtung der einzelnen Flächen der jeweiligen Gemeinden 
Hardheim und Höpfingen sowie der Stadt Walldürn: 

 

   6.1 Gemeinde Hardheim:  
Ortsteil Bretzingen:  
- Fläche 57: Erftalstraße (M 0,53 ha)  
Mit der neu ausgewiesenen Fläche wird die Überschwemmungsfläche (HQextrem) teilweise über-
plant. Wir empfehlen die Problematik sowie das weitere Vorgehen in Abstimmung mit der Unteren 
Wasserbehörde zu überprüfen und die Begründung entsprechend zu ergänzen.  

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
An der Flächenausweisung wird festgehalten. Die Überschwemmungsflä-
che HQextrem ragt lediglich an einer Stelle weniger als 10 m² in die Bauflä-
che hinein. Ein erheblicher Eingriff in das HQextrem entsteht somit nicht. Im 
Rahmen eines nachfolgenden Bebauungsplanverfahren kann durch eine 
Eingrünung und Beibehaltung des Geländeniveaus ein Eingriff in das 
HQextrem vermieden werden. 

   Ortsteil Dornberg:  
- Fläche 59: Dornberger Str. (M 0,23 ha)  
Im Regionalplan der Metropolregion Rhein-Neckar sind für die Fläche ein Vorranggebiet für die 
Landwirtschaft (Z) sowie ein regionaler Grünzug (Z) dargestellt. 
Es ist mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe - Höhere Raumordnungsbehörde - und dem Regi-
onalverband zu klären, inwieweit ein Zielabweichungsverfahren erforderlich ist bzw. welche Erfolg-
saussichten hierfür bestehen.  

 
 
Der Hinweis bzgl. der Betroffenheit raumordnerischer Belange wird zur 
Kenntnis genommen. 
Das RP Karlsruhe hat der Flächenausweisung zugestimmt. Ein Zielab-
weichungsverfahren ist nicht erforderlich. Die Fläche ist zudem in der 
1. Änderung des einheitlichen Regionalplans enthalten und soll restrikti-
onsfrei gestellt werden (siehe auch Stellungnahme Regierungspräsidium 
Karlsruhe Ref. 21 – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz). 

   Ortsteil Rütschdorf:  
- Fläche 65: Rütschdorf Ost (M 0,34 ha)  
Im Regionalplan der Metropolregion Rhein-Neckar sind für die Fläche ein Vorranggebiet für die 
Landwirtschaft (Z), ein Vorranggebiet für Naturschutz und Landschaftspflege (Z) sowie ein regio-
naler Grünzug (Z) dargestellt.  
Die genaue Darstellung ist jedoch nicht im Regionalplan zu erkennen. Mögliche Unstimmigkeiten 
sind direkt mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe – Höhere Raumordnungsbehörde und dem 
Regionalverband zu klären.  
Es ist mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe - Höhere Raumordnungsbehörde - und dem Regi-
onalverband ebenfalls zu klären, inwieweit ggf. ein Zielabweichungsverfahren erforderlich ist bzw. 
welche Erfolgsaussichten hierfür bestehen. 

 
 
Der Hinweis bzgl. der Betroffenheit raumordnerischer Belange wird zur 
Kenntnis genommen. 
Das RP Karlsruhe hat der Flächenausweisung zugestimmt. Ein Zielab-
weichungsverfahren ist nicht erforderlich.  

   - Fläche 66: Rütschdorf Süd (M 0,38 ha)  
Im Regionalplan der Metropolregion Rhein-Neckar ist für die Fläche ein regionaler Grünzug (Z) 
dargestellt.  
Es ist mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe - Höhere Raumordnungsbehörde - und dem Regi-
onalverband zu klären, inwieweit ein Zielabweichungsverfahren erforderlich ist bzw. welche  
Erfolgsaussichten hierfür bestehen.  

 
Der Hinweis bzgl. der Betroffenheit raumordnerischer Belange wird zur 
Kenntnis genommen. 
Das RP Karlsruhe hat der Flächenausweisung zugestimmt. Ein Zielab-
weichungsverfahren ist nicht erforderlich. Die Fläche ist zudem in der 
1. Änderung des einheitlichen Regionalplans enthalten und soll restrikti-
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onsfrei gestellt werden (siehe auch Stellungnahme Regierungspräsidium 
Karlsruhe Ref. 21 – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz). 

   Ortsteil Vollmersdorf:  
- Fläche 67: Vollmersdorf Südwest (M 0,28 ha)  
Im Regionalplan der Metropolregion Rhein-Neckar ist für die Fläche ein Vorranggebiet für die Land-
wirtschaft (Z) dargestellt.  
Es ist mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe - Höhere Raumordnungsbehörde - und dem Regi-
onalverband zu klären, inwieweit ein Zielabweichungsverfahren erforderlich ist bzw. welche Erfolg-
saussichten hierfür bestehen. Das Vorhaben wurde lediglich mit der Unteren Landwirtschaftsbe-
hörde abgeglichen. 

 
Der Hinweis bzgl. der Betroffenheit raumordnerischer Belange wird zur 
Kenntnis genommen. 
Das RP Karlsruhe hat der Flächenausweisung zugestimmt. Ein Zielab-
weichungsverfahren ist nicht erforderlich. Die Fläche ist zudem in der 
1. Änderung des einheitlichen Regionalplans enthalten und soll restrikti-
onsfrei gestellt werden (siehe auch Stellungnahme Regierungspräsidium 
Karlsruhe Ref. 21 – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz). 

   - Fläche 68: Vollmersdorf Südost (M 0,25 ha)  
Im Regionalplan der Metropolregion Rhein-Neckar ist für die Fläche ein Vorranggebiet für die Land-
wirtschaft (Z) dargestellt.  
Es ist mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe - Höhere Raumordnungsbehörde - und dem Regi-
onalverband zu klären, inwieweit ein Zielabweichungsverfahren erforderlich ist bzw. welche Erfolg-
saussichten hierfür bestehen. Das Vorhaben wurde lediglich mit der Unteren Landwirtschaftsbe-
hörde abgeglichen.  

 
Der Hinweis bzgl. der Betroffenheit raumordnerischer Belange wird zur 
Kenntnis genommen. 
Das RP Karlsruhe hat der Flächenausweisung zugestimmt. Ein Zielab-
weichungsverfahren ist nicht erforderlich. Die Fläche ist zudem in der 
1. Änderung des einheitlichen Regionalplans enthalten und soll restrikti-
onsfrei gestellt werden (siehe auch Stellungnahme Regierungspräsidium 
Karlsruhe Ref. 21 – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz). 

   Ortsteil Hardheim:  
- Fläche 35: Trieb-Hostienäcker (W 4,56 ha; M 4,78 ha)  
Wir verweisen diesbezüglich auf unsere bereits abgegebene Stellungnahme im Bebauungsplan-
verfahren.  

 
 
Der Verweis auf das Bebauungsplanverfahren wird zur Kenntnis genom-
men. Das Bebauungsplanverfahren ist bereits abgeschlossen. 

   Ortsteil Rüdental:  
- Fläche 45 Rüdental Süd (M 0,75 ha)  
Im Regionalplan der Metropolregion Rhein-Neckar sind für die Fläche ein Vorbehaltsgebiet für die 
Landwirtschaft (G) sowie ein regionaler Grünzug (Z) (Randbereich) dargestellt.  
Es ist weiterhin mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe - Höhere Raumordnungsbehörde - und 
dem Regionalverband zu klären, inwieweit ein Zielabweichungsverfahren erforderlich ist bzw. wel-
che Erfolgsaussichten hierfür bestehen.  

 
 
Der Hinweis bzgl. der Betroffenheit raumordnerischer Belange wird zur 
Kenntnis genommen. 
Das RP Karlsruhe hat der Flächenausweisung zugestimmt. Ein Zielab-
weichungsverfahren ist nicht erforderlich (siehe auch Stellungnahme Re-
gierungspräsidium Karlsruhe Ref. 21 – Raumordnung, Baurecht, Denk-
malschutz). 

   Ortsteil Schweinberg:  
- Fläche 46: Achtzehnmorgen II (W 3,14 ha)  
Wir bitten die Änderung der Art der Nutzung von einer gemischten Baufläche zu einer Wohnbau-
fläche hinsichtlich der Verträglichkeit zu dem direkt angrenzenden MD 40 erneut zu überprüfen und 
die Angaben in der Begründung (S. 24) entsprechend zu ergänzen. Eine Vermutung, dass die 
Hofstelle ausläuft ist nicht ausreichend. Aktuell ist diese noch aktiv und muss daher als solche 
Berücksichtigung finden. 

 
 
Der Anregung wird gefolgt. 
Die Verträglichkeit einer Wohnbebauung mit der bestehenden landwirt-
schaftlichen Hofstelle wird geprüft. 
Gemäß den synthetischen Wind- und Ausbreitungsklassenstatistiken der 
LUBW liegt die Hauptwindrichtung im Südwesten. Die geplante Wohn-
baufläche ist über 100 m von der Hofstelle entfernt. Da der Wind also 
hauptsächlich Richtung Nordosten weht, ist davon auszugehen, dass für 
das geplante Wohngebiet keine erheblichen Beeinträchtigungen 
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bestehen. Andere Beispiele zeigen bei vergleichbaren Windstatistiken, 
dass die Geruchstundenhäufigkeit in Prozent der Jahresstunden westlich 
und südwestlich der jeweiligen Hofstelle rasch abnehmen und die 
Schwelle von 10 % der Jahresstunden für Wohngebiete eingehalten wer-
den können.  
Im Rahmen eines nachfolgenden Bebauungsplanverfahrens wäre dann 
eine Geruchsimmissionsprognose zu erstellen. Sollten geringfügige 
Überschreitungen vorliegen, könnten diese Flächen durch die Auswei-
sung einer Grünfläche von einer Wohnbebauung ausgenommen werden. 
Zudem könnte der Betriebsinhaber eine Reduzierung oder einen Verzicht 
erklären, sollte er dazu bereit sein. Der Konflikt kann somit im Rahmen 
eines nachfolgenden Bebauungsplanverfahrens gelöst werden. 
Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 

   6.2 Gemeinde Höpfingen:  
Ortsteil Höpfingen:  
- Fläche 26: Nahversorgung Lebensmittel (S 0,66 ha)  
Wir bitten um Überprüfung der raumordnerischen Verträglichkeit entsprechend dem Plansatz Zif-
fer 1.7 des einheitlichen Regionalplans sowie um entsprechende Abstimmung mit dem Regie-
rungspräsidium Karlsruhe – Höhere Raumordnungsbehörde – und dem Regionalverband.  

 
 
 
Das Bebauungsplanverfahren sowie die Änderung des Flächennutzungs-
plans im Parallelverfahren sind bereits abgeschlossen. Die Baufläche 
wird als Bestandsfläche dargestellt. Die raumordnerische Verträglichkeit 
wurde im Bebauungsplanverfahren nachgewiesen. 

   - Fläche 27: Ehemalige Nike-Stellung (S Photovoltaikanlage 0,92 ha)  
Wir verweisen diesbezüglich auf unsere bereits abgegebene Stellungnahme im Bebauungsplan-
verfahren.  

 
Der Hinweis auf das Bebauungsplanverfahren wird zur Kenntnis genom-
men. Das Bebauungsplanverfahren ruht aktuell. 

   - Fläche 17:  
Die Erweiterung des Bebauungsplans Mantelsgraben wird in der Begründung nicht erwähnt. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Der Bebauungsplan „Mantelsgraben-Erweiterung“ ist mittlerweile abge-
schlossen. Die Baufläche wird daher entsprechend als Bestandsfläche 
dargestellt. Die Begründung wird dahingehend ergänzt. 

   Ortsteil Waldstetten:  
- Fläche 29: Glöckle III (W 0,44 ha)  
Im Regionalplan der Metropolregion Rhein-Neckar sind für die Fläche ein Vorranggebiet für Natur-
schutz und Landschaftspflege (Z) sowie ein regionaler Grünzug (Z) dargestellt.  
Es ist weiterhin mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe - Höhere Raumordnungsbehörde - und 
dem Regionalverband zu klären, inwieweit ein Zielabweichungsverfahren erforderlich ist bzw. wel-
che Erfolgsaussichten hierfür bestehen. 

 
 
Der Hinweis bzgl. der Betroffenheit raumordnerischer Belange wird zur 
Kenntnis genommen. 
Das RP Karlsruhe hat in seiner Stellungnahme auf den Konflikt mit den 
genannten Zielen der Raumordnung hingewiesen. Dieser Konflikt ist je-
doch im Rahmen der maßstabsbedingten Ausformung überwindbar. Ent-
sprechend einer nochmaligen Abstimmung mit dem RP Karlsruhe wird 
unter Beachtung der raumordnerischen Belangen in nachgelagerten Ver-
fahren der Flächenausweisung zugestimmt. Ein Zielabweichungsverfah-
ren ist nicht erforderlich.  
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Die Fläche ist zudem in der 1. Änderung des einheitlichen Regionalplans 
enthalten und soll restriktionsfrei gestellt werden (siehe auch Stellung-
nahme Regierungspräsidium Karlsruhe Ref. 21 – Raumordnung, Bau-
recht, Denkmalschutz). 

   - Fläche 22: Unterdorf (W 0,48 ha)  
Wir bitten die Änderung der Art der Nutzung von einer gemischten Baufläche zu einer Wohnbau-
fläche hinsichtlich der Verträglichkeit zu der in der Nähe befindlichen Schule zu überprüfen und die 
Angaben in der Begründung (S. 27) entsprechend zu ergänzen.  

 
Der Anregung wird gefolgt. 
Südwestlich des Plangebiets befindet sich in einer Entfernung von über 
140 m das ehemalige Schulgebäude. Das Gebäude wird von einem Un-
ternehmen genutzt, welches Elektronik herstellt. Da bereits jetzt an beste-
henden Immissionsorten in Wohngebieten, welche sich mit unter 100 m 
deutlich näher an der gewerblichen Nutzung befinden, die Richtwerte der 
TA-Lärm eingehalten werden müssen, sind im Plangebiet keine erhebli-
chen Beeinträchtigungen durch Lärmimmissionen zu erwarten. 
Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 

   6.3 Stadt Walldürn: 
Ortsteil Gerolzahn:  
- Fläche 75: Hintere Steinäcker (W 1,37 ha)  
Wir bitten weiterhin unter Betrachtung des Rücksichtnahmegebots die Nähe der geplanten Wohn-
baufläche zu der vorhandenen Kläranlage zu überprüfen und die Angaben in der Begründung (S. 
27) entsprechend zu ergänzen. Es wurde lediglich erwähnt, dass sich eine Kläranlage in 125 m 
Nähe befindet.  

 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. 
Die Verträglichkeit der geplanten Wohnbebauung mit der bestehenden 
Kläranlage wurde überprüft. 
Gemäß den synthetischen Wind- und Ausbreitungsklassenstatistiken der 
LUBW liegt die Hauptwindrichtung im Südwesten. Die geplante Wohn-
baufläche ist ca. 125 m von der Kläranlage entfernt. Da der Wind also 
hauptsächlich Richtung Nordosten weht, ist davon auszugehen, dass für 
das geplante Wohngebiet keine erheblichen Beeinträchtigungen beste-
hen. Dies ist im Rahmen eines nachfolgenden Bebauungsplanverfahren 
mittels einer Geruchsimmissionsprognose zu überprüfen. Sollte die 
Schwelle von 10 % der Jahresstunden für Wohngebiete dennoch über-
schritten werden, sind an der bestehenden Kläranlage technische Maß-
nahmen (z.B. Einhausung, Rechengutbehandlung, Abluftbehandlung) zu 
ergreifen, um die Geruchsbelastung auf das erforderliche Maß zu redu-
zieren. Aktuell lässt die Stadt Walldürn die Entwässerungseinrichtungen 
überprüfen. Ggf. entfällt die bestehende Kläranlage in Gerolzahn. Der 
Konflikt kann somit im Rahmen eines nachfolgenden Bebauungsplanver-
fahren gelöst werden. 
Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 

   Ortsteil Glashofen:  
- Fläche 76: Im Steinig II (W 0,46 ha; M 0,63 ha)  
Wir weisen weiterhin auf die Einhaltung des Waldmindestabstandes nach § 4 Abs. 3 LBO hin. 

 
 
Der Hinweis zur Einhaltung des Waldabstands wird zur Kenntnis genom-
men. Die Baufläche befindet sich in einer Entfernung von über 30 m zum 
Wald. Der Waldabstand wird damit eingehalten. 
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   Ortsteil Neusaß:  
- Fläche 77: Neusaß Südost (W 0,36 ha)  
Im Regionalplan der Metropolregion Rhein-Neckar sind für die Fläche ein Vorbehaltsgebiet für die 
Landwirtschaft (G) sowie ein regionaler Grünzug (Z) dargestellt.  
Es ist mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe - Höhere Raumordnungsbehörde - und dem Regi-
onalverband zu klären, inwieweit ein Zielabweichungsverfahren erforderlich ist bzw. welche Erfolg-
saussichten hierfür bestehen.  
Wir bitten die Nähe der geplanten Fläche hinsichtlich der Verträglichkeit zu dem Aussiedlerhof ist 
weiterhin zu überprüfen und die Angaben in der Begründung (S. 28) entsprechend zu ergänzen. 

 
 
Der Hinweis bzgl. der Betroffenheit raumordnerischer Belange wird zur 
Kenntnis genommen. Die Wohnbauflächenausweisung wird nicht weiter-
verfolgt. 

   Ortsteil Gottersdorf:  
- Fläche 78: Nördlich Friedhof (W 0,65 ha)  
Wir bitten die Nähe und notwendigen Abstände zum an die geplante Fläche angrenzenden Friedhof 
zu überprüfen und die Begründung auf S. 28 entsprechend zu ergänzen. 

 
 
Der Anregung wird gefolgt. 
Es gibt keine gesetzlich geregelten Mindestabstände zu Friedhöfen. Es 
ist ein besonderer Wert auf die Eingrünung der Baufläche zu legen. Ein 
ausreichender Pietätsabstand kann im nachfolgenden Bebauungsplan-
verfahren durch eine entsprechende Eingrünung berücksichtigt werden. 
Die Begründung wird bzgl. des Sachverhalts ergänzt. Ein entsprechender 
Hinweis ist bereits im gebietsbezogenen Flächensteckbrief enthalten. 

   Ortsteil Reinhardsachsen:  
- Fläche 82: Reinhardsachsen West (W 0,43 ha)  
Im Regionalplan der Metropolregion Rhein-Neckar ist für die Fläche ein regionaler Grünzug (Z) 
(Randbereich) dargestellt.  
Es ist weiterhin mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe - Höhere Raumordnungsbehörde - und 
dem Regionalverband zu klären, inwieweit ein Zielabweichungsverfahren erforderlich ist bzw. wel-
che Erfolgsaussichten hierfür bestehen. 

 
 
Der Hinweis bzgl. der Betroffenheit raumordnerischer Belange wird zur 
Kenntnis genommen. 
Das RP Karlsruhe hat der Flächenausweisung zugestimmt. Ein Zielab-
weichungsverfahren ist nicht erforderlich. Die Fläche ist zudem in der 
1. Änderung des einheitlichen Regionalplans enthalten und soll restrikti-
onsfrei gestellt werden (siehe auch Stellungnahme Regierungspräsidium 
Karlsruhe Ref. 21 – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz). 

   Ortsteil Wettersdorf:  
- Fläche 83: Geisberg (W 0,69 ha)  
Es ist mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe - Höhere Raumordnungsbehörde - und dem Regi-
onalverband zu klären, inwieweit ein Zielabweichungsverfahren erforderlich ist bzw. welche Erfolg-
saussichten hierfür bestehen.  

 
 
Der Hinweis bzgl. der Betroffenheit raumordnerischer Belange wird zur 
Kenntnis genommen. 
Das RP Karlsruhe hat der Flächenausweisung zugestimmt. Ein Zielab-
weichungsverfahren ist nicht erforderlich. Die Fläche ist zudem in der 
1. Änderung des einheitlichen Regionalplans enthalten und soll restrikti-
onsfrei gestellt werden (siehe auch Stellungnahme Regierungspräsidium 
Karlsruhe Ref. 21 – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz). 

   Stadt Walldürn:  
- Fläche 84: Vorderer Wasen II (W 8,74 ha)  
Im Regionalplan der Metropolregion Rhein-Neckar sind für die Fläche ein Vorbehaltsgebiet für die 
Landwirtschaft (G) sowie ein regionaler Grünzug (Z) dargestellt.  

 
 
Der Hinweis bzgl. der Betroffenheit raumordnerischer Belange wird zur 
Kenntnis genommen. 



 K O M M U N A L PL A N U N G  �  T I EF B A U  �  ST Ä DT E B A U 
Dipl.-Ing. (FH) Guido Lysiak Dipl.-Ing. Jürgen Glaser 

Dipl.-Ing., Dipl.-Wirtsch.-Ing. Steffen Leiblein  

Partnerschaftsgesellschaft mbB  B e r a t e n d e  I n g e n i e u r e  u n d  f r e i e r  S t a d t p l a n e r  

Seite 7 

 

Nr. Behörde Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

Das Zielabweichungsverfahren wurde bereits beantragt. Das Ergebnis ist hier abzuwarten und ent-
sprechend zu berücksichtigen.  
Wir weisen zudem auf die Einhaltung des Waldmindestabstandes nach § 4 Abs. 3 LBO hin.  

Die geplante Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ wird aufgrund des ak-
tuell bestehenden Zielverstoßes aus dem Flächennutzungsplan heraus-
genommen. 

   - Fläche 73: Schöner Busch (G 14,46 ha)  
Wir verweisen diesbezüglich auf unsere bereits abgegebene Stellungnahme im eigenständigen 
Flächennutzungsplanverfahren. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die nachrichtliche Darstellung der Fläche Schöner Busch wird aus dem 
Flächennutzungsplan herausgenommen. Die gewerbliche Baufläche wird 
in einem eigenständigen Flächennutzungsplanverfahren aufgenommen. 

   7. Umweltprüfung – Umweltbericht  
Zu dieser FNP-Änderung ist die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB und 
das Erstellen eines Umweltberichts nach § 2a Nr. 2 BauGB erforderlich.  
Mit den aktuellen Unterlagen wurde nun ein Umweltbericht vom 30.04.2020 als Teil 2 der Begrün-
dung vorgelegt (erstellt von Ingenieurbüro für Umweltplanung, Dipl.-Ing. W. Simon).  
Hinsichtlich Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung werden - wie in unserer voraus-
gegangenen Stellungnahme gefordert - die möglichen Umweltauswirkungen sowohl im Hinblick auf 
das Gesamt-FNP-Gebiet als insbesondere auch auf die Umgebungsbereiche der beabsichtigten 
Neuausweisungsflächen in den Blick zu nehmen. Ebenso werden die möglichen Veränderungen 
von natürlichen Lebensräumen (Biotopen) einschließlich ihrer Verbindungs- und Vernetzungsfunk-
tionen, die etwaigen Lebensstätten von Artenvorkommen, der Klimaschutz und die Klimaanpas-
sung sowie auf die grundsätzlich mit den Planungsabsichten verbundenen bzw. zu erwartenden 
Auswirkungen auf die allgemein betroffenen Schutzgüter einschließlich deren mögliche Wechsel-
wirkungen in die Betrachtung einbezogen.  
Die Darstellung der aufwändigen schutzgutbezogenen Materie und die Integration der dabei um-
fangreich zu berücksichtigenden gebietsbezogenen Erläuterungen ist als aussagefähiges Gesamt-
werk gelungen. Der Umweltbericht korrespondiert insoweit auch gut mit der städtebaulichen Be-
gründung und eignet sich in formeller Hinsicht als umweltbezogenes Abwägungsmaterial im Sinne 
des § 2 Absätze 3 und 4 BauGB. Damit wird er seinen Funktionen als gesonderter Teil der Begrün-
dung insoweit gerecht, so dass hierzu im allgemeinen keine grundsätzlichen Bedenken bestehen.  
Zu etwaigen weiteren Details bezüglich einzelner Umweltbelange wird auf die nachfolgenden Stel-
lungnahmen der jeweiligen Fachbehörden verwiesen.  

 
Die Zustimmung zur Untersuchungstiefe sowie die allgemeinen Hinweise 
zur Umweltprüfung und zum Umweltbericht werden zur Kenntnis genom-
men. 

   Nach § 3 Abs. 3 BauGB ist bei Flächennutzungsplänen ergänzend zu dem Hinweis nach § 3 Abs. 2 
Satz 2 Halbsatz 2 BauGB darauf hinzuweisen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 
Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 
Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht 
oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 

Der Hinweis zur Bekanntmachung wird zur Kenntnis genommen und 
wurde beachtet. 
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   8. Klimaschutz  
Der Klimaschutz und die Klimaanpassung haben durch die „Klimaschutzklausel“ in § 1a Abs. 5 
BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB sowie durch das Klimaschutzgesetz des Landes Baden-
Württemberg in der Bauleitplanung besonderes Gewicht erhalten und verfügen gem. § 1a Abs. 5 
Satz 2 i.V.m. § 1 Abs. 7 und § 2 Abs. 3 BauGB zudem über ausdrückliche Abwägungsrelevanz.  
Die steigende Bedeutung des globalen Klimawandels und die Notwendigkeit der Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels in der kommunalen Planung sind mit der Klimaschutznovelle auch auf 
der Ebene des Planungsrechts und damit als kommunale Aufgabe verankert.  
Spätestens seit dem vierten IPCC-Bericht (Intergovernmental Panel on Climate Change 2007) wird 
die Existenz eines anthropogen mitverursachten Klimawandels allgemein anerkannt.  
In Betracht zu ziehen sind bei dieser Thematik nicht nur die lokal vorzufindenden Klimaverhält-
nisse, sondern durchaus die Klimaschutzbelange mit ihrer globalen Dimension. Daher sind auch 
die kommunalen Planungsträger in der Verantwortung, um vorausschauend Vorsorge zu treffen.  
In der vorliegenden Begründung finden sich unter der Nr. 14 entsprechende Aussagen zu Klima-
schutz und zu erneuerbaren Energien. Ebenso gibt der Umweltbericht dazu unter der Nr. 4 um-
weltbezogene Hinweise.  
Mit unserer vorausgegangenen Stellungnahme hatten wir u.a. darauf hingewiesen, dass die natio-
nalen Klimaschutzziele (hier betr. die Treibhausgasemissionen in Deutschland) beispielsweise bis 
zum Jahr 2030 eine Reduzierung um 55 Prozent vorsehen. Die lässt sich allerdings nicht allein 
durch das Vertrauen auf die Initiative privater Investoren oder Bauherren erreichen. Ohne eine 
Bündelung von Strategien und Maßnahmen auf den verschiedenen gesellschaftlichen und staatli-
chen Ebenen wird dies kaum möglich sein.  

 
Die Hinweise zum Klimaschutz werden zur Kenntnis genommen. 

   Wir bedauern in diesem Zusammenhang die Entscheidung des GVV, dass kein Klimaschutzkon-
zept im Rahmen des Flächennutzungsplans für das Verbandsgebiet aufgestellt wird; es würde je-
doch einen guten, richtungsweisenden Schritt bedeuten, wenn zumindest die angedachte Durch-
führung einer „Fokusberatung zum Klimaschutz“ (oder gegebenenfalls eine konzeptionelle Alter-
native hierzu) weiterverfolgt wird, so dass die Belange dann noch im Zuge der weiteren Planungs-
verfahren nachhaltigen Eingang in das planerische Handeln des GVV sowie der Mitgliedsgemein-
den finden können. 

Der Hinweis zur Fokusberatung zum Klimaschutz wird zur Kenntnis ge-
nommen. Im Zuge der Flächennutzungsplan wird die angedachte Fokus-
beratung nicht einfließen können, da das Verfahren noch dieses Jahr ab-
geschlossen werden soll. Die Ergebnisse einer Fokusberatung sollen 
dann in den nachgelagerten Bebauungsplanverfahren berücksichtigt wer-
den. In den Bebauungsplänen können hierzu konkrete Festsetzungen ge-
troffen werden. 

   Die Darstellung von Anlagen, Einrichtungen und sonstigen Maßnahmen in der Begründung, die 
dem Klimawandel entgegenwirken sowie das Erwähnen der bereits intensiven Nutzung von erneu-
erbaren Energien im Verbandsgebiet darf selbstverständlich für die Abwägung positiv hervorgeho-
ben werden.  

Der Hinweis auf die bereits intensive Nutzung von erneuerbaren Energien 
wird zur Kenntnis genommen. 

   So wird für die FNP-Ebene zumindest erkennbar, dass die klimagerechte Entwicklung des Ver-
bandsgebiets auch mit den Instrumenten des Planungsrechts gestärkt werden soll.  
Insofern verbleiben zwar keine erheblichen Bedenken.  
Es bleibt allerdings zu wünschen, dass noch ergänzende Überlegungen hierzu in die Festsetzun-
gen der nachgelagerten Verfahren einfließen werden. 

 
 
Die Zustimmung zur Berücksichtigung des Themas Klimaschutz sowie die 
Hinweis zur Umsetzung ergänzender Überlegungen zum Klimaschutz in 
nachgelagerten Verfahren werden zur Kenntnis genommen. 
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 Landratsamt NOK  
Untere Naturschutzbehörde 

12.08.2020 1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall nicht über-
wunden werden können  
a) Artenschutz nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG):  
Das Artenschutzrecht i.S.d. § 44 BNatSchG ist strikt zu beachtendes Bundesrecht; die Zugriffsver-
bote gelten zwar nur mittelbar, die Entscheidung hierüber unterliegt jedoch nicht der Abwägung 
des Gemeindeverwaltungsverbands Hardheim-Walldürn.  
Auf der FNP-Ebene bedarf es nach aktueller Rechtslage zumindest einer vorausschauenden ar-
tenschutzrechtlichen Prüfung bzw. eines sachkundigen „Arten-Screenings“ zur Betrachtung vor-
handener relevanter Artenvorkommen und einer sich daraus möglicherweise ergebenden Konflikt-
lage. Eine nachvollziehbare Vorprüfung möglicher kritischer Artenvorkommen ist nötig, um eine 
unzulässige Ausweisung potenziell undurchführbarer Planungen zu vermeiden.  
Wir hatten dazu in unserer vorausgegangenen Stellungnahme grundsätzliche Anmerkungen ge-
macht.  
In dem aktuell vorliegenden Umweltbericht finden sich nun zu § 44 BNatSchG in Kapitel 3 unter 
dem Abschnitt „Besonderer Artenschutz“ diesbezügliche Aussagen zu den jeweiligen Wohn- und 
Gewerbeflächen sowie zu den einzelnen geplanten Sondergebieten.  
Es wurde dabei eine Habitatpotentialanalyse durchgeführt, um festzustellen, welche Arten potenti-
ell in den jeweiligen Gebieten vorkommen können.  
Für die FNP-Ebene lassen sich zum derzeitigen Planungsstand keine unüberwindbaren Planungs-
hindernisse erkennen. Die prinzipielle Bewältigungsmöglichkeit etwaiger Artenschutz-Konflikte er-
scheint dem Grunde nach gegeben zu sein.  
Die vorzufindenden Aussagen zum Artenschutz lassen nach unserer Einschätzung vorerst eine 
Planung als möglich erscheinen.  
Dies darf jedoch nicht als eine endgültige Aussage verstanden werden, dass für die nachgeordnete 
Bebauungsplanebene damit weitere Untersuchungen überflüssig wären. Ob artenschutzrechtliche 
Verbotstatbestände durch Vermeidungs- und/ oder CEF-Maßnahmen vollständig vermieden wer-
den können, wird sich abschließend erst aus den weiteren artenschutzrechtlichen Prüfungen in den 
jeweiligen Bebauungsplanverfahren ergeben. Dort sind zudem detaillierte Überlegungen für Ver-
meidungs-, Schutz- und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen zu konkretisieren (CEF-Maßnah-
men), festzulegen und planungsrechtlich zu sichern.   

 
 
 
Die Hinweise zum Artenschutz und zur Habitatpotentialanalyse sowie die 
Zustimmung zur Untersuchungstiefe auf Ebene der Flächennutzungspla-
nung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis zur artenschutzrechtlichen Prüfung in nachgelagerten Ver-
fahren wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

   Weitere Hinweise für Artenschutzprüfungen zu nachgelagerten Bebauungsplanverfahren:  
Im Zuge der späteren Bebauungsplanverfahren sind den Unterlagen Fotodokumentationen bei-
zufügen. Ohne Belege mit Fotos, ist die Bewertung des Gutachtens und der Situation im Plan-
gebiet nur schwer möglich.  
Zudem bitten wir, den Antragsunterlagen die Vegetationsaufnahmen beizufügen, da diese für eine 
Bewertung des Plangebiets als Lebensraumtyp, Biotop, Nahrungshabitat und Lebensraum für ver-
schiedene Arten essentiell sein kann.  
Entsprechend weisen wir bereits jetzt ausdrücklich darauf hin, dass sich Verfahren dadurch ggf. 
unnötig verzögern können.  
Für die weitere Kartiermethodik ist geeignete Fachliteratur heranzuziehen und in den Unterlagen 
zur saP zu benennen. Die nachgewiesenen Arten sind in Karten darzustellen, zudem die 

Die Hinweise zur artenschutzrechtlichen Prüfung in nachgelagerten Ver-
fahren werden zur Kenntnis genommen. 
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Wetterbedingungen. Des Weiteren wird zu untersuchen sein, welche Bedeutung die Flächen als 
Nahrungshabitate für Arten haben, die in den umliegenden Flächen ihre Lebensstätte beziehen.  
Für Fledermäuse sollen nicht nur die Kartierungen von Habitatstrukturen, sondern unter anderem 
auch Kartierungen mittels Ultraschalldetektoren durchgeführt werden, um feststellen zu können, 
welche Arten das Gebiet, in welcher Intensität nutzen. Ohne derartige Bestimmungen wird es nicht 
gesichert möglich sein, das Gebiet als essentielles Nahrungshabitat einstufen und genauere Aus-
sagen zu CEF-Maßnahmen treffen zu können. Angaben zur Anzahl an Baumhöhlen und –spalten 
sowie anderer potenziell geeigneten Quartiermöglichkeiten wären dazu aufzulisten und mittels Fo-
tos zu dokumentieren.  
Auch für die Kartierung der Insekten wären den Unterlagen unter anderem die entsprechenden 
Vegetationsaufnahmen beizufügen. Zudem wäre, wie oben bereits erwähnt, eine Fotodokumenta-
tion zu erstellen.  
Für die Erfassung der Zaun- und Mauereidechse halten wir mindestens vier, für Schlangen min-
destens sechs flächendeckende Begehungen für notwendig. Wichtige Habitatstrukturen für Repti-
lien wie Sonnen-, Ruhe-, Eiablage- und Überwinterungsplätze sowie Fortpflanzungs- und Jagdha-
bitate sind dabei mit zu erfassen. Die Ausdehnung des geeigneten Habitats wäre zu dokumentie-
ren, um entsprechende CEF- und Vermeidungsmaßnahmen ergreifen zu können.  
Zur Kartierung des Großen Feuerfalters sollen die Präimaginalstadien erfasst werden.  
Da die Art in Südwestdeutschland regelmäßig zweibrütig ist, sind dazu jeweils zwei Begehungen 
zur Eiersuche je Flugzeit im Zeitraum Mitte Juni bis Anfang Juli und von Mitte bis Ende August 
durchzuführen. Dabei sind alle Bereiche zu kartieren, die im Rahmen einer Strukturkartierung als 
potenzielle Fortpflanzungshabitate erfasst wurden.  
Rückfragen hierzu sind an unsere Naturschutzfachkraft zu richten. 

   b) Natura 2000, FFH- und Vogelschutzgebiete, nach FFH-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG des Ra-
tes vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere 
und Pflanzen) und nach der Vogelschutzrichtlinie (Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten) 
i.V.m. der Verordnung des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum zur Festlegung von 
Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG-VO) vom 05. Februar 2010 sowie der Verordnung des 
Regierungspräsidiums Karlsruhe zur Festlegung der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung(FFH-Verordnung – FFH-VO) vom 12. Oktober 2018 i.V.m. § 1a Abs. 4 Baugesetzbuch 
(BauGB) und §§ 33 – 36 BNatSchG:  
Soweit Bauflächen durch ihre räumliche Nähe oder auch durch ihre eventuell immissionsträchtige 
Nutzungsmöglichkeit in nachteiliger Weise auf ein FFH- oder Vogelschutzgebiet ausstrahlen kön-
nen, gilt es, dies näher zu betrachten. Unter Umständen kann es später auch zu bau- oder be-
triebsbedingten Einwirkungen auf das Schutzgebiet kommen, so dass Wechselwirkungen mit den 
Schutz- und Erhaltungszielen nicht von vornherein vollständig ausgeschlossen werden können.  
In Kapitel 3 des Umweltberichts unter dem Abschnitt „Erhaltungsziele und Schutzzwecke der Ge-
biete gemeinschaftlicher Bedeutung und der europäischen Vogelschutzgebiete“ finden sich in Ta-
bellenform diesbezüglich überschlägige Aussagen zu den Flächen, die 500 m oder näher an ein 
Schutzgebiet heranreichen.  

Die Hinweise zu Natura 2000 Gebieten und Zustimmung zur Untersu-
chungstiefe auf Ebene der Flächennutzungsplanung werden zur Kenntnis 
genommen. 
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Dieser Einschätzung kann für die FNP-Ebene zunächst gefolgt werden.  
Insbesondere soweit sich in nachgelagerten Verfahren (z.B. auf Bebauungsplanebene) nähere Er-
kenntnisse ergeben, wird hierdurch eine spätere Pflicht zur Untersuchung der FFH-Verträglichkeit 
bzw. zur Erstellung einer Natura 2000-Vorprüfung nicht bereits kategorisch und auf Dauer ausge-
schlossen. 
Bei gegebenenfalls gewünschter naturschutzfachlicher Beratung steht unser Natura 2000-Beauf-
tragter zur Verfügung.  

   c) Naturpark nach § 27 BNatSchG und § 23 Abs. 3 NatSchG i.V.m. der Verordnung über den Na-
turpark „Neckartal-Odenwald“ (NatParkVO) vom 06. Oktober 1986, zuletzt geändert am 16.12.2014  
Das Verbandsgebiet liegt teilweise im Geltungsbereich der Verordnung über den Naturpark 
„Neckartal-Odenwald“.  
Gebiete im Geltungsbereich eines Flächennutzungsplans (Bauflächen), gelten nach § 2 Abs. 3 
Nrn. 4 NatParkVO als Erschließungszonen, in denen der Erlaubnisvorbehalt des § 4 NatParkVO 
nicht gilt. Gemäß § 2 Abs. 3 der NatParkVO passen sich die Erschließungszonen insoweit der ge-
ordneten städtebaulichen Entwicklung an.  
Für eine geordnete städtebauliche Entwicklung wird in diesem Zusammenhang u.a. vorausgesetzt, 
dass der Schutzzweck gemäß § 3 der NatParkVO zumindest erkennbar in die Abwägungsentschei-
dung des Planungsträgers mit einfließt. Entsprechend der Bitte in unserer vorausgegangenen Stel-
lungnahme sind in der Begründung bei den gebietsbezogenen Flächensteckbriefen zu den betref-
fenden Bauflächen ausdrückliche Hinweise für nachgelagerte Verfahren enthalten.  
Dies wird ausdrücklich begrüßt. 

Die Hinweise zum Naturpark sowie die Zustimmung zur Berücksichtigung 
in der Abwägungsentscheidung werden zur Kenntnis genommen. 

   d) Biotopschutz nach § 30 BNatSchG i.V.m. § 33 NatSchG  
Mit unserer vorausgegangenen Stellungnahme haben wir auf den gesetzlichen Biotopschutz hin-
gewiesen, da in naturschutzrechtlicher Hinsicht zunächst Bedenken bestehen, wenn durch eine 
Planung spätere Handlungen vorbereitet werden, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen er-
heblichen Beeinträchtigung der gesetzlich geschützten Biotope führen können (vgl. Verbot gemäß 
§ 30 Abs. 2 BNatSchG).  
Das unmittelbare Heranrücken an, oder Einbeziehen von gesetzlich geschützten Biotopen in ein 
FNP-Plangebiet (Baufläche) löst selbst zwar noch keine unmittelbare Tathandlung aus, ist aber 
planungsrechtlich nur zulässig, wenn seitens der Naturschutzbehörde zuvor eine Ausnahme nach 
§ 30 Abs. 4 BNatSchG in Aussicht gestellt wurde.  
In Kapitel 3 des Umweltberichts unter dem Abschnitt „Besonders geschützte Biotope“ findet sich 
aktuell eine Aufstellung zu in bzw. in der Nähe von neu dargestellten Bauflächen befindlichen Bio-
topen. Die dortigen Darstellungen und Erläuterungen zu der jeweiligen Biotopsituation werden von 
uns insoweit mitgetragen. 

Die Hinweise zum Biotopschutz und die Zustimmung zur Berücksichti-
gung in den Planunterlagen werden zur Kenntnis genommen. 

   - Zu der Fläche Nr. 83 – Geisberg in Walldürn-Wettersdorf  
sehen wird zum derzeitigen Stand bezüglich des vom Umweltplaner erfassten Biotops ebenfalls 
das Erfordernis einer späteren Ausnahme im nachgelagerten (Bebauungsplan-) Verfahren.  
Da es sich bei dem ermittelten Biotop um den Biotoptyp „Feldhecke“ handelt und hier die Haupt-
entwicklungsfläche für den Wohnungsbau in Wettersdorf entstehen soll, stellen wir unter dem Vor-
behalt der fachgerechten Neupflanzung einer Feldhecke (Ausgleich mit Timelag-Zuschlag im 

 
Die in Aussichtstellung der biotopschutzrechtlichen Ausnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
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wahrnehmbaren räumlichen Zusammenhang) hiermit die biotopschutzrechtliche Ausnahme nach 
§ 30 Abs. 4 BNatSchG in Aussicht.  

   Diese Vorentscheidung beinhaltet jedoch nicht die vorzeitige Freigabe für das Durchführen von 
Rodungsarbeiten zur Entfernung der Feldhecke; dies wird später in der im Bebauungsplanverfah-
ren von der Stadt Walldürn zu beantragenden förmlichen Ausnahme-Entscheidung der Natur-
schutzbehörde zusammen mit dem konkreten Ausgleich näher zu regeln sein. 

Der Hinweis, dass keine Rodungsarbeiten durchgeführt werden dürfen, 
wird zur Kenntnis genommen. 

   - Zu der Fläche Nr. 30 – Seniorenzentrum in Höpfingen  
stellen wir fest, dass die hier angesprochene Biotop-Ausnahme zum Bebauungsplan auf Antrag 
der Gemeinde Höpfingen bereits erteilt wurde.  
Darüber hinaus sind Vermeidungsmaßnahmen wie das Einhalten entsprechender Pufferbereiche 
(Mindestabstand von 5 m bis 10 m) im Zuge nachgelagerter Bebauungsplanverfahren mit der  
Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. (Kann dieser Puffer nicht eingehalten werden, muss 
gegebenenfalls von einer Beeinträchtigung des Biotops ausgegangen werden.)  

 
Die Hinweise zur ausgesprochenen Biotop-Ausnahme zum Bebauungs-
plan werden zur Kenntnis genommen. Das Bebauungsplanverfahren ist 
mittlerweile abgeschlossen. 

   e) Erhaltung von Streuobstwiesen nach § 33a NatSchG  
Der Landtag Baden-Württemberg hat relativ aktuell am 22.07.2020 das „Gesetz zur Änderung des 
Naturschutzgesetzes und des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes“ beschlossen. Die Ge-
setzesänderung ist am 31.07.2020 in Kraft getreten. Nach dem neu eingefügten § 33a NatSchG 
fallen Streuobstbestände im Sinne des § 4 Absatz 7 des Landwirtschafts- und Landeskulturgeset-
zes (LLG), die eine Mindestfläche von 1.500 m² umfassen unter einen erweiterten Schutzstatus 
und sind demnach zu erhalten. Derartige Streuobstbestände dürfen zudem nur mit Genehmigung 
der Naturschutzbehörde in eine andere Nutzungsart umgewandelt werden. Eine ungenehmigte 
Umwandlung zu Bauland stellt einen Verstoß gegen das Erhaltungsgebot des § 33a NatSchG dar. 
Wir weisen vorsorglich darauf hin, dass hierzu dann ein zwingender Untersuchungs- und Klärungs-
bedarf entsteht.  

 
Die Hinweise zur Erhaltung von Streuobstwiesen nach § 33a NatSchG 
werden zur Kenntnis genommen. 

   Daher empfehlen wir, zu dem vorliegenden FNP-Verfahren vorsorglich zu prüfen, ob zu einzelnen 
Flächen noch entsprechende Ergänzungen (vergleichsweise wie zu den geschützten Biotopen) im 
Umweltbericht vorgenommen werden müssen. Eine diesbezüglich mögliche Konfliktlage, kann sich 
für ein nachgelagertes Verfahren als Planungssperre erweisen. Daher kann zu einzelnen Flächen 
das Feststellen einer objektiven Ausnahmelage vor Beschluss über den FNP erforderlich werden.  
Eine diesbezügliche Klärung hat vor Beschluss über den FNP zu erfolgen. 

Der Anregung wird gefolgt. In den Umweltbericht wurde eine entspre-
chende Aufstellung der Gebiete mit Obstbaumbeständen sowie eine Be-
wertung, ob es sich dabei um geschützte Bestände handelt, aufgenom-
men. 

   f) FFH-Lebensraumtypen außerhalb von FFH-Gebieten nach Umweltschadengesetz, i.V.m. § 19 
BNatSchG  
Nach Kenntnissen aus der vorzeitigen Anhörung war zu schließen, dass insbesondere Grünland-
flächen (Wiesen mit und ohne Streuobst) durch Bauflächen überplant werden; daher sollte jeweils 
bereits vorab geprüft werden, ob diese einen erhöhten Artenreichtum, vergleichbar dem FFH- 
Lebensraumtyp „Magere Flachlandmähwiese“, aufweisen.  
Obwohl nicht in einem FFH-Gebiet liegend, wird nochmals grundsätzlich darauf hingewiesen, dass 
hier für diesen Lebensraumtyp das Umweltschadengesetz i.V.m. § 19 BNatSchG greifen kann. In 
Folge der Überplanung würde eine erhebliche Schädigung bzw. Zerstörung europäischer Lebens-
raumtypen von gemeinschaftlicher Bedeutung nach § 7 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG i.V.m. § 19 Abs. 3 

 
 
Die Hinweise zu FFH-Lebensraumtypen sowie die Zustimmung zur Be-
wertung werden zur Kenntnis genommen. 
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Nr. 2 BNatSchG und Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG vorbereitet. Ein voraussichtlicher Umwelt-
schaden ist jedoch prinzipiell zu vermeiden. Von planerischer Seite sollte hier die Vermeidung von 
Eingriffen Priorität haben.  
In Kapitel 3 des Umweltberichts unter dem Abschnitt „FFH-Lebensraumtyp Magere Flachland-
mähwiese“ (LRT 6510) finden sich dazu spezifische Aussagen; die dort vorgestellten Bewertungen 
können von uns grundsätzlich mitgetragen werden.  

   Bedenken verbleiben bei uns daher lediglich in Bezug auf die beiden erwähnten Neuausweisungs-
flächen, die ein Vorkommen des Lebensraumtyps aufweisen; das betrifft  
Nr. 78 – Nördlich Friedhof in Walldürn-Gottesdorf und  
Nr. 84 – Vorderer Wasen II in Walldürn.  
Unter Umständen können im Rahmen der kompensatorischen Bewältigung nicht vermeidbarer Ein-
griffe vorgezogene Sanierungsmaßnahmen gemäß Anhang II Nummer 1 der Richtlinie 
2004/35/EWG in Betracht gezogen werden, was zwingend einen gleichartigen Ersatz des über-
planten Lebensraumtyps in erkennbarem räumlichen Zusammenhang erfordert.  

Die Bedenken zu den genannten Flächenausweisungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
Die vorgesehene Bauflächenausweisung Nr. 84 – Vorderer Wasen II in 
Walldürn wird im Rahmen dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. An der 
vorgesehenen Bauflächenausweisungen Nr. 78 – Nördlich Friedhof wird 
festgehalten. 

   2. Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)  
Unter obiger Nr. 1.d) haben wir die naturschutzrechtliche Ausnahme zum Biotopschutz nach § 30 
Abs. 4 BNatSchG entsprechend in Aussicht gestellt.  
Bei Beibehaltung der Flächen 79, Großhornbach Nord, Walldürn-Hornbach, und 84, Vorderer 
Wasen II, Walldürn, werden nach aktueller Rechtslage Ausnahmegenehmigungen nach § 33a 
Abs. 2 NatSchG erforderlich; diese können zum derzeitigen Planungsstand nicht in Aussicht ge-
stellt werden. Hier besteht weiterer Handlungsbedarf.  

 
Die Inaussichtstellung naturschutzrechtlicher Ausnahmen zum Bio-
topschutz wird zur Kenntnis genommen. 
Die Bedenken zu den genannten Flächenausweisungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
Die vorgesehenen Bauflächenausweisungen Nr. 79 – Großhornbach 
Nord in Walldürn-Hornbach und Nr. 84 – Vorderer Wasen II in Walldürn 
werden im Rahmen dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

   Sonstige naturschutzrechtliche Ausnahme- oder Befreiungsentscheidungen sind für die Flächen-
nutzungsplanebene nach dem momentanen Planungsstand nicht erkennbar erforderlich.  
Das bedeutet nicht, dass sich im Zuge nachgeordneter Verfahren - z.B. in Folge eines weiteren 
naturschutzfachlichen Erkenntnisgewinns oder bei Änderungen in der Sach- oder Rechtslage - 
nicht doch noch zusätzliche Ausnahme- oder Befreiungserfordernisse zu einzelnen Naturschutz-
belangen ergeben können. 

Die Hinweise zu naturschutzrechtliche Ausnahme- oder Befreiungsent-
scheidungen, welche evtl. in nachfolgenden Verfahren erforderlich sind, 
werden zur Kenntnis genommen. 

   3. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, jeweils mit 
Begründung und ggf. Rechtsgrundlage  
a) Eingriffsregelung in der Bauleitplanung:  
Gemäß § 18 BNatSchG i.V.m. § 1a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraus-
sichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB bezeichneten Be-standteilen 
in der Abwägung gem. § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen (Eingriffsregelung in der Bauleitpla-
nung).  
Der Ausgleich soll dabei im Grunde auch für den FNP bereits im Ansatz durch geeignete Dar-
stellungen und Festsetzungen nach § 1a Abs. 3 S. 2 i.V.m. § 5 BauGB als Flächen oder Maß-
nahmen zum Ausgleich erfolgen.  

 
 
 
Die Hinweise zur Eingriffsregelung und die Zustimmung zur Bewertung 
der Ausgleichserfordernis werden zur Kenntnis genommen. 
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Zur Ermittlung der voraussichtlichen Eingriffswirkungen auf die angesprochenen Schutzgüter und 
der zu erwartenden Kompensationsmöglichkeiten bedarf es einer naturschutzfachlichen Betrach-
tung und Bewertung. Zu den einzelnen Neuausweisungsflächen wurde nun als Anlage 1 zum Um-
weltbericht eine Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung mit großenteils recht differenzierten Konflik-
tanalysen und schutzgutbezogenen Eingriffsbewertungen vorgelegt. Ebenso sind darin erste Hin-
weise zu Vermeidung, Verminderung und Ausgleich enthalten. Die hier aufgezeigte Vorgehens-
weise wird von uns grundsätzlich mitgetragen.  
Da die Bewältigung der Eingriffsregelung Abwägungsrelevanz besitzt, wird hierdurch bereits ver-
deutlicht, welcher Ausgleichsbedarf in etwa auf den GVV bzw. die Stadt Walldürn und die Gemein-
den Hardheim und Höpfingen zukommen wird. Die Zusammenstellung zur Eingriffs-Ausgleichs-
Thematik unter Nr. 9 der Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung führt dazu das zu erwartende Kom-
pensationsbedarfsvolumen in Ökopunkten (ÖP) in aufsummierter Form gut vor Augen.  

   b) Biotopverbund nach § 21 BNatSchG i.V.m. § 22 NatSchG  
Alle öffentlichen Planungsträger haben bei ihren Planungen die Belange des Biotopverbunds ge-
mäß § 21 Abs. 1 BNatSchG zu berücksichtigen. Der Biotopverbund ist gemäß § 22 Abs. 3 NatSchG 
im Rahmen der Flächennutzungspläne soweit erforderlich und geeignet jeweils einer planungs-
rechtlichen Verbindlichkeit zuzuführen.  
Auf der Grundlage des Fachplans „Landesweiter Biotopverbund“ einschließlich des „Generalwild-
wegeplans“ sind die erforderlichen Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungselemente in 
Form von Trittsteinbiotopen sowie linearen und punktförmigen Elementen grundsätzlich zu erhalten 
und gegebenenfalls durch planungsrechtliche Festlegungen nach § 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB recht-
lich zu sichern.  
Ziel des landesweiten Biotopverbunds ist es dabei - neben der nachhaltigen Sicherung heimischer 
Arten, Artengemeinschaften und ihrer Lebensräume - funktionsfähige, ökologische Wechselbezie-
hungen in der Landschaft mit den dazu erforderlichen Freiflächen zu bewahren oder wiederherzu-
stellen und zu entwickeln.  
Diese Punkte sind der vorgesehenen Überplanung von Biotopverbundflächen kritisch gegenüber-
zustellen.  
Hierzu ist nun in Kapitel 5 des Umweltberichts ein eigener Abschnitt zum Fachplan Landesweiter 
Biotopverbund enthalten.  
Die einzelflächenbezogenen Darstellungen und Bewertungen zu den Auswirkungen der Planungen 
auf den Biotopverbund können allgemein mitgetragen werden.  
Im Rahmen der nachgelagerten Bauleitplanverfahren wird ein auftretender Zielkonflikt durch fach-
gerechte Biotopgestaltungs- und Kompensationsmaßnahmen zu mindern sein oder er kann gege-
benenfalls in Teilen ausgeräumt werden. Es ist für die Abwägung daher wichtig, dass hierzu für die 
nachgelagerten Bauleitplanverfahren eine grundlegende Verpflichtung zu funktional und gestalte-
risch wirkenden Maßnahmen ausgesprochen wird, die auch eine Aufwertung für die Biotopverbun-
delemente miterbringen können.  
Gegebenenfalls werden zu den einzelnen Neuausweisungsflächen in den nachstehenden Erläute-
rungen noch ergänzende Hinweise aus der Sicht der Naturschutzbehörde gegeben.  
Inhaltliche Einzelheiten hierzu können bei unserer Naturschutzfachkraft erfragt werden.  

 
Die Hinweise zum Biotopverbund und die Zustimmung zur Untersu-
chungstiefe werden zur Kenntnis genommen. 
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   c) Landschaftsplan  
Die Landschaftsplanung ist gemäß § 9 Abs. 4 BNatSchG fortzuschreiben. In Nr. 10 der vorliegen-
den städtebaulichen Begründung und in Kapitel 5 des Umweltberichts wird festgestellt, dass sich 
flankierend zum FNP 2030 ein neuer Landschaftsplan in Aufstellung befindet. Dies wird hiermit von 
unserer Seite auch ausdrücklich begrüßt.  
Die Untere Naturschutzbehörde war hierzu bereits an grundsätzlichen Abstimmungsgesprächen 
beteiligt.  
Das Benehmen der Naturschutzbehörde zur Landschaftsplanung nach § 11 Abs. 2, 3 und 5 
BNatSchG i.V.m. § 12 Abs. 1 NatSchG wird im Zuge des weiteren Verfahrens separat hergestellt.  

 
Die Hinweise zur Aufstellung des Landschaftsplans werden zur Kenntnis 
genommen. 

   4. Bedenken, Anregung sowie weitere Prüf- und Ergänzungshinweise  
Inhaltliche Einzelheiten fachlicher Art können zu den nachstehenden Ausführungen bei unserer 
Naturschutzfachkraft erfragt werden.  
- Überprüfung von Standortalternativen  
Aus den Unterlagen geht nicht hervor, inwieweit tatsächlich Standortalternativen überprüft wurden. 
Unter Kapitel 12. des Umweltberichts, wird für einige Gebiete zwar darauf hingewiesen, dass auf 
andere Flächen zurückgegriffen werden sollte, um weniger ökologisch wertvolle Fläche zu beein-
trächtigen. Die Alternativenprüfung ist aber im Verfahren noch näher auszuführen und mit den 
maßgeblichen Auswahlgründen zu erläutern. (Eine Ergänzung der Verfahrensunterlagen halten wir 
für erforderlich.)  
Dies trifft insbesondere auf die folgenden Gebiete zu:  
75 – Hintere Steinäcker (Gerolzahn)  
78 – Nördlich Friedhof (Gottersdorf)  
79 – Großhornbach Nord  
84 – Vorderer Wasen II  
28 – Waldstetten Nordost  

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. 
Die Alternativenprüfung in Kapitel 13 der Begründung wird ergänzt. 
Die geplanten Bauflächenausweisungen 79 – Großhornbach Nord,  
84 – Vorderer Wasen II und 28 – Waldstetten Nordost werden nicht wei-
terverfolgt. 

   - Zu den einzelnen Neuausweisungsflächen  
Im Folgenden werden nur die Planflächen dargestellt, zu denen bereits in unserer Stellungnahme 
vom 12.10.2018 erhöhte Anforderungen gestellt wurden oder zu denen darüber hinaus bspw. auf-
grund neuer Erkenntnisse erhöhte Anforderungen zu stellen sind. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Gemeinde Hardheim  
Fläche 57, Erftalstraße Bretzingen  
Es wäre wünschenswert gewesen, wenn in den Unterlagen ausdrücklich auf die Behandlung der 
im bisher bestehenden FNP innerhalb des Plangebiets auf den Flst.Nrn. 395 und 406, Gemarkung 
Bretzingen, dargestellten Fläche für Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen eingegangen 
worden wäre. Die Thematik sollte z.B. im Rahmen der entsprechenden Überlegungen für eine Aus-
gleichskonzeption näher erläutert und gegebenenfalls berücksichtigt werden. 
Darüber hinaus werden jedoch keine erhöhten Anforderungen gestellt. 

 
 
Die Hinweise zur Überplanung einer bisher dargestellten Fläche für 
Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Eine Berücksichtigung erfolgt ggf. im Rahmen eines nachfol-
genden Bebauungsplanverfahrens und der konkreten Festlegung der 
Ausgleichskonzeption. 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Fläche 62, Kranzbergweg, Gerichtstetten  
Die in unserer vorausgegangenen Stellungnahme genannten Anregungen bezüglich der Schaffung 
aufwertender Biotopverbundelemente bzw. Biotopgestaltungsmaßnahmen und deren Festlegung 

 
Der Hinweis zur Schaffung zusätzlicher Verbundelemente wird zur Kennt-
nis genommen und in nachgelagerten Verfahren berücksichtigt. 
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in einer zeichnerischen Darstellung, wurden zwar nicht ausdrücklich berücksichtigt. In der Eingriffs-
Ausgleichs-Untersuchung wird jedoch unter Nr. 4.5.4 ausdrücklich die besondere Gewichtigkeit 
einer verstärkten Randeingrünung dargelegt. Dem kommt für die nachgelagerte Planung durch das 
Schaffen zusätzlicher Verbundelemente eine erhöhte Bedeutung zu.  
Darüber hinaus werden zur FNP-Ebene keine erhöhten Anforderungen gestellt. 

 
 
 
 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Fläche 63, Am Mühlgraben II, Hardheim  
Entsprechend unserem Hinweis in der Stellungnahme vom 12.10.2018 handelt es sich um eine 
Fläche mit ökologisch erhöhter Wertigkeit, für die insbesondere in Bezug auf den Artenschutz tief-
greifende Untersuchungen durchgeführt werden müssen. Die oben genannten Vorgaben zu den 
artenschutzrechtlichen Untersuchungen sind im nachgelagerten Verfahren zu berücksichtigen. 
Weitere Bedenken werden zum derzeitigen Planungsstand nicht vorgetragen.  

 
Die Hinweise zum Artenschutz sowie die Zustimmung zur Planung wer-
den zur Kenntnis genommen.  
Der Untersuchungsumfang artenschutzrechtlich relevanter Arten wird im 
Zuge eines möglichen nachgelagerten Bebauungsplanverfahrens festge-
legt. 

   Fläche 65, Rütschdorf Ost, Rütschdorf  
Die in unserer vorausgegangenen Stellungnahme genannten Anregungen bezüglich der Schaffung 
aufwertender Biotopverbundelemente bzw. Biotopgestaltungsmaßnahmen und deren Festlegung 
in einer zeichnerischen Darstellung, wurden zwar nicht ausdrücklich berücksichtigt. In der Eingriffs-
Ausgleichs-Untersuchung wird jedoch unter Nr. 4.6.4 ausdrücklich die besondere Gewichtigkeit ei-
ner Randeingrünung und der fachgerechten Einbindung in die Landschaft dargelegt. Dem kommt 
für die nachgelagerte Planung u. a. durch das Schaffen zusätzlicher Verbundelemente eine erhöhte 
Bedeutung zu.  
Der aktuellen Bewertung zu den vorhandenen Grünlandtypen wird zudem beigepflichtet. Demnach 
ist nicht von einer Überplanung eines FFH-Lebensraumtyps auszugehen. Im nachgelagerten Ver-
fahren können jedoch Schutzmaßnahmen für die angrenzenden hochwertigen Grünland-Lebens-
raumtypen erforderlich werden.  
Darüber hinaus werden zur FNP-Ebene keine erhöhten Anforderungen gestellt.  

 
Der Hinweis zur Schaffung zusätzlicher Verbundelemente wird zur Kennt-
nis genommen und in nachgelagerten Verfahren berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis zu ggf. erforderlichen Schutzmaßnahmen für die angrenzen-
den hochwertigen Grünland-Lebensraumtypen wird zur Kenntnis genom-
men und in nachgelagerten Verfahren berücksichtigt. 
 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Fläche 66, Rütschdorf Süd, Rütschdorf  
Die Fläche liegt innerhalb eines Pufferbereichs des Wildtierkorridors. In den Unterlagen heißt es 
lediglich, dass für diesen keine Auswirkungen zu erwarten sind. Diese pauschale Aussage können 
wir nicht ohne weiteres mittragen. Der betr. Bereich geht durch die Bebauung verloren und es 
werden weitere darüber hinausreichende Störungen in den Pufferbereich des Wildtierkorridors hin-
eingetragen.  
Aus unserer Sicht wird die Lage im Pufferbereich des Wildtierkorridors daher nicht ausreichend 
gewichtet. Um Bedenken zurückstellen zu können, sind zumindest wanderungsunterstützende 
Maßnahmen oder geeignete Biotopgestaltungsmaßnahmen zu entwickeln und im Zuge des nach-
gelagerten Bebauungsplanverfahrens festzusetzen. Wir bitten, eine entsprechende Ergänzung der 
Unterlagen diesbezüglich vorzunehmen.  
Darüber hinaus werden zur FNP-Ebene allerdings keine erhöhten Anforderungen gestellt.  

 
Der Umweltbericht zum FNP enthält bereits Ausführungen zum Wildtier-
korridor, die für die FNP-Ebene ausreichend sind. In der Begründung zum 
Bebauungsplan wird die Thematik ebenfalls erläutert. Die Aussagen de-
cken sich mit denen im Umweltbericht zum FNP: „Der Generalwildtierkor-
ridor hat in diesem Bereich eine Breite von 1.000 m und grenzt direkt an 
die bestehende Bebauung an. Die geplante Baufläche ragt lediglich um 
40 m in den Korridor hinein. Südlich des Generalwildtierkorridors schließt 
zudem erst in einer Entfernung von über 500 m der nächste Siedlungsbe-
reich des Ortsteils Dornberg an. Die Funktion des Generalwildtierkorridors 
wird durch den zusätzlichen Puffer Richtung Süden und die intensive Ein-
grünung der Baufläche nicht beeinträchtigt.“ Die Notwendigkeit zur Schaf-
fung wanderungsunterstützender Maßnahmen ist weder fachlich noch 
rechtlich gegeben. 
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   Fläche 67, Vollmersdorf Südwest Vollmersdorf  
Die in unserer vorausgegangenen Stellungnahme genannten Anregungen bezüglich der Schaffung 
aufwertender Biotopverbundelemente bzw. Biotopgestaltungsmaßnahmen und deren Festlegung 
in einer zeichnerischen Darstellung, wurden zwar nicht ausdrücklich berücksichtigt. In der Eingriffs-
Ausgleichs-Untersuchung wird jedoch unter Nr. 4.8.4 die besondere Gewichtigkeit einer verstärk-
ten Randeingrünung dargelegt (die empfohlene randliche Eingrünung im südlichen Bereich würden 
wir als ausreichend befinden). Dem kommt für die nachgelagerte Planung durch das Schaffen zu-
sätzlicher Verbundelemente eine erhöhte Bedeutung zu. Darüber hinaus werden zur FNP-Ebene 
keine erhöhten Anforderungen gestellt. 

 
Der Hinweis zur Schaffung zusätzlicher Verbundelemente wird zur Kennt-
nis genommen und in nachgelagerten Verfahren berücksichtigt. 
 
 
 
 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Fläche 68, Vollmersdorf Südost, Vollmersdorf  
Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen auf die angrenzende Kernfläche des landesweiten Bio-
topverbunds ist der Randbereich einzugrünen.  
Darüber hinaus werden zur FNP-Ebene keine erhöhten Anforderungen gestellt.  

 
Der Hinweis zur Eingrünung der Fläche wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Gemeinde Höpfingen  
Fläche 26, Nahversorgung Lebensmittel, Höpfingen  
Über die bereits in dem betreffenden Bebauungsplanverfahren der Gemeinde Höpfingen hinaus 
vorgetragenen Bedenken und Anregungen sind hier von unserer Seite keine weitergehenden For-
derungen zu erheben.  

 
 
Die Hinweise zum Bebauungsplanverfahren werden zur Kenntnis genom-
men. Das Bebauungsplanverfahren wurde mittlerweile abgeschlossen. 

   Fläche 27, Ehemalige Nike-Stellung, Höpfingen  
Durch eine Verkleinerung der Sonderbaufläche kann laut der entsprechenden Feststellung in Ka-
pitel 3. des Umweltberichts eine erhebliche Beeinträchtigung für das Biotop (Nr. 1-6422-225-0345) 
ausgeschlossen werden. Im Rahmen des betreffenden Bebauungsplanverfahrens ist dies gegebe-
nenfalls nochmals näher zu prüfen.  
Für die FNP-Ebene verbleiben insoweit jedoch keine grundsätzlichen Bedenken zu der Fläche.  

 
Die Hinweise zur Beeinträchtigung eines Biotops werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Fläche 28, Waldstetten Nordost, Waldstetten  
Laut Nr. 8.1.2 der städtebaulichen Begründung soll die kleinflächige Arrondierung des Ortsrands 
als Holzlagerfläche dienen. Eine Bebauung der Fläche sei hier nicht vorgesehen; ebenso sei keine 
Erschließung erforderlich.  
Die Fläche grenzt im Nordosten direkt an das Naturschutzgebiet „Waldstetter Tal“ an. Nördlich der 
Fläche liegt zudem das Biotop „Feldgehölz im Hofweinberg nördlich von Waldstetten.  
Laut Behandlungsvorschlag zur frühzeitigen Behördenbeteiligung sei im Hinblick auf das Natur-
schutzgebiet eine ergänzende Beteiligung der Höheren Naturschutzbehörde erfolgt; von dort seien 
keine Bedenken geäußert worden.  
Laut Umweltbericht finden in den vorhandenen Gehölzen Freibrüter, Bodenbrüter und ggf. auch 
Höhlenbrüter geeignete Brutmöglichkeiten. Bei den FFH-Anhang IV – Arten ist zudem eine Betrof-
fenheit der Artengruppe Reptilien mit der Zauneidechse und der Schlingnatter anzunehmen. Auch 
Quartiere von Fledermäusen können in den eingewachsenen Bäumen nicht ausgeschlossen wer-
den. Ebenso ist das Vorkommen von Haselmäusen zu prüfen. Dies muss in einem etwaigen nach-
gelagerten Verfahren genauer untersucht werden. Insbesondere muss ausdrücklich darauf hinge-
wiesen werden, dass ohne eine nähere artenschutzrechtliche Betrachtung keine vorzeitige Rodung 

 
Die Hinweise zum betroffenen Naturschutzgebiet werden zur Kenntnis 
genommen. 
Die vorgesehene Bauflächenausweisung wird nicht weiterverfolgt. Eine 
Beeinträchtigung ist daher nicht zu erwarten. 
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bzw. Flächenräumung erfolgen darf. Hiermit ist keine automatische Zustimmung zur Errichtung 
eines Holzlagerplatzes verbunden. Das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände kann 
bei einem ungeprüften Gehölzeingriff nicht ausgeschlossen werden. Vorsorglich ist daher festzu-
stellen, dass eine Vermeidung von Verbotstatbeständen hier voraussichtlich nur über sachgerechte 
Vermeidungs- und gegebenenfalls CEF-Maßnahmen erreicht werden kann.  
Sollte ein nachgelagertes Verfahren mit einer Nutzungsintensivierung eingeleitet werden, muss 
auch geprüft werden, ob es sich bei den Gehölzen innerhalb der Planfläche um gesetzlich ge-
schützte Biotope (nach der Kartieranleitung der LUBW) handelt (betr. Schlehen-Hecke).  
Soweit die dargelegten Naturschutzbelange Beachtung finden und es bei der dargelegten  
Nutzungseinschränkung (keine Bebauung, keine Erschließung) verbleibt, sind wir bereit, für die 
Flächennutzungsplanebene grundsätzliche Bedenken zurückzustellen. Die Stellungnahme zu die-
ser Fläche steht daher unter ausdrücklichem Vorbehalt. 

   Fläche 30, Seniorenzentrum, Höpfingen  
Über die bereits in dem betreffenden Bebauungsplanverfahren der Gemeinde Höpfingen hinaus 
vorgetragenen Bedenken und Anregungen sind hier von unserer Seite keine weitergehenden  
Forderungen zu erheben.  

 
Die Hinweise zum Bebauungsplanverfahren werden zur Kenntnis genom-
men. Das Bebauungsplanverfahren wurde mittlerweile abgeschlossen. 

   Stadt Walldürn  
Fläche 75, Hintere Steinäcker, Gerolzahn  
Die geplante Wohnbaufläche „Hintere Steinäcker“ in Gerolzahn liegt etwa 100 m westlich des LSG 
Marsbachtal und Eiderbachtal und prägt den dortigen Ortsrand.  
Zudem können Beeinträchtigungen des Biotopverbundes durch das geplante Gebiet nicht ausge-
schlossen werden. Des Weiteren befinden sich in unmittelbarer Nähe westlich und südlich des 
Gebietes verschiedene gesetzlich geschützte Biotope. Dementsprechend halten wir die in unserer 
vorausgegangenen Stellungnahme geäußerten Bedenken gegenüber der geplanten Wohnbauflä-
che allgemein aufrecht.  

 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Aufgrund der Lage  
der geplanten Baufläche außerhalb des LSG und der Biotope sind keine 
Planungshindernisse gegeben. Eine Eingrünung der Gebietsränder kann 
für eine gute Einbindung in die Landschaft sorgen. 

   Die Planung an dieser Stelle erfordert das Prüfen von Standortalternativen. Auf Seite 59 des Um-
weltberichts heißt es dazu, dass sich geringere Auswirkungen auf Natur und Landschaft erreichen 
lassen würden, wenn dabei anstatt auf Wiesenflächen und Streuobstbestände auf Ackerflächen 
zurückgegriffen würde. Dies ist zu untersuchen und im Verfahren entsprechend darzulegen.  
Insofern keine zumutbaren Alternativen vorliegen, deren Umsetzung aus naturschutzrechtlicher 
Sicht weniger bedenklich ist, wird eine Berücksichtigung umfangreicher Ausgleichsmaßnahmen 
erforderlich, die insbesondere den funktionalen Verlust im räumlichen Zusammenhang berück-
sichtigen. Es ist unseres Erachtens ergänzend zu prüfen, ob ausreichend Flächen verfügbar sind, 
auf denen die Möglichkeit besteht, entsprechende Maßnahmen im betreffenden räumlichen Zu-
sammenhang umzusetzen.  
Eine Ergänzung der Verfahrensunterlagen halten wir hierzu für erforderlich. 

Der Anregung wird gefolgt. 
Die Alternativenprüfung in Kapitel 13 der Begründung wird wie folgt er-
gänzt. 
„Im Ortsteil Gerolzahn wird eine Wohnbaufläche aufgenommen. Flächen 
im Bereich des nördlichen und westlichen Ortsrandes sind zudem inten-
siver ackerbaulich genutzt. Eine Inanspruchnahme dieser Flächen bedeu-
tet einen größeren Verlust für die Landwirtschaft in Form von hochwerti-
gen Ackerböden. Im Norden schränken Streuobstwiesen sowie die vor-
handene Topographie und die damit verbundenen erschließungstechni-
schen Zwänge eine Siedlungsentwicklung. Im Osten und Südosten ver-
hindern Immissionskonflikte mit einem bestehenden Gewerbebetrieb und 
einer geplanten geruchsträchtigen Errichtung einer Legehennen-Haltung 
mit gläserner Produktion eine Wohnbauentwicklung. Im Südwesten er-
schwert die vorhandene Topographie eine sinnvolle und wirtschaftliche 
Erschließung. Zudem Es bieten sich keine alternativen Flächen aufgrund 
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einer geringeren Bodenwertigkeit oder eines geringeren Konfliktpotentials 
an.“ 

     

   Fläche 77, Neusaß Südost, Neusaß  
Die notwendig werdenden externen Ausgleichsmaßnahmen sind im nachgelagerten Verfahren zu-
gunsten der Kompensation des Eingriffs in eine Kernfläche des landesweiten Biotopverbunds mit 
aufwertenden Biotopverbundelementen zu gestalten. Darüber hinaus werden keine erhöhten An-
forderungen gestellt.  

 
Die Hinweise zu externen Ausgleichsmaßnahmen in Bezug auf den Bio-
topverbund werden zur Kenntnis genommen. Die Wohnbauflächenaus-
weisung wird nicht weiterverfolgt. 

   Fläche 78, Nördlich Friedhof, Gottersdorf  
Innerhalb der Planflächen „Nördlich Friedhof“ wurde entsprechend der Grünlandkartierung des Re-
gierungspräsidiums Karlsruhe der FFH-Lebensraumtyp Magere Flachlandmähwiese festgestellt. 
Wie bereits in unserer Stellungnahme vom 12.10.2018 erwähnt, hat die Vermeidung eines Eingriffs 
in den FFH-Lebensraumtyp Priorität. Die Untersuchungen zum Umweltbericht bestätigen die Qua-
lität der Flachlandmähwiesen als FFH-Lebensraumtyp. Damit muss bei einer Umsetzung der Pla-
nung vom Eintreten eines Umweltschadens ausgegangen werden.  

 
Der Hinweis zur FFH-Lebensraumtyp Magere Flachlandmähwiese wird 
zur Kenntnis genommen. 
 

   Zudem handelt es sich bei der Fläche fast vollständig um eine Kernfläche des landesweiten Bio-
topverbunds. 
Daher sind zunächst Standortalternativen zu prüfen.  
Unter Umständen können im Rahmen der kompensatorischen Betrachtung gezielte vorgezogene 
Sanierungsmaßnahmen gemäß Anhang II Nummer 1 der Richtlinie 2004/35/EWG in Betracht ge-
zogen werden, was einen gleichartigen Ersatz des überplanten Lebensraumtyps in erkennbarem 
räumlichen Zusammenhang erfordern würde. In der Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung sind insbe-
sondere unter der Nr. 2.6.4 (Vermeidung, Verminderung und Ausgleich) keine ausdrücklichen Aus-
sagen hierzu enthalten. 

Der Anregung wird gefolgt. 
Die Alternativenprüfung in Kapitel 13 der Begründung wird wie folgt er-
gänzt. 
„Im Ortsteil Gottersdorf wird die Wohnbaufläche „Nördlich Friedhof“ neu 
ausgewiesen. Im Norden des Ortsteils befindet sich das Odenwälder Frei-
landmuseum. Eine Wohnbauentwicklung in diesem Bereich führt zu ei-
nem Eingriff in das Landschaftsbild und damit zu einer Beeinträchtigung 
des Freilandmuseums. Im Osten grenzt die Landesstraße bereits teil-
weise an den Siedlungsbereich. Vermeidbare Immissionskonflikte stehen 
hier einer Wohnbauflächenentwicklung entgegen. Im Süden wäre ledig-
lich in der Talaue im Bereich des Seebachs eine Siedlungsentwicklung 
möglich. Der Bereich bildet eine Kaltluftleitbahn, welche nicht verbaut 
werden sollte. Zudem ist der Gereich bei Starkregenereignissen am tiefs-
ten Punkt des Ortsteils nicht geeignet. Westlich des Ortsteils befinden 
sich Streuobstwiesen und hochwertige Ackerböden, welche der Landwirt-
schaft nicht entzogen werden sollen. Die Topographie ist zudem sehr steil 
und für eine Siedlungsentwicklung weniger geeignet. Aufgrund der oben 
genannten Einschränkungen sind keine alternativen Flächen verfügbar. 
Aufgrund der hohen ökologischen Wertigkeit der Fläche entsteht eine 
dementsprechend hohe Ausgleichserfordernis.“ 

   Soweit trotz Alternativenprüfung nicht auf die Fläche verzichtet werden kann, bedarf es zur einst-
weiligen Konfliktlösung unseres Erachtens einer klarstellenden Ergänzung der Verfahrensunterla-
gen zum beabsichtigten Umgang mit dem betroffenen FFH-Lebensraumtyp.  
Wir weisen ergänzend auf obige Nr. 1.f) unserer Stellungnahme hin. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Bei einem Verlust der Fläche wird ein Kohärenzausgleich durch das Wie-
derherstellen oder die Neuanlage von Mageren Flachlandmähwiesen er-
forderlich. Der Umweltbericht wird entsprechend ergänzt. 
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   Fläche 79, Großhornbach Nord, Hornbach  
Auch im Umweltbericht wird zu dieser Planungsabsicht festgestellt, dass sich die betr. Fläche als 
alter Streuobstbestand mit hoher Bedeutung für das Schutzgut Tiere und Pflanzen präsentiert. Der 
Wert und die Bedeutung von Streuobstbeständen für Natur, Landschaft und Mensch muss hier 
nicht noch weiter erläutert werden.  
Zum derzeitigen Planungsstand erweist sich die Streuobstwiese aufgrund ihrer Größe (> 1.500 m²) 
als Planungssperre, die nicht im Wege der Abwägung zu überwinden ist. Die aktuelle Rechtsage 
hierzu ergibt sich aus § 33a NatSchG. Wir verweisen dazu ergänzend auf unsere obigen Ausfüh-
rungen unter Nr. 1.e) dieser Stellungnahme.  
Die Planungssperre lässt sich entweder durch Verzicht auf die Fläche vermeiden oder durch eine 
Ausnahmegenehmigung überwinden. Auf der FNP-Ebene bedarf es dazu einer Feststellung zum 
Vorliegen einer objektiven Ausnahmelage. Eine Ausnahmegenehmigung der Unteren Naturschutz-
behörde kann an dieser Stelle nicht ohne weiteres in Aussicht gestellt werden. Hierzu bedürfte es 
näherer Untersuchungen bzw. eines Antrags mit entsprechenden Angaben zum Vorliegen der 
fachlichen und rechtlichen Voraussetzungen. Dazu gehört auch eine Alternativenprüfung zum 
Standort.  
Eine diesbezügliche Ergänzung der Verfahrensunterlagen und rechtzeitige Klärung ist erforderlich. 
Wir verweisen dazu auch auf obige Nr. 1.e) unserer Stellungnahme.  

 
Der Hinweis zur Betroffenheit einer Streuobstwiese nach § 33a NatSchG 
wird zur Kenntnis genommen. 
Die vorgesehene Bauflächenausweisung wird nicht weiterverfolgt. 

   Fläche 80, Kleinhornbach West, Hornbach  
Die in unserer vorausgegangenen Stellungnahme genannten Anregungen bezüglich der Schaffung 
aufwertender Biotopverbundelemente bzw. Biotopgestaltungsmaßnahmen und deren Festlegung 
in einer zeichnerischen Darstellung, wurden zwar nicht ausdrücklich berücksichtigt. In der Eingriffs-
Ausgleichs-Untersuchung wird jedoch unter Nr. 2.8.4 ausdrücklich die besondere Gewichtigkeit 
einer verstärkten Randeingrünung dargelegt. Dem kommt für die nachgelagerte Planung durch das 
Schaffen zusätzlicher Verbundelemente eine erhöhte Bedeutung zu.  
Darüber hinaus werden zur FNP-Ebene keine erhöhten Anforderungen gestellt.  

 
Der Hinweis zur Schaffung zusätzlicher Verbundelemente wird zur Kennt-
nis genommen und in nachgelagerten Verfahren berücksichtigt. 
 
 
 
 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Fläche 83, Geisberg, Wettersdorf  
Die als gesetzlich geschütztes Biotop erfasste Feldhecke am Nordrand der Baufläche liegt randlich 
entlang der Geltungsbereichsgrenze. Die auf der FNP-Ebene erforderlichen Vorentscheidung zur 
biotopschutzrechtlichen Ausnahme nach § 30 Abs. 4 BNatSchG wird unter der obigen Nr. 1.d) die-
ser Stellungnahme in Aussicht gestellt. (Die förmliche Ausnahmeentscheidung der Naturschutzbe-
hörde wird zu gegebener Zeit von der Stadt Walldürn im Rahmen des Bebauungsplanverfahren zu 
beantragen sein. Vorgezogene Eingriffe in das Biotop sind unzulässig.)  
Westlich des Plangebiets befinden sich Kernflächen, Kernräume Suchräume des Biotopverbund-
plans. Durch eine randliche Eingrünung und Aufnahme einer Grünfläche in den zeichnerischen 
Teil, sollte der landesweite Biotopverbund angemessen berücksichtigt werden.  
Darüber hinaus werden zur FNP-Ebene keine erhöhten Anforderungen gestellt.  

 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Sie betreffen das nach-
gelagerte Bebauungsplanverfahren und werden in dessen Rahmen be-
handelt. 
 
 
 
 
 
 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen 
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   Fläche 84, Vorderer Wasen II, Walldürn  
Im Prinzip liegt das komplette Plangebiet innerhalb der Fläche für den landesweiten Biotopverbund; 
die Biotopverbundflächen bestehen beinahe vollständig aus prioritären Kernflächen und Kernräu-
men in hoher Dichte, was die ökologische Wertigkeit des Gebiets auch für den Arten- und Lebens-
raumschutz auszeichnet.  
Hinzu kommt, dass etliche Flächen als Dauergrünland in der amtlichen Grünlandkartierung des 
Regierungspräsidiums Karlsruhe erfasst sind. Innerhalb der gewünschten Planfläche wurde u.a. 
der FFH-Lebensraumtyp Magere Flachlandmähwiese festgestellt. Wie bereits in unserer Stellung-
nahme vom 12.10.2018 erwähnt, hat die Vermeidung eines Eingriffs in solche FFH-Lebensraum-
typen Priorität.  
Der vorliegende Umweltbericht bestätigt, für das geplante Gebiete „Vorderer Wasen II“, dass aktu-
ell 11 Flächen als FFH-LRT Magere Flachlandmähwiesen erfasst wurden.  
Die Vegetationsaufnahmen zu der Bewertung der Wiesenflächen bitten wir, den Unterlagen noch 
beizufügen.  
Prinzipiell muss hier mit dem Eintreten von Umweltschäden gerechnet werden. Unter Umständen 
könnten zwar im Rahmen nachgelagerter Verfahren vorgezogene Sanierungsmaßnahmen gemäß 
Anhang II Nummer 1 der Richtlinie 2004/35/EWG in Betracht gezogen werden, was einen gleich-
artigen Ersatz des überplanten Lebensraumtyps in erkennbarem räumlichen Zusammenhang er-
fordern würde (zeitnaher Umsetzungsbeginn mit Timelag-Zuschlag). Hierzu sollte aber im Vor-
hinein die grundsätzliche Realisierbarkeit auch im Hinblick auf ausreichend vorhandene Flächen 
geprüft sein. Wir verweisen ergänzend auf obige Nr. 1.f) unserer Stellungnahme  
Zudem ist bezüglich des Artenschutzes davon auszugehen, dass die Flächen essentielle Nah-
rungshabitate und Lebensstätten von besonders und streng geschützten (FFH-)Arten darstellen.  
Insofern die Planung zum „Vorderen Wasen II“ weiterhin verfolgt werden sollte, sind umfassende 
Kartierungen notwendig, um die dort vorkommenden Arten und ihre Lebensstätten zu erfassen 
(ebenfalls im umliegenden Bereich des Offenlandes und auch in Teilen des angrenzenden Wal-
des).  
Wie bereits auf Seite 13 des Umweltberichts erwähnt, ist davon auszugehen, dass für sämtliche 
dort vorkommende Artengruppen (Insekten, Fledermäuse, weitere Säugetiere, Vögel, Reptilien, 
etc.) CEF- Maßnahmen (continuous ecological function = vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen) 
notwendig werden. Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG müss-
ten diese nach europarechtlichen Vorgaben zum Zeitpunkt des Eingriffs bereits nachweislich wirk-
sam sein. Auch diese Maßnahmen müssten zudem einen unmittelbaren räumlichen Bezug zum 
betroffenen Habitat aufweisen und angrenzend neue Lebensräume schaffen, die in möglichst di-
rekter funktionaler Beziehung mit dem Ursprungshabitat stehen.  
Aus dem artenschutzrechtlichen Tötungsverbot nach §  4 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kann sich für 
manche Arten ggf. die Notwendigkeit einer Umsiedlung ergeben. Hierzu müssten die Tiere ab-
gefangen und versetzt werden. Es müsste zudem gesichert sein, dass die Tiere in geeigneten 
Flächen bzw. funktionsfähigen Habitatstrukturen umgesiedelt werden können, in denen die Art ent-
weder noch nicht vorkommt oder wo die Lebensraumkapazität nachweislich bzw. mit hoher Prog-
nosesicherheit noch nicht ausgeschöpft ist, d.h. zum Aufnehmen der zusätzlichen Tiere auch aus-
reicht. Beides wird in der Regel nur für Örtlichkeiten zu erwarten sein, an denen die notwendige 
Habitatqualität aktuell entwickelt wurde (neu geschaffen bzw. verbessert).  

 
Die Hinweise zur Bauflächenausweisung werden zur Kenntnis genom-
men. 
Die vorgesehene Bauflächenausweisung kann aktuell aufgrund raumord-
nerischer Belange nicht in den Flächennutzungsplan aufgenommen wer-
den und wird im Rahmen dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
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Da es sich bei dem betr. Plangebiet und dem angrenzenden Bereich um großenteils bereits der-
art naturschutzfachlich hochwertige Flächen handelt, wie sie sonst kaum in der näheren Umgebung 
zu finden sind, erscheint deren weitere/zusätzliche Aufwertbarkeit allgemein schwierig.  
Wir weisen daher ergänzend darauf hin, dass sich daraus für etliche Arten eine Pflicht für das 
Beantragen einer artenschutzrechtlichen Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG entwickeln kann.  
Voraussetzungen einer Ausnahme, für die bei Betroffenheit bestimmter Arten das Regierungsprä-
sidium Karlsruhe zuständig wäre, sind u. a. folgende Punkte:  

aa) überwiegendes öffentliches Interesse,  
bb) keine zumutbare Alternative mit geringeren Beeinträchtigungen für die jeweilige Art,  
cc)  keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der Populationen einer Art (auf Landes-

ebene).  
Bei Umsetzung der Planung wäre demnach nicht nur der reine Flächenverlust problematisch, son-
dern die durchaus zu erwartende Verarmung von Fauna und Flora. Der dauerhafte Verlust an öko-
logisch wertvollem Lebensraum führt zu Beeinträchtigungen der biologischen Vielfalt und schädigt 
die Biodiversität. Daneben sind Einbußen bezüglich der Erholungsfunktion der Landschaft zu er-
warten.  
Die Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung zeigt dazu in Nr. 2.12.3 bei der Konfliktanalyse (Beeinträch-
tigungen und Eingriffe), dass die meisten Schutzgüter erheblich beeinträchtigt werden. Dabei 
wurde bei überschlägiger Betrachtung ein beachtlicher Kompensationsbedarf von rd. 
1.650.000 Ökopunkten ermittelt.  
Die Vielschichtigkeit der Konfliktsituationen und der erhebliche Umfang des zu erwartenden Kom-
pensationsdefizits legt Bedenken nahe und führt aus unserer Sicht zu Fragen bezüglich der Be-
wältigungsmöglichkeiten.  
Dieses Beeinträchtigungsszenario wird zusätzlich unterstrichen durch die Lage in einem Regiona-
len Grünzug, so dass hierzu auf Antrag des GVV bereits ein diesbezügliches Zielabweichungsver-
fahren über die Raumordnungsbehörde beim Regierungspräsidium Karlsruhe eingeleitet wurde. 
Wir haben dort entsprechende Bedenken vorgetragen.  
Bei Vorgesprächen zur Behandlung des Zielabweichungsantrags haben wir ebenfalls deutlich auf 
die Erforderlichkeit eines nachhaltigen Kompensationskonzeptes hingewiesen. In diesem Zusam-
menhang wurde u.a. die Übereinkunft getroffen, dass wir eine Zielabweichung für die geplante 
Wohnbauflächenerweiterung mittragen könnten, wenn sich die Stadt Walldürn gleichzeitig zu einer 
Ausweisung der übrigen Restfläche des wertvollen westlichen Offenlandgebiets als geschützter 
Landschaftsbestandteil im Sinne des § 29 BNatSchG verpflichtet. Hierzu ist in den vorliegenden 
Verfahrensunterlagen allerdings keinerlei Beleg zu finden.  
Aufgrund aktuellem Anlass ist mitzuteilen, dass sich nach unserer Einschätzung innerhalb der ge-
planten Wohnbaufläche zudem auch mehrere Streuobstwiesenbereiche befinden, die sich gemäß 
§ 33a NatSchG wegen ihrer Größe (> 1.500 m²) im vorliegenden Fall momentan als Planungs-
sperre erweisen, was nicht allein im Wege der Abwägung durch den Planungsträger zu überwinden 
ist. Die Planungssperre lässt sich für den FNP entweder durch Verzicht auf diese Fläche vermeiden 
oder aber durch eine Ausnahmegenehmigung der Unteren Naturschutzbehörde nach § 33a Abs. 2 
NatSchG überwinden. Auf der FNP-Ebene bedarf es dazu im Verfahren einer Feststellung der Un-
teren Naturschutzbehörde zum Vorliegen einer objektiven Ausnahmelage. An dieser Stelle kann 
die Feststellung nach dem derzeitigen Stand der Verfahrensunterlagen nicht ohne Weiteres in Aus-
sicht gestellt werden. Hierzu bedarf es ergänzender Untersuchungen bzw. eines Antrags des 



 K O M M U N A L PL A N U N G  �  T I EF B A U  �  ST Ä DT E B A U 
Dipl.-Ing. (FH) Guido Lysiak Dipl.-Ing. Jürgen Glaser 

Dipl.-Ing., Dipl.-Wirtsch.-Ing. Steffen Leiblein  

Partnerschaftsgesellschaft mbB  B e r a t e n d e  I n g e n i e u r e  u n d  f r e i e r  S t a d t p l a n e r  

Seite 23 

 

Nr. Behörde Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

Planungsträgers mit näheren Angaben zum Vorliegen der fachlichen und rechtlichen Vorausset-
zungen. Eine diesbezügliche Klärung hat vor Beschluss über den FNP zu erfolgen. Auf Nr. 1.e) 
unserer obigen Stellungnahme wird verwiesen.  
Wenn überhaupt, kann sich die Gesamtproblematik nur über ein sehr ambitioniertes hochwertiges 
Kompensationskonzept mit einem umfassenden Maßnahmenpaket einschließlich der Berücksich-
tigung der Anliegen des Artenschutzes, der FFH-Lebensraumtypen, des Streuobstwiesenschutzes 
und mit einer Sicherung der restlichen Offenlandfläche möglichst als geschützter Landschaftsbe-
standteil bewältigen lassen.  
Selbst für die abstrakter gehaltene Betrachtungsebene des Flächennutzungsplans erscheinen die 
Aussagen in der Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung unter Nr. 2.12.4 (Vermeidung und Verminde-
rung von Beeinträchtigungen und Ausgleich der Eingriffe) recht allgemein gehaltenen und lassen 
angesichts der gegebenen besonderen naturschutzfachlichen Situation eine überzeugende Aus-
sagekraft vermissen.  
Wir bitten daher, zu den oben angesprochenen Punkten aussagefähige Ergänzungen vorzuneh-
men, welche auch die Realisierbarkeit der vielschichtigen und umfänglichen Maßnahmen unter 
Berücksichtigung eines verstärkten räumlichen Zusammenhangs zumindest dem Grunde nach 
nachvollziehbar und realistisch aufzeigen.  

   Fläche 85, Roter Weg, Walldürn  
Die von uns in der vorausgegangenen Stellungnahme genannten Anregungen bezüglich der Schaf-
fung aufwertender Biotopverbundelemente bzw. Biotopgestaltungsmaßnahmen und deren Festle-
gung in einer zeichnerischen Darstellung, wurde bislang nicht ausreichend berücksichtigt. Ebenso 
wurde nicht auf den südlich gelegenen Streuobstflächenanteil verzichtet.  
Wir halten daher zwar gewisse Bedenken aufrecht.  
Bei Berücksichtigung deutlicher Ausgleichsmaßnahmen im nachgelagerten Verfahren, die insbe-
sondere den funktionalen Verlust im räumlichen Zusammenhang verstärkt berücksichtigen (insbes. 
zum Biotopverbund) wären wir bereit, die Bedenken für diese Fläche zurückzustellen. Unseres 
Erachtens ist dazu ergänzend zu prüfen, ob im räumlichen Zusammenhang ausreichend Flächen 
verfügbar sind, auf denen die Möglichkeit bestehen wird, später Maßnahmen mit räumlichem Be-
zug in angemessenem Umfang umzusetzen.  
Eine Ergänzung der Verfahrensunterlagen - besonders in der Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung 
z.B. unter der Nr. 4.12.4 (Vermeidung, Verminderung und Ausgleich) - mit verdeutlichenden Aus-
sagen hierzu halten wir für erforderlich.  

 
Nach aktuellem Stand sind die notwendigen Erschließungskosten des 
Gebiets mit der Entsorgung im Bereich Kanal wirtschaftlich nicht vertret-
bar. Eine entsprechende Untersuchung wurde durch das Ingenieurbüro 
IFK – Abteilung Siedlungswasserwirtschaft durchgeführt. Die Fläche wird 
daher nicht weiterverfolgt. 

     

 Landratsamt NOK 
Technische Fachbehörde 
Grundwasserschutz 

12.08.2020 Der FNP umfasst unterschiedliche Vorhaben. Insgesamt sollen 12 Wohnbauflächen, zwei Gewer-
bebauflächen, 11 Mischgebietsflächen, drei Sondergebietsflächen und eine Grünfläche, zu einer 
Gewerbebaufläche gehörend, neu dargestellt werden.  
Die unterschiedlichen Flächen liegen außerhalb sowie innerhalb von Wasserschutzgebieten. Der 
Grundwasserschutz ist bei allen Vorhaben zu berücksichtigen. Bei Vorhaben im Wasserschutzge-
biet sind zusätzliche Verbote oder erhöhte Auflagen nach der jeweiligen WSG- Verordnung zu be-
achten. Falls Maßnahmen nicht mit dem Grundwasserschutz vereinbar sind, ist eine Ausführung 
nicht möglich. Ggf. sind Ausnahmen von der jeweiligen Schutzgebietsverordnung unter Vorlage 

Die Hinweise zum Grundwasserschutz werden zur Kenntnis genommen. 
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entsprechender Antragsunterlagen mit einem Nachweis, dass keine Gefährdung für das Grund-
wasser/die Wasserfassungen zu befürchten ist, zu beantragen.  

   Mit verschiedenen Vorhaben geht eine flächenmäßige Versiegelung einher. Die Ausführung von 
Flächen, durch die keine Gefährdung des Grundwassers zu befürchten ist, sollten außerhalb von 
Wasserschutzgebieten mit wasserdurchlässigen Belägen vorgegeben werden. 

Der Hinweis zu wasserdurchlässigen Belägen wird zur Kenntnis genom-
men und im Rahmen nachfolgender Verfahren beachtet. 

   Die Gebietsbezogenen Flächensteckbriefe sind hinsichtlich der WSG zu überarbeiten. Angegeben 
werden sollte nicht nur die Schutzgebietszone, sondern auch die Zuordnung zum entsprechenden 
Wasserschutzgebiet/der Schutzgebietsverordnung (z.B. Zone III, WSG Brunnen Herrenau und 
Quelle Erfelder Mühle). Ggf. könnten auch entsprechend relevante Verbote direkt genannt werden.  
Ebenfalls zu überarbeiten sind die Angaben zu den WSG-Zonen. Beispielsweise ist im Flächen-
steckbrief zum Vorhaben 41, HDH-Bretzingen: Hecken-Schleifwehr-Erweiterung die Lage in Zone 
IIIA eines WSG angegeben. Die Fläche liegt jedoch in Zone III des WSG zum Schutz der Brunnen 
Herrenau und Quelle Erfelder Mühle. Eine Unterteilung in Zone IIIA und IIIB ist in diesem WSG 
nicht vorhanden. Steckbrief 57, „Erftalstraße“ ist ebenso falsch. Eine WSG-Zone IIA gibt es hier 
nicht.  
Alle Steckbriefe sind daher zu kontrollieren und zu überarbeiten. Bei Bedarf können zur genauen 
Verortung der WSG Shape-Dateien von der Unteren Wasserbehörde zur Verfügung gestellt wer-
den.  
Die im folgenden genannten Wasserschutzgebiete sind relevant für die Vorhaben in den entspre-
chend zugeordneten Gemeinden:  

- WSG Brunnen Herrenau und Quelle Erfelder Mühle: Vorhaben Bretzingen, Waldstetten  
- WSG Paulusbodenquelle Höpfingen: Vorhaben Hardheim  
- Zukünftiges WSG Marsbachbrunnen WAD: ggf. Vorhaben Walldürn 

Der Anregung wird gefolgt. 
Die Wasserschutzgebiete werden in den betreffenden gebietsbezogenen 
Flächensteckbriefen ergänzt. Die im Flächennutzungsplan nachrichtlich 
dargestellten Wasserschutzgebiete basieren auf den Daten der LUBW. 

   Die Planflächen in Walldürn 72 (G – „VIP III“) und 45 (M und G – „Ziegelhütte“) liegen derzeit nicht 
in einem Wasserschutzgebiet. Aktuell wird das Wasserschutzgebiet für die Marsbachbrunnen der 
Stadt Walldürn neu abgegrenzt. Die Arbeiten sind noch nicht abgeschlossen. Beim derzeitigen 
Kenntnisstand kann noch nicht ausgeschlossen werden, dass die Planflächen im neuen Wasser-
schutzgebiet liegen könnten (Zone III oder IIIA oder IIIB).  

Der Hinweis auf das geplante Wasserschutzgebiet wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

   Die nachfolgenden Hinweise sind besonders neben den allgemeinen gesetzlichen Vorgaben zum 
Grundwasserschutz sowie den entsprechenden Schutzgebietsverordnungen zu beachten:  
Bei Bauarbeiten auftretende Störungen, Schäden oder besondere Vorkommnisse sind der Unteren 
Bodenschutz- und Altlastenbehörde unverzüglich zu melden.  
Grundwassereingriffe und Grundwasserbenutzungen bedürfen einer wasserrechtlichen Erlaubnis 
und sind der Unteren Wasserbehörde vorab anzuzeigen.  
Die Baustellen sind so anzulegen und so zu sichern, dass keine wassergefährdenden Stoffe in den 
Untergrund eindringen können.  
Falls bei Bauarbeiten unvorhergesehen Grundwasser angetroffen wird, ist dies der Unteren Was-
serbehörde unverzüglich mitzuteilen. 

Die Hinweise zum Grundwasserschutz sowie die entsprechende Schutz-
gebietsverordnung werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen 
nachfolgender Verfahren beachtet. 
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 Landratsamt NOK 
Technische Fachbehörde  
Abwasserbeseitigung 

12.08.2020 In den Steckbriefen sind Anschlussmöglichkeiten für die Entwässerung benannt.  
Wir möchten darauf hinweisen, dass bei einem Anschluss der geplanten neuen Bauflächen an die 
Bestandkanalisation ggf. Aufdimensionierungen bzw. sonstige Neubauten/ Veränderungen/ Erwei-
terungen der Abwasseranlagen erforderlich werden, um das Abwasser schadlos ableiten zu kön-
nen, die je nach Aufwand, einen nicht unerheblichen Kostenfaktor darstellen können.  

Die Hinweise zur Abwasserbeseitigung und zu den Erschließungskosten 
werden zur Kenntnis genommen. 

     

 Landratsamt NOK  
Technische Fachbehörde 
Oberirdische Gewässer 

12.08.2020 Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 12.10.2018.  Wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wurde bereits in der 
Verbandsversammlung behandelt. 

   Hinweis:  
Südwestlich des Plangebietes 54 M „Gütleinsäcker IV“ verläuft der „Brügelgraben“, ein Gewässer 
II. Ordnung. Der Verlauf des Gewässers wurde verändert und auch entsprechend aus dem Amtli-
chen Digitalen Wasserwirtschaftlichen Gewässernetz in den Flächennutzungsplan übertragen. Die 
Hochwassergefahrenkarten wurden jedoch noch nicht fortgeschrieben, sodass der tatsächliche 
Verlauf des „Brügelgraben“ bezogen auf die Hochwassergefahrenkarten in diesem Bereich nicht 
korrekt dargestellt ist. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Im Flächennutzungsplan wurden die Überschwemmungsgebiete HQ100 
und HQextrem entsprechend den aktuell abrufbaren Hochwassergefahren-
karten der LUBW dargestellt. 
Ein entsprechender Hinweis zu diesem Sachverhalt wird in der Begrün-
dung unter Kapitel 15.10 aufgenommen. 

     

 Landratsamt NOK  
Technische Fachbehörde Bo-
denschutz, Altlasten 

12.08.2020 1. Bodenschutz- und Altlastenkataster  
Gemäß den derzeit bei der Unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde vorliegenden Unterlagen 
und Plänen sind innerhalb des Plangebietes zum Flächennutzungsplan 2030 Hardheim-Höpfingen-
Walldürn diverse Altlasten bzw. altlastverdächtige Flächen im Bodenschutz- und Altlastenkataster 
erfasst/verzeichnet.  
Im Bereich von Altlasten und/oder altlastverdächtigen Flächen können Untergrund- und ggf. auch 
Grundwasserverunreinigungen grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. Im Falle von späteren 
Untergrundeingriffen, welche in diesen Flächenbereichen erfolgen, ist zumindest mit abfallrechtlich 
relevanten Aushubmaterialien zu rechnen. In Abhängigkeit der zukünftigen Nutzung und Planun-
gen werden im Bereich von Altlasten und altlastverdächtigen Flächen ggf. weitere Maßnahmen - 
in Abstimmung mit der Unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde - erforderlich.  

 
Die Hinweise zu Altlasten und altlastverdächtigen Flächen werden zur 
Kenntnis genommen. 

   2. Bodenschutz  
Aus Sicht des Bodenschutzes und der Altlasten bestehen gegen das geplante und beschriebene 
Vorhaben grundsätzlich keine Bedenken.  
Mit der Fortschreibung des Flächennutzungsplans verfügt der Planungsträger über wichtige Hand-
lungsmöglichkeiten, um einen wirkungsvollen Bodenschutz zu gewährleisten, insbesondere dem 
steigenden Flächenverbrauch entgegenzuwirken.  
Gemäß § 1a Baugesetzbuch (BauGB) soll mit dem Grund und Boden sparsam und schonend um-
gegangen werden.  
Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen 
nicht hervorgerufen werden (§ 4 BBodSchG).  

 
Die Hinweise zum Bodenschutz werden zur Kenntnis genommen. 
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Auf das Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und die Bundes-Bodenschutz- und Altlasten-
verordnung (BBodSchV) sowie das Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) 
möchten wir hinweisen.  

     

 Landratsamt NOK 
Gewerbeaufsicht 

12.08.2020 Aus Sicht des vorbeugenden Immissionsschutzes bestehen keine Bedenken gegen und keine An-
regungen zum „Flächennutzungsplan 2030- Zieljahr 2030“.  

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

 Landratsamt NOK 
Forst 

12.08.2020 Wir verweisen auf unsere forstlichen Stellungnahmen vom 12.10.2018. Es sind keine weiteren An-
merkungen oder Bedenken vorhanden. 

Der Verweis auf die Stellungnahme vom 12.10.2018 wird zur Kenntnis 
genommen. 
Die Stellungnahme vom 12.10.2018 wurde bereits in der Verbandsver-
sammlung behandelt. 

     

 Landratsamt NOK 
Gesundheitswesen 

12.08.2020 Zu dem o.g. Vorhaben bestehen keine grundsätzlichen Bedenken  Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

 Landratsamt NOK 
ÖPNV 

12.08.2020 Gegen die Aufstellung des Flächennutzungsplanes 2030 des GVV Hardheim-Walldürn bestehen 
seitens des FD ÖPNV keine Bedenken.  

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

 Landratsamt NOK  
Straßen 

12.08.2020 Gegen das Vorhaben bestehen keine Einwände.  Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

 Landratsamt NOK  
Flurneuordnung und Landent-
wicklung 

12.08.2020 Keine Bedenken und Anregungen.  Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

 Landratsamt NOK  
Landwirtschaft 

12.08.2020 Zu dem Vorhaben bestehen keine grundsätzlichen Bedenken.  
Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden und nur im nötigen Um-
fang umgenutzt werden. Zum Erhalt der Kulturlandschaft darf landwirtschaftliche Betriebe nicht ihre 
Lebensgrundlage entzogen werden. Bereits jetzt möchten wir darauf hinweisen, dass beim Ein-
griffs-Ausgleich keine landwirtschaftlich gut nutzbaren Flächen beansprucht werden dürfen. Der 
Ausgleich sollte die durch Aufwertung bereits vorhandener Biotopstrukturen oder durch den Erwerb 
von Ökokontopunkten erfolgen. Im NOK sind in großem Umfang Ökokontopunkte vorhanden und 
können zum Ausgleich erworben werden.  

Der Hinweis zur Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen wird zur 
Kenntnis genommen. 
Die Bauflächen sollen bis zum Zieljahr 2033 entsprechend des konkreten 
Bedarfs entwickelt werden. Externe Ausgleichsmaßnahmen sollen, wenn 
möglich, nicht auf landwirtschaftlich genutzten Flächen erfolgen. 

     

 Landratsamt NOK  
Vermessung 

12.08.2020 Es bestehen keine Bedenken oder Anregungen.  Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 
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2. Verband  
Region Rhein-Neckar 

14.09.2020 Mit Schreiben vom 19.08.2020 hat das Regierungspräsidium Karlsruhe, Höhere Raumordnungs-
behörde, zu dem FNP-Fortschreibungsentwurf Stellung genommen. 
Den dahingehenden Ausführungen der Höheren Raumordnungsbehörde schließt sich der Verband 
Region Rhein-Neckar hiermit an. 

Der Verweis auf die Stellungnahme der Höheren Raumordnungsbehörde 
wird zur Kenntnis genommen. 

     

3. RP Karlsruhe  
Ref. 21 – Raumordnung, Bau-
recht, Denkmalschutz 

 In unserer Funktion als Höhere Raumordnungsbehörde nahmen wir bereits mit Schreiben vom 
09.10.2018 Stellung. Ergänzend hierzu äußern wir uns folgendermaßen:  
Wohnbauflächenbedarf  
Die Errechnung des Wohnbauflächenbedarfs wurde zwischenzeitlich in zwei Varianten durchge-
führt: auf Basis der Methodik des Hinweispapiers zur Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfs-
nachweise des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg vom 
15.02.2017 wie auch mit der Methodik des Verbands Region Rhein-Neckar, welche im Rahmen 
des Verfahrens zur 1. Änderung des Einheitlichen Regionalplans entwickelt wurde. Beide Berech-
nungsansätze wurden durch das Hinzuziehen von „Sondereffekten“ in Form diverser Zusatzbe-
darfe modifiziert, wodurch sich die Ergebnisse merklich erhöhen.  
Im Ergebnis wird bis 2033 ein Brutto-Wohnbauflächenbedarf von 51,59 ha (WM) bzw. 40,56 ha 
(VRRN) errechnet. Nach Abzug der vorhandenen Potentiale ergeben sich, entsprechend des vor-
liegenden Erläuterungsberichts, Bedarfswerte von 38,38 ha (WM) bzw. 27,35 ha (VRRN) für den 
GVV. Die Höhere Raumordnungsbehörde kommt dahingehend zu den folgenden Einschätzungen:  

 
 
 
Die Hinweise zum Wohnbauflächenbedarf werden zur Kenntnis genom-
men. 

   - Nach unseren Berechnungen ergibt sich bei Anwendung der jeweiligen Methodik, Zugrundele-
gung der vorgesehenen Dichtewerte aus dem Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar (ERP) und 
der Hauptvariante mit Wanderungen des Statistischen Landesamtes zunächst ein relativer Bedarf 
von 27,3 ha (VRRN) bzw. 29,4 ha (WM). Dies bedeutet gegenüber der vorliegenden Begründung 
eine Abweichung von ca. 9 ha bei Berechnung nach Hinweispapier.  

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
Der Wohnbauflächenbedarf wird geprüft und in Abstimmung mit dem RP 
Karlsruhe korrigiert.  

   - Die angezeigten „Sonderbedarfe“ im Umfang von 350 EW in Walldürn (Bundeswehr, Procter & 
Gamble) sowie 450 EW in Hardheim (Bundeswehr) tragen wir mit, auch wenn es sich derzeit nur 
um grobe Annahmen handelt. Wir bitten jedoch, die regionalplanerisch vorgesehenen Dichtewerte 
von 60 bzw. 40 EW pro ha heranzuziehen, wodurch sich 7,5 ha für Hardheim bzw. 5,8 ha für Wall-
dürn ergeben. Hieraus ergäbe sich ein relativer Flächenbedarf inkl. Sonderbedarfen von 40,6 ha 
(VRRN) bzw. 42,8 ha (WM) für den GVV.  

Die Zustimmung zum Sonderbedarf wird zur Kenntnis genommen. Die re-
gionalplanerisch vorgesehenen Dichtewerte werden beachtet und der 
Wohnbauflächenbedarf korrigiert. 

   - Wir akzeptieren den vorliegenden Ansatz von Baulücken- und Innenentwicklungspotentialen im 
Umfang von insgesamt knapp 6 ha für die GVV als präzisierte und verbesserte Betrachtung (inkl. 
Eigentümerabfrage) gegenüber dem vorherigen Entwurf. Darüber hinaus werden ca. 7,3 ha noch 
offene Wohnbauflächen aus rechtsgültigen Bebauungsplänen in Ansatz gebracht. Die Nichtanrech-
nung der Baugebiete „Vordere Steinig III“, „Gütleinsäcker IV“ und „Steinacker-Auerberg II“ (insge-
samt 16 ha) ist bereits vorabgestimmt.  

Die Zustimmung zum ermittelten Innenentwicklungspotential wird zur 
Kenntnis genommen. 

   Im Ergebnis sehen wir einen absoluten Wohnbauflächenbedarf von 27,4 ha (WM) bzw. 29,6 ha 
(VRRN) (Hardheim 11,1 bis 11,9 ha; Höpfingen -0,8 bis 3,5 ha; Walldürn 14,1 bis 17,1 ha), den wir 
mittragen. 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
Der Wohnbauflächenbedarf wird geprüft und in Abstimmung mit dem RP 
Karlsruhe korrigiert. 
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   Gewerbeflächenbedarf  
Zu den Darstellungen bzgl. des Gewerbeflächenbedarfs bestehen von unserer Seite keine Anre-
gungen oder Bedenken hinsichtlich der Neuausweisung zweier Gewerbeflächen mit einem Ge-
samtumfang von 1,19 ha. 

 
Die Zustimmung bzgl. des Gewerbeflächenbedarfs wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

   Betroffenheit raumordnerischer Belange  
Hardheim  
- Für den Bereich der Fläche Nr. 59 „Dornberger Straße“ (0,23 ha) legt der Regionalplan einen 
Regionalen Grünzug gem. PS 2.1.1 Z ERP und ein Vorranggebiet für die Landwirtschaft gem. 
PS 2.3.1.2 Z ERP fest. Laut vorliegender Planbegründung wurden seitens der Unteren Landwirt-
schaftsbehörde keine Bedenken hinsichtlich der kleinräumigen Arrondierung geäußert. Wir stim-
men der kleinräumigen Planung im Rahmen des maßstabsbedingten Ausformungsspielraums des 
Regionalplans zu.  

 
 
Die Zustimmung zur Bauflächenausweisung „Dornberger Straße“ wird zur 
Kenntnis genommen. 

   - Für den Bereich der Fläche Nr. 66 „Rütschdorf Süd“ (0,38 ha) legt der Regionalplan einen Regi-
onalen Grünzug gem. PS 2.1.1 Z ERP fest. In der Erläuterungskarte „Natur, Landschaft und Um-
welt“ des VRRN ist der Bereich mit besonderer Bedeutung für die Naherholung und den Biotopver-
bund gekennzeichnet. Gemäß der Planbegründung ist eine entsprechende Eingrünung vorgese-
hen, um die Wirkungen auf den Biotopverbund zu kompensieren. Wir stimmen der kleinräumigen 
Planung im Rahmen des maßstabsbedingten Ausformungsspielraums des Regionalplans zu. 

Die Zustimmung zur Bauflächenausweisung „Rütschdorf Süd“ wird zur 
Kenntnis genommen. 

   - Für den Bereich der Flächen Nr. 67 „Vollmersdorf Südwest“ (0,28 ha) und Nr. 68 „Vollmersdorf 
Südost“ (0,25 ha) legt der Regionalplan ein Vorranggebiet für die Landwirtschaft fest. Entsprechend 
der vorliegenden Planbegründung sollen mit den Flächen Entwicklungsmöglichkeiten für ansässige 
Landwirtschaftsbetrieben geschaffen werden. Seitens der Unteren Landwirtschaftsbehörde wur-
den laut Erläuterungsbericht keine Bedenken hinsichtlich der kleinräumigen Arrondierungen vor-
getragen. Wir stimmen im Rahmen des maßstabsbedingten Ausformungsspielraums des Regio-
nalplans zu. 

Die Zustimmung zu den Bauflächenausweisungen „Vollmersdorf Süd-
west“ und „Vollmersdorf Südost“ wird zur Kenntnis genommen. 

   Keine raumordnerischen Bedenken bestehen mit Blick auf die Flächen Nr. 57, 58, 61, 62, 63 und 
65 sowie auf die aus dem FNP 2030 übernommenen Flächen, einschließlich der modifizierten Flä-
chen Nr. 56, 45 und 46. Der geringfügigen Überschneidung der erweiterten Fläche Nr. 45 (0,5 ha) 
mit einem Regionalen Grünzug stimmen wir im Rahmen des maßstabsbedingten Ausformungs-
spielraums des Regionalplans zu. 

Die Zustimmung zu den genannten Bauflächenausweisungen wird zur 
Kenntnis genommen. 

   Höpfingen  
- Der Planung eines Nahversorgungsstandortes durch Fläche Nr. 26 (0,53 ha) stimmten wir im 
Rahmen des entsprechenden Bebauungsplanverfahrens mit Schreiben vom 10.07.2020 bereits zu. 
Belange der Raumordnung stehen der geplanten Darstellung im Flächennutzungsplan nicht ent-
gegen. 

 
Der Verweis auf das Bebauungsplanverfahren wird zur Kenntnis genom-
men. 
Die Sonderbaufläche wurde bereits in einem eigenständigen Parallelver-
fahren zum Bebauungsplan „Sondergebiet Lebensmittelmarkt“ in den Flä-
chennutzungsplan aufgenommen. Der Bebauungsplan ist mittlerweile 
rechtskräftig. Die Sonderbaufläche wird daher als Bestandsfläche darge-
stellt. 

   - Für den Bereich der Fläche Nr. 29 „Glöckle III“ (0,44 ha) legt der Regionalplan einen Regionalen 
Grünzug gem. PS 2.1.1 Z ERP und ein Vorranggebiet für Naturschutz und Landschaftspflege gem. 

Der raumordnerische Hinweis zur geplanten Baufläche „Glöckle III“ wird 
zur Kenntnis genommen. 
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PS 2.2.1.2 Z fest. Insoweit entsteht ein Konflikt mit diesen beiden Zielen der Raumordnung, der 
jedoch im Rahmen der maßstabsbedingten Ausformung überwindbar ist.  

Zur Überwindung des Konflikts mit den berührten Belangen (Regionaler 
Grünzug, Vorranggebiet für Naturschutz und Landschaftspflege) ist im 
Rahmen der verbindlichen Bebauungsplanung durch eine entsprechende 
Gestaltung der Bebauung (insb. Eingrünung) Rechnung zu tragen. Die 
Hinweise werden in den gebietsbezogenen Flächensteckbrief für nachge-
lagerte Verfahren aufgenommen. 

   Keine raumordnerischen Bedenken bestehen mit Blick auf die Flächen 27, 28, 30 sowie auf die 
aus dem FNP 2030 übernommenen Flächen.  
In der Planbegründung wird ausgeführt, dass mit Fläche Nr. 29 ein Ersatz für die Flächen Nr. 22 
und 25 geschaffen werden soll, deren Erschließung aufgrund schwieriger topographischer Verhält-
nisse nicht vorgesehen ist. Besagten Flächen sollten daher auch aus dem Flächennutzungsplan 
herausgenommen werden.  

Die Zustimmung zu den genannten Bauflächenausweisungen wird zur 
Kenntnis genommen.  
Der Anregung wird teilweise gefolgt. 
Die Gemeinde Höpfingen möchte an den Bauflächenausweisungen 
grundsätzlich festhalten, da diese bereits im Flächennutzungsplan enthal-
ten sind. Die Bauflächenausweisung „Unterdorf“ (Nr. 22) wird aufgrund 
der visuellen Beeinträchtigung des Ensembles aus Kirche, Pfarrhaus und 
Rathaus reduziert. Eine gänzliche Herausnahme ist auch aufgrund der 
erschließungstechnischen Verzahnung der nördlich gelegenen Misch-
baufläche „Hofacker“ (Nr. 25) nicht vorgesehen. 

   Walldürn  
- Für den Bereich der Fläche Nr. 77 „Neusaß Südost“ (0,36 ha) legt der Regionalplan einen Regi-
onalen Grünzug gem. PS 2.1.1 Z ERP fest. In der Erläuterungskarte „Natur, Landschaft und Um-
welt“ des VRRN ist der Bereich mit besonderer Bedeutung für die Naherholung gekennzeichnet. 
Aufgrund des spornförmigen Eingriffs in den Regionalen Grünzug steht besagtes Ziel der Raum-
ordnung einer baulichen Entwicklung am betreffenden Standort entgegen.  

 
Die raumordnerischen Hinweise zur geplanten Baufläche „Neusaß Süd-
ost“ werden zur Kenntnis genommen. Die Wohnbauflächenausweisung 
wird nicht weiterverfolgt. 

   - Für den Bereich der Fläche Nr. 83 „Geisberg“ legt der Regionalplan ein Vorranggebiet für die 
Landwirtschaft gem. PS 2.3.1.2 Z ERP fest. Auf die Bedeutung der derzeit ackerbaulich genutzten 
Fläche für den landwirtschaftlichen Betrieb ist noch einzugehen. Laut Planbegründung wurden sei-
tens der Unteren Landwirtschaftsbehörde keine Bedenken hinsichtlich der kleinräumigen Arrondie-
rung geäußert. Wir stimmen der kleinräumigen Planung im Rahmen des maßstabsbedingten Aus-
formungsspielraums des Regionalplans zu. 

Die Zustimmung zur Bauflächenausweisung „Geisberg“ wird zur Kenntnis 
genommen. 

   - Die Fläche Nr. 84 „Vorderer Wasen II“ liegt in einem Bereich, für den der Regionalplan einen 
Regionalen Grünzug gem. PS 2.1.1 Z ERP festgelegt hat. Das regionalplanerische Ziel steht der 
Planung entgegen. Daher wurde beim Regierungspräsidium Karlsruhe der Antrag auf Zulassung 
einer Zielabweichung gem. § 6 ROG i.V.m. § 24 LplG beantragt. Das diesbezügliche Verfahren 
ruht derzeit, eine positive Entscheidung ist Voraussetzung für die entsprechende Darstellung im 
Flächennutzungsplan. Nach heutigem Stand steht die Festlegung als Regionaler Grünzug einer 
Darstellung entgegen.  

Die raumordnerischen Hinweise zur geplanten Baufläche „Vorderer 
Wasen II“ werden zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die vorgesehene Bauflächenausweisung im Rahmen dieses Verfahrens 
nicht weiterverfolgt. 

   Keine raumordnerischen Bedenken bestehen mit Blick auf die Flächen 75, 76, 78, 79, 80, 81, 82, 
85 und 88 sowie auf die aus dem FNP 2030 übernommenen Flächen.  

Die Zustimmung zu den genannten Bauflächenausweisungen wird zur 
Kenntnis genommen.  
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   Gesamtbewertung  
Gemäß unserer Berechnung ist, unter Berücksichtigung von 50% der Mischbauflächen, insgesamt 
die Darstellung von ca. 38,5 ha Wohnbauflächen geplant.  
Gemäß des vorgelegten Wohnbauflächenbedarfsnachweises wird ein Bedarf von 27,35 ha (Be-
rechnungsmethodik VRRN) bis 38,38 ha (Berechnungsmethodik Hinweispapier) angeführt. Nach 
unseren Berechnungen führt über die Methodik des VRRN ebenfalls zu 27,4 ha, die Methodik des 
WM jedoch lediglich zu 29,6 ha. Dies ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass mit 
50 EW/ha in der vorgelegten Berechnung ein zu geringer Dichtewert angesetzt wurde. Von unserer 
Seite erfolgte die Anwendung der Dichtewerte von 60 bzw. 40 EW/ha, wie sie im ERP vorgesehen 
ist. Entsprechend reduziert sich der Flächenbedarf.  
Wie oben beschrieben, sind wir grundsätzlich bereit, sowohl die angeführten Sondereffekte durch 
Militär und Arbeitsplatzmehrung zu akzeptieren als auch die Nichtanrechnung der derzeit nicht zu 
realisierenden Baugebiete. Gleichzeitig bitten wir jedoch darum, bei zukünftigen Planungen die 
angesprochenen Dichtewerte anzustreben und bei der jetzigen FNP-Fortschreibung auch von die-
sen auszugehen. Aus diesem Grund sollte geprüft werden, inwieweit die derzeitige Diskrepanz 
zwischen Planung und Bedarfsnachweis von ca. 9 ha erheblich reduziert werden kann, u. a. durch 
Herausnahme der weiteren, nicht realisierbaren Flächen Nr. 22 und 25.  
Für Rückfragen und weitere Erläuterungen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 
Die Hinweise zur Wohnbauflächenausweisung werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Wohnbauflächenbedarfsermittlung wurde entsprechend der 
Anregung korrigiert. 
Durch die Veränderung der Flächenkulisse wird die Wohnbauflächenaus-
weisung unter Berücksichtigung von 50 % der Mischbauflächen auf rund 
29,6 ha reduziert. Damit wird der ermittelte Wohnbauflächenbedarf nicht 
überschritten. 

     

4. RP Karlsruhe  
Abteilung 4 – Straßenwesen 
und Verkehr 

27.09.2020 Es bestehen keine Bedenken. 
Zum Flächennutzungsplan haben wir mit Schreiben vom 27.8.2018 eine Stellungnahme abgege-
ben. Diese Stellungnahme bitten wir auch weiterhin sinngemäß zu beachten. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme vom 27.08.2018 wurde bereits in der Verbandsver-
sammlung behandelt. 

     

5. RP Stuttgart  
Ref. 46.2 – Luftverkehr und 
Luftsicherheit 

03.08.2020 Das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 46.2 - Luftverkehr und Luftsicherheit, erhebt keine Ein-
wendungen gegen die geplanten Änderungen des FNPs. 
Luftrechtliche Belange werden durch diese nicht tangiert. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

6. RP Karlsruhe  
Abteilung 5 – Umwelt 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

7. RP Karlsruhe  
Ref. 53.1 und 53.2 –  
Gewässer 

08.07.2020 Im Planungsbereich befinden sich keine Gewässer I. Ordnung des Landes.  
Hinsichtlich der Grundwassermessstellen des Landes ist zurzeit keine Betroffenheit vorhanden. 
Eine erneute Beteiligung inklusive Stellungnahme von unserer Seite ist dann wieder notwendig, 
wenn konkrete und explizite Baumaßnahmen im Zuge des Flächennutzungsplans umgesetzt wer-
den sollen und diese Auswirkungen auf Grundwassermessstellen des Landes haben könnten.  

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 
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8. RP Freiburg 
Abteilung 9 – Landesamt für 
Geologie, Rohstoffe und 
Bergbau 

28.07.2020 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall nicht überwunden 
werden können, und beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan berühren 
können, liegen keine vor. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Geotechnik 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können unter http://maps.lgrb-bw.de/ abgerufen 
werden. 
Ingenieurgeologische Belange werden im Rahmen der Anhörung zu konkreten Planungen (z.B. 
Bebauungspläne) beurteilt, wenn Art und Umfang der Eingriffe in den Untergrund näher bekannt 
sind. Eine Gefahrenhinweiskarte (insbesondere bezüglich eventueller Massenbewegungen und 
Verkarstungsstrukturen) kann, nach vorheriger - für Kommunen und alle übrigen Träger Öffentli-
cher Belange gebührenfreier - Registrierung, unter http://geogefahren.lgrb-bw.de/ abgerufen wer-
den. 

 
Die Hinweise zur Geotechnik werden zur Kenntnis genommen. 

   Boden 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzu-
tragen. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Mineralische Rohstoffe 
Der Baugrund der Fläche 20 „Heidlein-Erweiterung“ in Höpfingen besteht nach den Informationen 
aus der Geologischen Karte 1 : 50.000 (https://maps.lgrb-bw.de) und einer ca. 350 m westlich ge-
legenen Bohrung (LGRB-Archiv-Nr. BO 6322/94) aus Lösslehm, möglicherweise geringmächtigen 
Tonmergel- und Kalksteinen des Unteren Muschelkalks sowie aus den darunter folgenden Ton-
steinen der Rötton-Formation am Top des Oberen Buntsandsteins. Der Lösslehm und die Ton-
steine der Rötton-Formation können voraussichtlich als Ziegeleirohstoff Verwendung finden, evtl. 
auch die Tonmergelsteine des Unteren Muschelkalks. Das bei den Baumaßnahmen anfallende 
Gestein sollte auf seine Eignung als Ziegeleirohstoff geprüft und möglichst einer entsprechenden 
Verwendung zugeführt werden. Ein möglicher Abnehmer ist das Ziegelwerk in Buchen-Hainstadt, 
in dem Tonsteine der Rötton-Formation als Rohstoff verarbeitet werden. 
Sollte für die Fläche 20 bereits ein Baugrundgutachten vorliegen, wird um Übermittlung an das 
LGRB gebeten. 
Darüber hinaus sind zu den Planungen keine weiteren Hinweise oder Anregungen vorzubringen. 

 
Die Hinweise zu Mineralischen Rohstoffen werden zur Kenntnis genom-
men und beachtet. 
Ein entsprechender Hinweis wird in den betreffenden gebietsbezogenen 
Flächensteckbrief aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
Eine Baugrunduntersuchung liegt für die geplante Baufläche aktuell nicht 
vor. 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Grundwasser 
In den Planungsgebieten laufen derzeit keine hydrogeologischen Maßnahmen des LGRB und es 
sind derzeit auch keine geplant. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Bergbau 
Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher Seite keine Einwendungen. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Geotopschutz 
Im Bereich der Planflächen sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht tangiert. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 
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   Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen Karten-
werk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des LGRB 
(http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der Adresse 
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) abgeru-
fen werden kann. 

 
Die allgemeinen Hinweise zum geologischen Kartenwerk und zum Ge-
otop-Kataster werden zur Kenntnis genommen. 

     

9. RP Freiburg 
Abteilung 8 – Landesbetrieb 
Forst (ForstBW) 

04.08.2020 Waldinanspruchnahme - Nr. 76 Betriebserweiterung Zimmerei Bundschuh, 
Walldürn-Glashofen: 
Bei der Planänderung dürfte es sich gem. Ortslageplan abweichend um die Änderungs-Nr. 88 han-
deln. Mit diesem Änderungsbereich sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Betriebs-
erweiterung der Zimmerei Bundschuh geschaffen werden. Es ist vorgesehen, im Anschluss an das 
bestehende Betriebsgelände eine gewerbliche Baufläche, ein Mischgebiet sowie private Grünflä-
chen auszuweisen. In der Grünfläche sind ein Lärmschutzwall und eine Bepflanzung vorgesehen. 
Im Nordosten des Änderungsbereiches wird auf einer Fläche von ca. 0,2 ha Wald im Sinne des § 2 
LWaldG überplant. Die Fläche soll im Flächennutzungsplan zukünftig als private Grünfläche dar-
gestellt werden. Hieraus ergibt sich eine anderweitige Darstellung der Nutzungsart. 
Aufgrund der geplanten anderweitigen Darstellung der Nutzungsart, wird für diese Flächen nach 
§ 10 i.V. m. § 9 LWaldG im Rahmen der Bauleitplanung eine Waldumwandlungserklärung erfor-
derlich. 
Der Flächennutzungsplan kann in diesem Bereich erst nach Vorlage der Umwandlungserklärung 
Rechtskraft erlangen. 
Ein entsprechender Antrag auf Umwandlungserklärung ist unter Nennung der betroffenen Flurstü-
cke und Flächengrößen, einer forstrechtlichen Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung sowie eines forst-
rechtlichen Ausgleichskonzeptes über die Untere Forstbehörde hierher vorzulegen. Ein Antrags-
vordruck (EW 12) ist diesem Schreiben beigefügt. 

 
 
Die Hinweise zur Inanspruchnahme von Waldflächen werden zur Kennt-
nis genommen. 
Nach Rücksprache mit dem Landratsamt Neckar-Odenwald-Kreis und 
dem RP Freiburg wurde die Stellungname zur Flächenausweisung „Zim-
merei Bundschuh“ geändert. (siehe unten) 

  03.03.2021 In Abstimmung mit der Unteren Forstbehörde möchte ich unsere Stellungnahme vom 04.08.2020 
wie folgt ändern. 
Sofern sich die Eingriffe in Verbindung mit der FNP-Änderung im Bereich der Zimmerei Bundschuh 
(Nr. 88) ausschließlich auf das landwirtschaftliche Grundstück beschränken und keine Eingriffe in 
den Waldrandbereich des angrenzenden Flurstücks erfolgen, ist entgegen unserer bisherigen Aus-
sage kein forstrechtliches Verfahren nach § 10 LWaldG erforderlich. Gegenüber der Planänderung 
in diesem Bereich bestehen keine Einwände. 

Die Hinweise zur Inanspruchnahme von Waldflächen werden zur Kennt-
nis genommen und beachtet. 
Ein entsprechender Hinweis wird in den gebietsbezogenen Flächensteck-
brief aufgenommen. Eine Waldinanspruchnahme ist nicht vorgesehen. 

  04.08.2020 Einzuhaltender Waldabstand gemäß § 4 Abs. 3 LBO: 
Wir weisen darauf hin, dass bei den Planungen  

Nr. 75 - Hintere Steinäcker, Walldürn-Gerolzahn,  
Nr. 76 - Im Steinig II (Wohnen), Walldürn-Glashofen,  
Nr. 62 - Kranzbergweg, Hardheim-Gerichtstetten und  
Nr. 88 – Betriebserweiterung Zimmerei Bundschuh, Walldürn- Glashofen,  

Die Hinweise zur Einhaltung des Waldabstands werden zur Kenntnis ge-
nommen und beachtet. 
Ein entsprechender Hinweis zur Einhaltung des Waldabstands wird, falls 
noch nicht geschehen, in die entsprechenden gebietsbezogenen Flä-
chensteckbriefe aufgenommen. 
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der gesetzliche Waldabstand von 30 m mit Gebäuden zum Wald gem. § 4 (3) LBO einzuhalten ist. 
Die Waldabstandsthematik ist im Rahmen des jeweiligen Bebauungsplans bzw. der Bauanträge 
rechtlich zu regeln 

   Gegenüber den sonstigen Planungen der Flächennutzungsplanänderung bestehen aus forstfach-
licher Sicht keine Einwände. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

10. RP Stuttgart  
Landesamt für Denkmalpflege 

22.09.2020 Wir verweisen nochmals ausdrücklich auf unsere Stellungnahme vom 15.08.2018. Insbesondere 
die erheblichen Bedenken gegenüber der Fläche 22W „Unterdorf“ werden nochmals aufgeführt. 
Auch im anschließend notwendigen Genehmigungsverfahren kann aus denkmalfachlicher Sicht 
wegen der erheblichen Beeinträchtigung des Erscheinungsbildes der Kirche Einzelbauvorhaben 
nicht zugestimmt werden (§ 15 Abs. 3 DSchG).  

Die Hinweise zu den denkmalfachlichen Belangen sowie der Verweis auf 
die Stellungnahme vom 15.08.2018 werden zur Kenntnis genommen. 
Die visuelle Beeinträchtigung des Ensembles aus Kirche, Pfarrhaus und 
Rathaus wurde mit dem Landesamt für Denkmalpflege abgestimmt. 
Die Fläche 22W „Unterdorf“ wird entsprechend der Abstimmung im west-
lichen Bereich reduziert. Dadurch wird der topographisch höher gelegene 
Teil von einer Bebauung freigehalten. Eine erhebliche visuelle Beein-
trächtigung des Ensembles kann dadurch vermieden werden. 

     

11. Forstrechtliche Versuchs- und 
Forschungsanstalt BW 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

12. Staatliches Hochbauamt HD  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

13. Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr 

07.07.2020 Zum o.g. Flächennutzungsplan erhalte ich die Stellungnahme der Bundeswehr vom 15.08.2018 
weiterhin aufrecht. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme vom 15.08.2018 wurde bereits in der Verbandsver-
sammlung behandelt. 

     

14. Bundesanstalt für Immobilien-
aufgaben 

31.07.2020 Als Eigentümer der Bundeswehrliegenschaften, die als Sonderbauflächen nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 
BauNVO ausgewiesen sind, möchten wir uns auch bei weiteren Verfahren beteiligen. Zum Flä-
chennutzungsplan 2030 Hardheim-Walldürn haben wir in dieser frühen Planungsphase keine Ein-
wendungen. 
Bei der späteren Ausplanung möchten wir bei jedem Einzelfall, der die Standorte der Bundeswehr 
berührt, unsere Einwendungen geltend machen. 
Die Stellungnahme des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr fügen wir bei. 
Die Liegenschaften der Bundeswehr: 

• Carl-Schurz-Kaserne Hardheim 
• Nibelungen Kaserne Walldürn 
• Materiallager Hardheim 
• Mundepo Altheim 

Der Hinweis zur Beteiligung in späteren Verfahren wird zur Kenntnis ge-
nommen und beachtet. 
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• Standortübungsplatz Walldürn 
• Standortübungsplatz Külsheim 
• Verbindungstraße „Panzerstraße“ zum Standortübungsplatz Walldürn 

     

15. Bundesnetzagentur  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

16. Eisenbahnbundesamt 01.07.2020 Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen 
und die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft 
als Träger öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben 
die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berüh-
ren.  
Von Seiten des Eisenbahn-Bundesamtes bestehen keine Bedenken gegen Flächennutzungsplan 
2030. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Ich weise jedoch darauf hin, dass Flächen einer Eisenbahn des Bundes nicht überplant werden 
dürfen. Um solche Flächen handelt es sich, wenn  

• Grundstücke von einer Entscheidung gemäß § 18 AEG erfasst worden sind,  
• das planfestgestellte Vorhaben verwirklicht worden ist,  
• die Grundstücke für Bahnbetriebszwecke tatsächlich in Dienst genommen worden sind.  

Aus diesem Grund sind diese Flächen aufgrund des Fachplanungsprivilegs aus § 18 AEG i.V.m. 
§ 38 BauGB der kommunalen Planungshoheit entzogen, solange sie nicht gemäß § 23 AEG von 
Bahnbetriebszwecken freigestellt worden sind.  

Die Hinweise zur Überplanung von Flächen der Eisenbahn werden zur 
Kenntnis genommen. Flächen der Eisenbahn werden nicht überplant. 

   Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn-Bundesamt nicht die Vereinbarkeit aus Sicht der Betreiber 
der Eisenbahnbetriebsanlagen und der Bahnstromfernleitungen (Deutsche Bahn AG, DB Immobi-
lien, Gutschstr.6, 76137 Karlsruhe). prüft. Die Betreiber dieser Anlagen sind möglicher Weise be-
troffen. Daher werden die gebotenen Beteiligungen empfohlen, sofern sie nicht bereits stattfinden. 

Die Hinweise zur Zuständigkeit werden zur Kenntnis genommen und be-
achtet. Die Deutsche Bahn AG wurde ebenfalls am Verfahren beteiligt. 

     

17. Landratsamt Main-Tauber-
Kreis - Bauamt 

16.07.2020 Bei der Durchsicht der im Internet eingestellten Unterlagen wurde wiederum festgestellt, dass die 
überregional bedeutsame Kompostieranlage auf dem Grundstück Flst. Nr. 8738/3 der Gemarkung 
Schweinberg in den Planunterlagen nicht dargestellt und in der Erläuterung nicht erwähnt wird. 
Diesbezüglich wird daher nochmals auf unsere Stellungnahme vom 14.09.2018 verwiesen. 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
In den Flächennutzungsplan wurde die Kompostieranlage bereits schrift-
lich dokumentiert. Es erfolgt nun zudem eine symbolische Darstellung der 
genehmigten Anlagen. Die Anlage wurde im Rahmen eines immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens durch das RP Karlsruhe ge-
nehmigt. Etwaige Geruchsbelästigungen durch die genehmigte Kompos-
tieranlage betreffen nicht den Regelungsinhalt des Flächennutzungs-
plans. 

     

18. Landratsamt Miltenberg 
Baurecht / Bauleitplanung 

15.07.2020 Aus bauleitplanerischer und bauordnungsrechtlicher Sicht ergeben sich durch die vorgenommenen 
Änderungen gegenüber der frühzeitigen Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB in unmittel-
barer Nähe zur Gemarkungsgrenze des Landkreises Miltenberg keine neuen Erkenntnisse. Somit 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 
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bestehen gegenüber der o.g. Aufstellung des „Flächennutzungsplanes 2030“ des Gemeindever-
waltungsverbandes Hardheim-Walldürn weiterhin keine Bedenken. 

     

19. Polizeipräsidium HN 
FESt-E-VK, Standort MOS 

03.07.2020 Die öffentliche Auslegung haben wir zur Kenntnis genommen. Im derzeitigen Verfahrensstand sind 
aus polizeilicher Sicht keine Anregungen bzw. Verbesserungen vorzubringen. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

20. Dt. Telekom Technik GmbH  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

21. Netze BW GmbH 29.07.2020 Im Geltungsbereich des o.g. Flächennutzungsplans unterhalten wir keine elektrischen Anlagen. 
In der Zeichenerklärung wird unter „HAUPTVERSORGUNGSLEITUNGEN“ der Begriff .Elektrische 
Kabel" verwendet. Wir empfehlen diesen Begriff zu "Elektrische Leitungen" umzubenennen. Inso-
fern im Flächennutzungsplan nur Freileitungen dargestellt sind kann der Begriff auch als „Elektri-
sche Freileitungen" umbenannt werden. 
Wir haben zum Flächennutzungsplan keine weiteren Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 

Der Anregung wird gefolgt.  
Die Zeichenerklärung wird entsprechend der Anregung angepasst. 

   Abschließend bitten wir, uns weiter am Verfahren zu beteiligen. Wird zur Kenntnis genommen. 

     

22. Gebrüder Eirich 
Elektrizitätswerk 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

23. Stadtwerke Walldürn  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

24. MVV Energie AG  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

25. Zweckverband Bodensee- 
Wasserversorgung 

15.07.2020 Den Flächennutzungsplan 2030 haben wir geprüft. Innerhalb des Planungsbereichs „Mantelgra-
ben - Erweiterung" in der Gemeinde Höpfingen befinden sich die oben genannten Versorgungsan-
lagen der Bodensee-Wasserversorgung (BWV). 
Die betroffenen Anlagen der BWV befinden sich mittig innerhalb eines Schuttstreifens von bis zu 
6 m Breite. Die Schutzstreifen sind in der Regel grundbuchrechtlich oder über Gestattungsverträge 
gesichert. 
Die im Schutzstreifen geltenden Nutzungseinschränkungen sind unserem Schutz- und Sicherheits-
hinweise zu entnehmen. 
Die NL Höpfingen DN 150 PVCSm und das F-Kabel wurden sowohl zeichnerisch als auch textlich 
im Flächennutzungsplan aufgenommen. 
Für die Berücksichtigung unserer Belange möchten wir uns im Voraus bedanken. Wir bitten um 
weitere Beteiligung am Verfahren. 

Die Hinweise zu Versorgungsanlagen der Bodensee-Wasserversorgung 
werden zur Kenntnis genommen. 
Für die geplante Baufläche wurde bereits der Bebauungsplan „Mantels-
graben – Erweiterung“ aufgestellt. Darin wurde für die durch das Plange-
biet verlaufende Wasserversorgungsleitung zugunsten der Bodensee-
Wasserversorgung ein Leitungsrecht festgesetzt. Somit wurden die Be-
lange des Leitungsträgers berücksichtigt. 
Da der Bebauungsplan bereits rechtskräftig ist, wird die Baufläche im Flä-
chennutzungsplan als Bestandsfläche dargestellt. 
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26. Unitymedia GmbH  - siehe Stellungnahme Vodafone - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

27. Ericson Service GmbH 13.07.2020 Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die Firma Ericsson bezüglich ihres Richt-
funks keine Einwände oder spezielle Planungsvorgaben. Bitte berücksichtigen Sie, dass diese Stel-
lungnahme nur für Richtfunkverbindungen des Ericsson - Netzes gilt. 
Bitte beziehen Sie, falls nicht schon geschehen, die Deutsche Telekom, in Ihre Anfrage ein. Richten 
Sie diese Anfrage bitte an: Deutsche Telekom Technik GmbH, Ziegelleite 2-4, 95448 Bayreuth / 
richtfunk-trassenauskunft-dttgmbh@telekom.de. Von weiteren Anfragen bitten wir abzusehen. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Hinweis zur Beteiligung der Deutschen Telekom wird zur Kenntnis 
genommen und beachtet. Die Deutsche Telekom Technik GmbH wird im 
weiteren Verfahren beteiligt. 

     

28. Vodafone D2 GmbH 21.07.2020 Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände.  Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

29. Telefonica Germany GmbH & 
Co. OHG 

27.07.2020 Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Walldürn, Ortsteil Altheim: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass keine Belange von Seiten der Telefónica Germany 
GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Walldürn, Ortsteil Gerolzahn: 
Aus Sicht der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG sind nach den einschlägigen raumordneri-
schen Grundsätzen die folgenden Belange bei der weiteren Planung zu berücksichtigen, um er-
hebliche Störungen bereits vorhandener Telekommunikationslinien zu vermeiden: 
- an das Plangebiet grenzen zwei Richtfunkverbindungen sehr nahe an 

Richtfunkverbindung 

Linknummer I  A-Standort    I   B-Standort 

407559261   I   474990391  I    463990698 

407559262   I   474990391  I    463990698 
 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Im Ortsteil Gerolzahn wird eine Wohnbaufläche in den Flächennutzungs-
plan aufgenommen. Aufgrund der ländlichen Prägung werden in diesem 
Wohngebiet maximal zweigeschossige Wohngebäude entstehen. Eine 
Beeinträchtigung durch hohe Gebäude ist demnach nicht zu erwarten. 
Zudem ist das künftige Baugebiet einzugrünen, wodurch zur tatsächlichen 
Bebauung ein noch größerer Abstand entsteht. Erhebliche Beeinträchti-
gungen für die Telekommunikationslinien sind somit nicht zu erwarten. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Walldürn, Ortsteil Glashofen /  
Neusaß: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass keine Belange von Seiten der Telefónica Germany 
GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. Die Wohn-
bauflächenausweisung wird nicht weiterverfolgt. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Walldürn, Ortsteil Gottersdorf: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass auch weiterhin keine Belange von Seiten der  
Telefónica Germany GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Walldürn, Ortsteil Hornbach: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass auch weiterhin keine Belange von Seiten der  
Telefónica Germany GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Walldürn, Ortsteil Reinhardsachsen: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass keine Belange von Seiten der Telefónica Germany 
GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 
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   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Walldürn, Ortsteil Rippberg: 
Aus Sicht der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG sind nach den einschlägigen raumordneri-
schen Grundsätzen die folgenden Belange bei der weiteren Planung zu berücksichtigen, um er-
hebliche Störungen bereits vorhandener Telekommunikationslinien zu vermeiden: 
- in dem Plangebiet befindet sich eine Richtfunkverbindung  

RICHTFUNKTRASSEN 
Die darin enthaltenen Funkverbindungen kann man sich als horizontal liegende 
Zylinder mit jeweils einem Durchmesser von bis zu mehreren Metern vorstellen. 

Richtfunkverbindung 

Linknummer I  A-Standort    I   B-Standort 

407556917   I   474990254  I    474990149 
 

 
Wird zur Kenntnis genommen.  
Es werden im Ortsteil Rippberg keine neuen Bauflächen in den Flächen-
nutzungsplan aufgenommen. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Walldürn, Ortsteil Wettersdorf: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass auch weiterhin keine Belange von Seiten der  
Telefónica Germany GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Hardheim, Ortsteil Bretzingen: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass auch weiterhin keine Belange von Seiten der  
Telefónica Germany GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Hardheim, Ortsteil Dornberg: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass auch weiterhin keine Belange von Seiten der  
Telefónica Germany GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Hardheim, Ortsteil Erfeld: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass auch weiterhin keine Belange von Seiten der  
Telefónica Germany GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Hardheim, Ortsteil Gerichtstetten: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass keine Belange von Seiten der Telefónica Germany 
GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Hardheim, Ortsteil Hardheim: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass auch weiterhin keine Belange von Seiten der  
Telefónica Germany GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Hardheim, Ortsteil Rüdental: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass keine Belange von Seiten der Telefónica Germany 
GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Hardheim, Ortsteil Rütschdorf: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass keine Belange von Seiten der Telefónica Germany 
GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 
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   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Hardheim, Ortsteil Schweinberg: 
Aus Sicht der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG sind nach den einschlägigen raumordneri-
schen Grundsätzen die folgenden Belange bei der weiteren Planung zu berücksichtigen, um er-
hebliche Störungen bereits vorhandener Telekommunikationslinien zu vermeiden: 
- durch das Plangebiet führen zwei Richtfunkverbindungen hindurch 

RICHTFUNKTRASSEN 
Die darin enthaltenen Funkverbindungen kann man sich als horizontal liegende  
Zylinder mit  jeweils einem Durchmesser von bis zu mehreren Metern vorstellen. 
 
 
Richtfunkverbindung 

Linknummer I  A-Standort    I   B-Standort 

407553663   I   474990059  I    497990478 

407559061   I   474990059  I    497990478 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Im Ortsteil Schweinberg wird die bisher im Flächennutzungsplan enthal-
tenen Mischbaufläche „Achtzehnmorgen II“ in eine Wohnbaufläche um-
gewandelt. Aufgrund der ländlichen Prägung werden in diesem Wohnge-
biet maximal zweigeschossige Wohngebäude entstehen. Eine Beein-
trächtigung durch hohe Gebäude ist demnach nicht zu erwarten. Die be-
stehende Telekommunikationslinien verlaufen bereits über bestehende 
Wohn- und Mischgebiete. Erhebliche Beeinträchtigungen für die Tele-
kommunikationslinien sind somit nicht zu erwarten. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Hardheim, Ortsteil Vollmersdorf: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass auch weiterhin keine Belange von Seiten der Te-
lefónica Germany GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Höpfingen, Ortsteil Höpfingen: 
Aus Sicht der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG sind nach den einschlägigen raumordneri-
schen Grundsätzen die folgenden Belange bei der weiteren Planung zu berücksichtigen, um er-
hebliche Störungen bereits vorhandener Telekommunikationslinien zu vermeiden: 
- durch das Plangebiet führen zwei Richtfunkverbindungen hindurch 

RICHTFUNKTRASSEN 
Die darin enthaltenen Funkverbindungen kann man sich als horizontal liegende  
Zylinder mit  jeweils einem Durchmesser von bis zu mehreren Metern vorstellen. 

Richtfunkverbindung 

Linknummer I  A-Standort    I   B-Standort 

418550558   I   474990316  I    474990068 

418550705   I   474990316  I    474990068 
 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Telekommunikationslinie kreuzt die geplante Sonderbaufläche „Ehe-
malige Nike-Stellung“. Auf der Sonderbaufläche soll eine Freiflächen-
Photovoltaikanlage entstehen. Neben den aufgeständerten PV-Modulen 
sind keine hohen Gebäude vorgesehen. Eine erhebliche Beeinträchtigung 
der Telekommunikationslinie ist nicht zu erwarten. 

   Stellungnahme Richtfunk: Flächennutzungsplan 2030, Höpfingen, Ortsteil Waldstetten: 
Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass keine Belange von Seiten der Telefónica Germany 
GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

30. DB Services Immobilien 
GmbH 

05.08.2020 Gegen die Neuaufstellung des o.g. Flächennutzungsplanes bestehen von Seiten der Deutschen 
Bahn AG hinsichtlich der TöB-Belange keine Einwendungen, wenn folgende Hinweise und Anre-
gungen beachtet und berücksichtigt werden.  

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 
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Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbeson-
dere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Be-
einflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung füh-
ren können.  
In unmittelbarer Nähe unserer elektrifizierten Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen ist mit der Be-
einflussung von Monitoren, medizinischen Untersuchungsgeräten und anderen auf magnetische 
Felder empfindlichen Geräten zu rechnen. Es obliegt den Bauherrn, für entsprechende Schutzvor-
kehrungen zu sorgen.  
Beleuchtungsanlagen von Parkplätzen, Wegen, Werbung und dergleichen, sind blendfrei zum 
Bahnbetriebsgelände hin zu gestalten. Sie sind in ihrer Farbgebung und Strahlrichtung so anzu-
ordnen, dass jegliche Signalverwechslung und Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich nach 
der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende Abschir-
mungen anzubringen.  
Bei Planungen und Baumaßnahmen im Umfeld der Bahnlinie ist die Deutsche Bahn AG frühzeitig 
zu beteiligen, da hier bei der Bauausführung ggf. Bedingungen zur sicheren Durchführung des Bau- 
sowie Bahnbetriebes zu beachten sind.  
Dies gilt sowohl für eine Beteiligung als Angrenzer sowie im Rahmen einer Fachanhörung gemäß 
Landesbauordnung Baden-Württemberg als auch für genehmigungsfreie Bauvorhaben, bei denen 
die Beteiligung direkt durch den Bauherrn zu erfolgen hat.  
Da auch bahneigene Kabel und Leitungen außerhalb von Bahngelände verlegt sein können, ist 
rechtzeitig vor Beginn der Maßnahme eine Kabel- und Leitungsprüfung durchzuführen. 

Die Hinweise zu Bebauung im Bereich von Bahnanlagen werden zur 
Kenntnis genommen und im Rahmen nachfolgender Bebauungsplanver-
fahren beachtet. 

   Falls noch nicht geschehen, bitten wir im Rahmen der Anhörung der Träger öffentlicher Belange 
das Eisenbahn-Bundesamt zu beteiligen. Zuständige Stelle in diesem Fall:  
Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Karlsruhe/Stuttgart, Südendstraße 44, 76135 Karlsruhe  
Wir bitten Sie, uns die Abwägungsergebnisse zu gegebener Zeit zuzusenden und uns an dem 
Verfahren weiterhin zu beteiligen. 

Das Eisenbahn-Bundesamt wurde im Rahmen der Offenlegung beteiligt 
und hat Stellung genommen. 
 
Wird zur Kenntnis genommen und die weitere Beteiligung am Verfahren 
wird beachtet. 

     

31. IHK Rhein-Neckar 07:08:2020 Der Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar weist die Kommunen Hardheim, Walldürn und Höp-
fingen dem ländlichen Raum zu. Hardheim und Walldürn sind ein gemeinsames Unterzentrum. 
Sowohl verstärkte Siedlungstätigkeit im Bereich Wohnen als auch verstärkte gewerbliche Sied-
lungsentwicklung sollen an den jeweiligen Kernorten des Unterzentrums erfolgen. Diesen beiden 
Aspekten sollte bei der Änderung der Wohnbauflächen und gewerblichen Bauflächen im Flächen-
nutzungsplan gleichermaßen Rechnung getragen werden.  

Die Hinweise zur Siedlungstätigkeit des gemeinsamen Unterzentrums 
Hardheim und Walldürn werden zur Kenntnis genommen. 

   Anmerkungen zu gewerblichen Bauflächen  
Die Neuausweisung von 1,19 ha gewerblicher Baufläche bewerten wir kritisch. Dies stellt eine sig-
nifikante Abnahme von 16,41 ha im Vergleich zur frühzeitigen Beteiligung dar. Für die Weiterent-
wicklung der Wirtschaft ist eine vorausschauende Flächen- und Wirtschaftspolitik von elementarer 
Bedeutung ist. Die Attraktivität der Kommunen des Verwaltungsverbands zeigt sich in der positiven 
Entwicklung der Einwohnerzahlen bis 2035. Darüber hinaus hängt der Wohlstand der Menschen 
und auch der Kommunen maßgeblich von der Wirtschaft ab, denn die städtischen Haushalte 

 
Die Hinweise zu gewerblichen Bauflächen werden zur Kenntnis genom-
men. 
Der Gemeindeverwaltungsverband Hardheim-Walldürn unterhält das in-
terkommunale Industrie- und Gewerbegebiet „VIP“. In diesem sind aktuell 
noch ausreichend Flächenreserven im Flächennutzungsplan enthalten. 
Auch die Gemeinde Hardheim hat aktuell noch umfangreiche 
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werden zu einem großen Teil von der Gewerbesteuer getragen. Um den Wirtschaftsstandort zu 
sichern, brauchen die Unternehmen attraktive Möglichkeiten für Wachstum und Entwicklung. Hier-
für sollten die bereits ansässigen Unternehmen mit geeigneten gewerblichen Bauflächen bei ihren 
Vorhaben unterstützt und für potentielle Neuansiedlungen geeignete Reserveflächen vorhalten 
werden.  
Wie die vor wenigen Monaten veröffentlichte „Regionale Gewerbeflächenstudie Metropolregion 
Rhein-Neckar“ zeigt, ist im Neckar-Odenwald-Kreis bis 2030 ein Bedarf von 50 bis 100 Hektar zu 
decken. Wir empfehlen aufgrund des Mangels an nutzbaren Flächen für die Wirtschaft eine wirt-
schaftsfreundliche Flächenpolitik zu betreiben.  
Aus unserer Sicht sollten die erforderlichen Gebiete für Gewerbe und Industrie konsequent ausge-
wiesen werden. Ohne attraktive Gewerbe- und Industriegebiete ist eine prosperierende Wirtschaft 
undenkbar. Diese ist eine Grundvoraussetzung dafür, Ausbildungs- und Arbeitsplätze zu sichern 
und neu zu schaffen. Auch wenn der Gewerbeflächenbedarf langfristig nicht exakt vorhersehbar 
ist, sollten durch die Flächennutzungsplanung die Weichen richtig gestellt werden.  
In diesem Zusammenhang ist drauf hinzuweisen, dass neben einer ausreichenden Flächenquan-
tität auch auf eine hohe Nutzungsqualität ohne Restriktionen zu achten ist. In den vergangenen 
Jahren mussten wir feststellen, dass in einigen Kommunen eine Umwandlung von Wirtschaftsflä-
chen in Wohnbauflächen stattgefunden hat.  

Flächenreserven im Flächennutzungsplan. Zur Schaffung von Entwick-
lungsflächen für das Unternehmen Procter & Gamble in Walldürn werden 
aktuell in einem eigenständigen Flächennutzungsplanverfahren weitere 
gewerbliche Bauflächen in den Flächennutzungsplan aufgenommen. 
Sollte sich innerhalb des Planungszeitraums des Flächennutzungsplans 
ein Mehrbedarf ergeben, wird der Gemeindeverwaltungsverband Hard-
heim-Walldürn über ein Änderungsverfahren zum Flächennutzungsplan 
weitere gewerbliche Bauflächen aufnehmen. 

   Anmerkungen zu gemischten Bauflächen  
Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen 
nicht wesentlich stören (§ 6, Absatz 1 BauNVO). Die beiden Hauptnutzungen sollen gleichberech-
tigt nebeneinander stehen und quantitativ erkennbar vorhanden sein. Wohnnutzungen müssen ei-
nen Störungsgrad hinnehmen, der höher ist als in allgemeinen oder reinen Wohngebieten. Gewer-
bebetriebe dürfen das Wohnen nicht wesentlich stören.  
In der Praxis entwickeln sich Mischgebiete häufig zu Wohngebieten, deren Bewohnern höhere 
Lärmwerte zugemutet werden als auf Wohnbauflächen zulässig. Um einen schleichenden, fakti-
schen Flächenverlust für die Wirtschaft zu verhindern, ist in den weiteren Planschritten zwingend 
darauf zu achten, dass tatsächlich eine gemischte Nutzung im Plangebiet stattfindet. Die Umset-
zung sollte dem in der Begründung vorgenommenen Berechnungsprinzip (50 % Wohnbauflächen) 
entsprechen. Sollte unter dem Deckmantel des Mischgebietes ausschließlich Wohnnutzung beab-
sichtigt werden, für das lediglich höhere Lärmgrenzen gelten sollen, handelt es sich nach geltender 
Rechtsprechung um einen „Etikettenschwindel“, der planungsrechtlich nicht gedeckt ist.  
Die Maßnahme, Mischgebiete als Puffer- oder Übergangszone von lärmvorbelasteten Gewerbe- 
zu ruhigeren Wohngebieten auszuweisen, erachten wir sinnvoll. 

 
Die Hinweise zur Ausweisung von Mischbauflächen und der erforderli-
chen gemischten Nutzung werden zur Kenntnis genommen. 

   Hinweise zum Themengebiet „Wohnbaufläche“  
Die Steigerung der Wohnbauentwicklungsfläche ist zu unterstützen. Hierdurch haben Hardheim, 
Walldürn und Höpfingen die Möglichkeit durch Bebauungspläne Wohngebiete auszuweisen. In den 
nachfolgenden Planungsschritten sollte auf einen attraktiven Angebotsmix aus verschiedenen 
Wohnformen für Fach- und Führungskräfte sowie für Familien geachtet werden. Der Wirtschafts-
standort gewinnt dadurch an Attraktivität.  

 
Die Hinweise zur Ausweisung von Wohnbauflächen werden zur Kenntnis 
genommen und in nachgelagerten Bebauungsplanverfahren berücksich-
tigt. 
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Zwischen sensiblen, immissionsempfindlichen Wohnnutzungen und intensiv genutzten wirtschaft-
lichen Flächen sollte ein ausreichend großer Abstand gewählt werden. Nur so kann sichergestellt 
werden, dass die Wirtschaftsflächen ohne Restriktionen genutzt werden können. Ein unmittelbares 
Heranrücken von Wohnbaufläche an gewerblich genutzte Bereiche sollte vermieden werden.  

   Am Fortgang der Planung bleiben wir interessiert.  Wird zur Kenntnis genommen. 

     

32. Handwerkskammer  
Mannheim 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

33. LNV Baden-Württemberg / 
NABU Baden-Württemberg 

23.07.2020 Im Namen und mit Vollmacht des anerkannten Naturschutzverbands Naturschutzbund Deutsch-
land e.V. (NABU), Landesverband Baden-Württemberg, nehmen wir wie folgt Stellung zur geplan-
ten Wohnbaufläche („Vorderer Wasen II“) in Walldürn. Aus Zeitgründen wird nur diese Fläche be-
handelt. Dies bedeutet nicht, dass wir uns mit der Ausweisung weiterer Wohn- und Gewerbege-
bietsflächen einverstanden erklären. 

Der Hinweis des Bezugs der Stellungnahme ausschließlich auf die Bau-
fläche „Vorderer Wasen II“ wird zur Kenntnis genommen. 

   a) Zweifel an der prognostizierten Einwohnerentwicklung 
Aufgrund der Erweiterung bzw. Sicherung des Bundeswehrstandortes werden 200 neue Einwoh-
ner prognostiziert, ohne dass eine Herleitung der Zahlen nachvollziehbar möglich ist. Ebenso wer-
den aufgrund der Erweiterung von Procter&Gamble weitere 200 neue Einwohner erwartet, wobei 
auch dies nur eine unbegründete Mutmaßung ist. 
In der Summe rechnet die Stadt Walldürn mit rund 350 neuen Einwohnern. 
Die Differenz von 50 Einwohnern zwischen den prognostizierten Zahlen und der letztendlichen An-
nahme wird ebenfalls nicht erklärt. Dies lässt vermuten, dass es sich bei allen Angaben nur um 
grob geschätzte Annahmen handelt, die aber dennoch in einen zusätzlichen Flächenverbrauch von 
7 ha münden sollen. So kann und darf mit dem kostbaren Gut Boden nicht umgegangen werden. 
Ganz abgesehen davon, dass die Vergangenheit ja gezeigt hat, dass ein Bundeswehrstandort 
auch recht schnell geschlossen werden kann. 

 
Die Hinweise zur prognostizierten Einwohnerentwicklung werden zur 
Kenntnis genommen. 
In der Begründung wird der Sonderbedarf erläutert. Aufgrund der Erwei-
terung bzw. Sicherung der Bundeswehrstandorte werden 200 neue Ein-
wohner prognostiziert. Aufgrund der voraussichtlichen Erweiterung des 
Unternehmens Procter&Gamble werden 150 neue Einwohner prognosti-
ziert. In der Summe rechnet die Stadt Walldürn somit mit rund 350 neuen 
Einwohnern. Eine Differenz von 50 Einwohnern liegt nicht vor. Gemäß der 
Bruttowohndichte aus dem Einheitlichen Regionalplan von 60 EW/ha 
ergibt sich so ein zusätzlicher Wohnbauflächenbedarf von 5,8 ha. Die  
Höhere Raumordnungsbehörde hat diesem Sonderbedarf zugestimmt. 

   b) Umsetzung Innenentwicklungspotenzial 
Derzeit wird in ganz Deutschland an einer Reform der Grundsteuer gearbeitet. In Baden-Württem-
berg zeichnet sich ab, dass es in Zukunft auf eine reine Bodenwertsteuer hinausläuft ohne Berech-
nung des Gebäudebestandes. Somit werden zukünftig unbebaute Grundstücke stärker besteuert 
werden und die Besitzer somit leichter zum Verkauf bereit sein. Dies betrifft sowohl das geplante 
Neubaugebiet Steinacker-Auerberg II als auch die Flächen „Areal ehemals Aldi“, „Areal Anwesen 
Pernpaintner“ und „Areal Leis“ . Somit sollten zunächst bereits erschlossene und innenstadtnahe 
Areale genutzt werden, bevor „auf der grünen Wiese“ gebaut wird. 

 
Das Innenentwicklungspotential wurde mit dem Programm „Raum+Moni-
tor“ vom Verband Region Rhein-Neckar von allen Kommunen erfasst. 
Des Weiteren wurden die Eigentümer von Baulücken durch die Kommu-
nen zu ihrer Verkaufsbereitschaft befragt. Das Ergebnis dieser Befragung 
wurde in das Programm „Raum+Monitor“ eingepflegt. Annahmen zur zu-
künftigen Verkaufsbereitschaft bei veränderter Gesetzeslage können 
nicht getroffen werden. 

   c) Neuer Wohnraum durch Aufstockung 
Allein durch Aufstockung der vorhandenen Wohnhäuser könnte vielfältiger neuer Wohnraum ge-
schaffen werden ohne weitere landwirtschaftliche Flächen zu zerstören. Dieses Potential wurde 
nicht berücksichtigt. 

 
Der Hinweis zur Aufstockung von bestehenden Wohngebäuden wird zur 
Kenntnis genommen. Die Aufstockung von bestehenden Wohngebäuden 
wird als Potential nicht berücksichtigt, da die Aufstockung von privaten 
Wohngebäuden nicht abschätzbar sind. 
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   d) absehbares Freiwerden von Wohnraum 
In Walldürn gibt es viele Einfamilienhaus-Siedlungen aus den 1950er und 1960er Jahren. Aufgrund 
der Altersstruktur der Eigentümer werden viele Immobilien in den kommenden Jahren dem Markt 
zugeführt werden. Diese frei werdende Wohnfläche wurde in keinster Weise bei der Bedarfs-Be-
rechnung berücksichtigt. 

 
Freiwerdende Immobilien werden durch Erbschaft in der Regel weiterhin 
in Privatbesitz bleiben. Inwieweit diese Immobilien tatsächlich dem Markt 
zugeführt werden, kann nicht abgeschätzt werden. Eine Einstellung in den 
Wohnbauflächenbedarf ist daher nicht zweckmäßig. 
Grundsätzlich sollen Wohnbauflächen entsprechend dem konkret beste-
henden Bedarf entwickelt werden. Sollte sich langfristig durch freiwerden-
den Wohnraum ein höherer Anteil des Wohnraumbedarfs decken lassen, 
kann die Entwicklung von geplanten Wohnbauflächen dementsprechend 
reduziert werden. 

   e) Zerstörung landwirtschaftlicher Nutzfläche 
Mit der Umsetzung des Neubaugebiets „Vorderer Wasen II“ würde wertvolle landwirtschaftliche 
Nutzfläche unwiederbringlich zerstört werden. Wir können nicht auf der einen Seite die Erzeugung 
regionaler landwirtschaftlicher Produkte fordern und auf der anderen Seite den Landwirten konti-
nuierlich eine Fläche nach der anderen zubauen, bis eine wirtschaftliche Hofgröße nicht mehr mög-
lich ist. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

   f) Kernfläche im Biotopverbund 
Das geplante Neubaugebiet „Vorderer Wasen II“ liegt komplett in einer Kernfläche des Biotopver-
bunds mittlerer Standorte. Eine Überbauung dieser Flächen würde die Biotopverbund-Planung des 
Landes Baden-Württemberg ad absurdum führen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

   g) Verlust wertvoller Streuobstwiesen-Gebiete 
Das neu erlassene „Biodiversitäts-Stärkungsgesetz“ verbessert den Schutz der Streuobstwiesen 
entscheidend. Sollte das Neubaugebiet „Vorderer Wasen II“ tatsächlich realisiert werden, wären 
umfangreiche Ausgleichsmaßnahmen fällig, die die Umsetzung des Neubaugebietes für die Ge-
meinde Walldürn zu einem Verlustgeschäft machen. 
Hinzu kommt das Vorhandensein von FFH-geschützen Flachland-Mähwiesen welche in besonde-
rem Maße erhaltenswert sind, da sich Flachland-Mähwiesen bereits jetzt in einem als „ungünstig-
schlecht“ eingestuften Erhaltungszustand befinden, was das Land als Pflichtaufgabe dringen än-
dern muss. Ein weiteres Hemmnis ist, dass es in der Region kaum noch Flächen gibt, auf denen 
naturschutzfachlich wertvolle Ausgleichsmaßnahmen umgesetzt werden können, die auch die Flä-
che des bisherigen Streuobstwiesengebietes abbilden. 
Kleinteilige Maßnahmen hier und dort können nicht die Wertigkeit des flächigen, zusammenhän-
genden Gebietes „Vorderer Wasen“ ausgleichen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

   h) Regionalplan wird ignoriert 
Regionale Grünzüge dienen als großräumiges Freiraumsystem dem langfristigen Schutz und der 
Entwicklung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie dem Schutz und der Entwicklung 
der Kulturlandschaft in der Metropolregion Rhein-Neckar. Sie sichern die Freiraumfunktionen Bo-
den, Wasser, Klima, Arten- und Biotopschutz sowie die landschaftsgebundene Erholung. Durch die 
Planung eines Neubaugebietes in einem Regionalen Grünzug wird der Regionalplan komplett 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
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unterlaufen. Es kann nicht sein, dass in jahrelanger Arbeit ein Regionalplan mit Freiraum-Sicherung 
aufgestellt wird, nur um diese Freiräume ohne ausreichend schwerwiegende Gründe wieder zu 
streichen. Der NABU wird sich dafür einsetzen, dass das Gebiet „Vorderer Wasen“ nicht noch durch 
die Hintertür in den neuen Regionalplan aufgenommen wird. 

   Durch verstärkte Maßnahmen der Innenentwicklung und eine realistischere Einschätzung 
der zukünftigen Einwohnerzahl lässt sich der Bedarf an Wohnbaufläche so stark verringern, 
dass auf eine Ausweisung des Neubaugebiets „Vorderer Wasen II“ verzichtet werden kann. 
Daher lehnt der NABU Bezirksverband Rhein-Neckar-Odenwald in Übereinstimmung mit dem 
NABU Hardheim die Genehmigung des Baugebietes „Vorderer Wasen ab. 

Wird zur Kenntnis genommen. (Behandlung siehe oben) 

     

34. Naturpark Neckartal-Oden-
wald e.V. 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

35. Gemeinde Ahorn 29.07.2020 Der Gemeinderat der Gemeinde Ahorn hat in der Sitzung am 28.07.2020 beschlossen, dass die 
Belange der Gemeinde Ahorn durch den Flächennutzungsplan nicht berührt werden. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

36. Gemeinde Eichenbühl  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

37. Gemeinde Hardheim  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

38. Gemeinde Höpfingen 13.07.2020 Die Gemeinde Höpfingen hat keine Anregungen oder Änderungswunsche zum Entwurf des Flä-
chennutzungsplans 2030 im Rahmen der Offenlegung vorzutragen. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

39. Gemeinde Königheim 07.08.2020 Wie gestern telefonisch besprochen werden, analog zu unserer Stellungnahme im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung keine Einwände gegen den FNP 2030 des GVV Hardheim-Walldürn sei-
tens der Gemeinde Königheim vorgebracht. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

40. Gemeinde Külsheim 04.08.2020 Von Seiten der Stadt Külsheim werden zum o.g. Flächennutzungsplan 2030 keine Einwendungen 
erhoben. Städtebauliche Belange werden nicht berührt. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

41. Gemeinde Rosenberg 22.07.2020 Seitens der Gemeinde Rosenberg bestehen keine Bedenken. Einwendungen werden nicht vorge-
bracht. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

42. Markt Schneeberg  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 
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43. Stadt Amorbach  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

44. Stadt Buchen 07.08.2020 Seitens der Stadt Buchen bestehen zum Entwurf des Flächennutzungsplans 2030 keine Anregun-
gen.  
Auf die bekannte und auch näher ausgeführte Problematik in Bezug auf die Großflächigkeit des 
Einzelhandels im Bereich der Stadt Walldürn dürfen wir der Vollständigkeit halber nochmals ergän-
zend hinweisen.  

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Hinweis zum großflächigen Einzelhandel wird zur Kenntnis genom-
men. 

     

45. Stadt Miltenberg 22.07.2020 Zum o.g. Bauleitplanverfahren werden seitens der Stadt Miltenberg nach wie vor keine Einwendun-
gen vorgetragen. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

46. Stadt Ravenstein 14.07.2020 Seitens der Stadt Ravenstein werden für den Flächennutzungsplan 2030 keine 
Anregungen und Bedenken vorgebracht. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

47. Stadt Tauberbischofsheim / 
vVG Tauberbischofsheim-
Großrinderfeld-Königheim-
Werbach 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

48. GVV Osterburken 30.06.2020 Seitens des Gemeindeverwaltungsverbands Osterburken bestehen keine Bedenken bezüglich der 
Aufstellung des Flächennutzungsplans 2030. Es werden keine Einwendungen erhoben. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

49. Stadt Walldürn  Von Seiten der Stadt Walldürn wurden die Baulücken sowie die Innenentwicklungspotentiale ge-
mäß Raum+Monitor auf Aktualität überprüft. Das Ergebnis dieser Prüfung wurde in der beigefügten 
Anlage zusammengefasst. 
 

Baulückenkataster Raum + Monitor 
Aktuell 249 Baulücken Kernstadt und Ortsteile 
Davon 113 Baulücken Kernstadt und 136 Baulücken in Ortsteilen 
Kernstadt: , 
Von 113 Baulücken in der Kernstadt sind insgesamt 9 nicht blockiert, d.h. eventuell 
bebaubar, 
104 Baulücken sind blockiert, Privateigentümer → nicht verkaufsbereit 
* Von 9 Baulücken ist 1 Baulücke im Eigentum Stadt Walldürn und 8 im privatem  
Eigentum .(hiervon sind 6 Grundstücke mit Bauverpflichtung im Lindig) 
Ortsteile: 
Von 136 Baulücken in den Ortsteilen sind insgesamt 24 nicht blockiert, d.h. eventuell 
bebaubar 

Der Anregung wird gefolgt. 
Die aktuellen Daten (Stand Mai 2021) aus dem Programm „Raum+Moni-
tor“ werden berücksichtigt:  
- 237 Baulücken davon 29 nicht blockiert (6 Kernstadt / 23 Ortsteile) 
- 24 Innenentwicklungspotentialflächen, davon 5 nicht blockiert (1 Kern-

stadt / 4 Ortsteile) 
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112 Baulücken sind blockiert, Privateigentümer → nicht verkaufsbereit 
Von 24 Baulücken sind 10 Baulücken im Eigentum Stadt Walldürn und 14 im privatem 
Eigentum (hiervon sind 9 Grundstücke mit Bauverpflichtung im Gütleinsäcker III) 

 

Innenentwicklungspotentiale aus Raum + Monitor 
Aktuell 24 InnenentwicklungspotentiaIflächen Kernstadt und Ortsteile 
Wohnbau- und Mischbauflächen 
Davon 6 InnenentwicklungspotentiaIflächen in der Kernstadt 
und 18 Innenentwicklungspotentialflächen in den Ortsteilen 

 

Innenentwicklungspotentiale Walldürn Kernstadt 
Von 6 Innenentwicklungspotentialflächen in der Kernstadt  
ist insgesamt 1 Fläche nicht blockiert, d.h. bebaubar 
Keine der 6 Flächen ist im Eigentum der Stadt Walldürn 
Alle 6 Flächen sind im privatem Eigentum 

 

Innenentwicklungspotentiale Ortsteile 
Von 18 InnenentwicklungspotentiaIflächen der Ortsteile  
sind insgesamt 4 Flächen nicht blockiert 
2 Flächen sind im Eigentum der Stadt Walldürn 
2 Flächen sind im privatem Eigentum 
Insgesamt sind 6 der 18 Flächen im Eigentum der Stadt Walldürn,  
aber durch „einen anderen Grund" nicht realisierbar 
(Bezeichnung aus Raum+Monitor), d.h. derzeit nicht bebaubar 
wegen z.B. steiler Topographie und kostenintensiver Erschließung,  
zu geringer Nachfrage Bauwilliger usw. 

 

Wir dürfen den GVV Hardheim-Walldürn um entsprechende Beachtung und Überprüfung dieser 
Auswertung durch das beauftragte Ing. Büro für die weitere Planung zum FNP 2030 bitten. 

     

50. vVG Erftal  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 
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Eingegangene Stellungnahmen von Bürger/innen

Nr. Bürger/in Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

Bürger/in 1 
 

30.06.2020 Wir wissen jetzt, dass das neue Baugebiet direkt an unser Grundstück fällt, es betrifft uns aber 
nicht so sehr, da wir wahrscheinlich nicht mehr am Leben sind, wenn gebaut wird und wir deshalb 
das „Naherholungsgebiet“ noch genießen können. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ im Rah-
men dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

     

Bürger/in 2 
 

04.08.2020 Gegen die von Ihnen vorgelegten „Umweltbericht und Umweltprüfung" des Entwurfs zum FNP 2030 
GW Hardheim-Walldürn erhebe ich rechtliche Bedenken: 
In den Vorbemerkungen des vorgelegten Umweltbericht erklären die Verfasser: 
„Die Umweltprüfung und der Umweltbericht befassen sich nur mit den neuen Darstellungen. Alle 
anderen, bereits im rechtskräftigen FNP dargestellten Flächen werden in ihrer bisherigen Abgren-
zung in die Neuaufstellung übernommen. Für diese Flächen wurde bereits im damaligen Aufstel-
lungsverfahren eine Umweltprüfung durchgeführt und ein Umweltbericht erstellt. Eine weitere Be-
rücksichtigung dieser Flächen ist daher nicht nötig." 
Diese Rechtsauffassung verkennt die Rechtslage und die verfahrensrechtliche Bedeutung einer 
Umweltprüfung und eines Umweltberichts. Bei der Erstellung von Umweltbericht und Umweltprü-
fung ist die jeweils aktuelle Rechtslage zu beachten. Das BauGB wird ständig geändert und aktu-
alisiert, so wurde im Mai 2017 das BauGB in der seit dem 1. 0ktober 2017 geltenden Fassung 
bekannt gemacht. Die Neufassung berücksichtigte seit der Fassung der Bekanntmachung des Ge-
setzes vom 23. September 2004 insgesamt 22 Änderungen. 
Nach § 2a hat der Gemeindeverband „Im Aufstellungsverfahren dem Entwurf des Bauleitplans eine 
Begründung beizufügen. In ihr sind entsprechend dem Stand des Verfahrens … 2. in dem Umwelt-
bericht nach der Anlage 7 zu diesem Gesetzbuch die auf Grund der Umweltprüfung nach § 2 Ab-
satz 4 ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutze darzulegen:' 
Der Umweltbericht hat laut Anlage 1 (BGBI. 1 2017,3720 - 3721)zu 3 2 Absatz 4 und den §§ 2a 
und 4c .... folgende Bestandteile: „2. eine Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umwelt-
auswirkungen, die in der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 Satz 7 ermittelt wurden; hierzu gehören 
folgende Angaben: a) eine Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umwelt-
zustands (Basisszenario) einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich er-
heblich beeinflusst werden, und eine Übersicht über die voraussichtliche Entwicklung des Umwelt-
zustands bei Nichtdurchführung der Planung, soweit diese Entwicklung gegenüber dem Basissze-
nario mit zumutbarem Aufwand auf der Grundlage der verfügbaren Umweltinformationen und wis-
senschaftlichen Erkenntnisse abgeschätzt werden kann; ...' 
Seit der ursprünglichen Aufstellung des Flächennutzungsplanes haben sich nicht nur Fachplanun-
gen überholt und wirtschaftliche und gesellschaftliche Rahmenbedingungen geändert.  
Auch eine Umweltprüfung und ein Umweltbericht von vor 20 Jahren entspricht nicht dem Stand 
des Verfahrens heute, die damals vorgefundenen ökologischen Gegebenheiten sind völlig andere 
als heute und die damaligen Prüfungen und Berichte beziehen sich auf völlig andere Sachverhalte 
und sind vollkommen ungeeignet, die Belange des Umwelt- und Klimaschutzes heute für eine 

Der Flächennutzungsplan 2015 des Gemeindeverwaltungsverbands 
„Hardheim-Walldürn“ wurde mit der Bekanntmachung am 21.07.2001 
wirksam. Der Umweltbericht und die Pflicht zur Umweltprüfung wurde erst 
durch das EAG Bau zum 20.07.2004 in die Bauleitplanung eingeführt. 
Eine Umweltprüfung wurde beim Flächennutzungsplan folglich nicht 
durchgeführt. 
Insofern sind die Vorbemerkungen im Umweltbericht nicht korrekt und 
müssen korrigiert werden. 
Für die im Flächennutzungsplan 2015 bereits dargestellten Bauflächen, 
die unverändert im Flächennutzungsplan 2030 weiter dargestellt bleiben, 
ist eine Umweltprüfung und auch eine Berücksichtigung im Umweltbericht 
nicht erforderlich. Es entstehen durch die Übernahme weder neue Rechte 
noch Umweltauswirkungen. 
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nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

Fortschreibung des Flächennutzungsplans 2030 auch nur ansatzweise zu benennen. Auch der 
rechtliche Rahmen in Bezug auf Natur- und Klimaschutz, die tatsächlichen Gegebenheiten in Be-
zug auf die Entwicklung und aktuelle Lage von Natur und Landschaft, Biotop- und Artenschutz, 
gefährdete Tiere und Pflanzen, Klimawandel und vieles mehr unterliegen einem ständigen Wandel, 
die Bedeutung der angesprochenen Punkte ist auch angesichts des fortschreitenden Klimawandels 
heute erheblich höher als vor 20 Jahren. 
Umweltprüfung und Umweltbericht auf Basis der aktuellen Rechtslage und des derzeitigen Um-
weltzustands (Basisszenario) sind wesentliche und unverzichtbare Teile im Aufstellungsverfahren 
eines Bauleitplans, weiterhin liegen wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen von Trägern öf-
fentlicher Belange noch immer nicht vor, die Begründung des Flächennutzungsplans bezieht sich 
auf einen in wesentlichen Teilen unvollständigen Umweltprüfung und Umweltbericht, wie es sich 
aus oben dargestellten bereits vorliegende Stellungnahmen von Bürgern sind nicht im Internet ver-
öffentlicht, sodass das Auslegungsverfahren insgesamt den Anforderungen eines rechtsstaatlichen 
Verfahrens nicht gerecht wird. 
Ich beantrage daher, das Auslegungsverfahren aufzuheben und nach erfolgter, vollumfänglicher 
Umweltprüfung und nach deren Bewertung in einem aktuellen Umweltbericht in Bezug auf die Aus-
weisung aller, auch der im alten Flächennutzungsplan bereits ausgewiesenen Gebiete und nach 
Vorlage aller Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange erneut durchzuführen.  

     

Bürger/in 3 
 

13.07.2020 Das sehr schöne Naherholungsgebiet wird täglich von vielen Menschen jeder Altersgruppe aus 
Walldürn und Umgebung genutzt. Viele schütteln fassungslos den Kopf, wenn sie auf FNP 2030 
„Wasen II“ hingewiesen werden. Das rechtskräftige Baugebiet „Steinacker-Auerberg II“ sollte vor-
rangig erschlossen werden. 
Walldürn hat 282 Freiflächen, die zur Bebauung verwendet werden können. Die Stadt Walldürn 
bemüht sich nicht ausreichend um diese Grundstücke. 

Der Widerspruch zur geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ wird 
zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ im Rah-
men dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
Baulücken sind fast ausschließlich in privatem Eigentum. Ein Zugriff auf 
diese Flächen ist gemäß der Eigentümerbefragung kaum möglich. 

     

Bürger/in 4 
 

13.07.2020 Widerspruch zum FNP2030 „Vorderer Wasen II“: 
- Das rechtskräftige Baugebiet „Steinacker-Auerberg II“ sollte vorrangig erschlossen werden. 
- Walldürn hat 282 Bauflächen, die Stadt Walldürn bemüht sich nicht intensiv genug, dass diese 

bebaut werden können. 
- Das wunderschöne Naherholungsgebiet am Ortsrand mit Streuobstwiesen und toller Natur geht 

verloren. 
- Laut Prognosen sind die Einwohnerzahlen in Walldürn rückläufig, deshalb sind riesige Bauge-

biete auf Kosten der Natur nicht nötig. 
- Das sehr schöne Naherholungsgebiet wird täglich von vielen Menschen jeder Altersgruppe aus 

Walldürn und Umgebung genutzt. Viele schütteln fassungslos den Kopf, wenn sie auf FNP 2030 
„Wasen II“ hingewiesen werden. 

Der Widerspruch zur geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ wird 
zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ im Rah-
men dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
An der Wohnbauflächenbedarfsermittlung, welche mit der Höheren 
Raumordnungsbehörde abgestimmt wurde, wird festgehalten. 
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Bürger/in 5 
 

27.07.2020 Kein Wohnbaugebiet im Natur- und Naherholungsraum Vorderer Wasen II. 
- Planung nicht alternativlos. 
- Erst die einstürzenden Einbauten und historischen Gebäude in der Altstadt renovieren 
- Zerstört Naherholungsgebiet 
- Wohnbauflächenbedarf nicht nachgewiesen 
- Fläche liegt im Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft 
- Schutzgüter betroffen 
- Planungsfläche befindet sich im Regionalen Grünzug (laut Flyer) 

Der Widerspruch zur geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ wird 
zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ im Rah-
men dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
An der Wohnbauflächenbedarfsermittlung, welche mit der Höheren 
Raumordnungsbehörde abgestimmt wurde, wird festgehalten. 

     

Bürger/in 6 
 

28.07.2020 - Ich erhebe Widerspruch, da es laut Recherchen schon 282 Baulücken und 24 größere Bauflä-
chen gibt. Das vorhandene Baugebiet „Steinigäcker-Auerberg“ ist schon genehmigt. 

- Die Einwohnerzahl ist in den letzten Jahren nicht gestiegen, sondern eher rückläufig  
(2004 waren es 12.110 Einwohner, 2018 waren es 11.518 Einwohner). 

- Der Naturstreifen zwischen Wald und Häusern würde durch die Bebauung der Planungsfläche 
des Vorderen Wasen II den Tieren keinen Schutz bieten. 

Der Widerspruch zur geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ wird 
zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ im Rah-
men dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
An der Wohnbauflächenbedarfsermittlung, welche mit der Höheren 
Raumordnungsbehörde abgestimmt wurde, wird festgehalten. 
Baulücken sind fast ausschließlich in privatem Eigentum. Ein Zugriff auf 
diese Flächen ist gemäß der Eigentümerbefragung kaum möglich. 

     

Bürger/in 7 
 

04.08.2020 1. Streuobstfläche 
Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz hat mit den Bun-
desländern im Jahr 2008 eine Definition des Begriffs Streuobstanbau verabredet. Daraus ergibt 
sich, dass nicht nur die eng mit Obstbäumen bestandenen Grundstücke Streuobstwiesen sind. 
Vielmehr bezieht sich der Begriff Streuobstwiese auf den weiten Abstand der verstreut stehenden 
Bäume und die regelmäßige Unternutzung als weiträumiges Dauergrünland. Außerdem ist die Min-
destflächengröße eine Sollvorschrift und kein Ausschlusskriterium für kleinere Flächen, insbeson-
dere, wenn sie in geringem Abstand voneinander liegen. Daraus ergibt sich, dass fast die gesamte 
Fläche 84 Vorderer Wasen II Streuobstwiese ist und nicht nur 1,46 ha wie in Abschnitt 2.12.2 dar-
gestellt. Das muss auch in den betreffenden Plänen berücksichtigt werden. 

 
Der Hinweis zu Streuobstwiesen wird zur Kenntnis genommen. 
Die Bewertung der Streuobstbestände erfolgt durch den zuständigen 
Fachgutachter in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

   2. Vermeidung und Verminderung der Beeinträchtigungen und Ausgleich der Eingriffe 
In den Walldürner Bebauungsplänen sind schon seit Jahrzehnten Vorschriften enthalten, die den 
gleichen Zielen - wie im Abschnitt 2.12.4. beschrieben – dienen sollten. Sie werden aber häufig 
nicht beachtet. Z.B. werden Vorgärten nicht gärtnerisch gestaltet, Flachdächer auf Garagen nicht 
begrünt und die randliche Eingrünung nicht erstellt. In Bezug auf die aufgeführte Empfehlung,  
artenreiches Grünland, Obstwiesen und sonstige Gehölzstrukturen zu erhalten, zeigt die Realität 
bei der Realisierung des Baugebiets Vorderer Wasen, dass von der ehemaligen Streuobstwiese 
nicht einmal bei der Anlage der Grünanlage etwas übrig geblieben ist und in den Wohnbauflächen 
nur ein einziger Apfelbaum. 

 
Der Hinweis auf die Umsetzung von Vorschriften wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
Die Stellungnahme betrifft nicht den Regelungsinhalt des Flächennut-
zungsplans. 
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   Nach der Gemeindeordnung § 24 (1) ist der Gemeinderat verpflichtet, zu prüfen, ob die von ihm 
beschlossenen Satzungen, zu denen auch die Bebauungspläne gehören, beachtet werden. Diese 
Aufgabe wird vom Gemeinderat bewusst nicht erfüllt. Dem Gemeinderat ist bekannt, dass die Prü-
fung auch von keiner anderen Stelle durchgeführt wird. Beim Auftreten von Missständen in der 
Gemeindeverwaltung hat der Gemeinderat für die Beseitigung durch den Bürgermeister zu sorgen. 
Auch der GVV nimmt viele Aufgaben der Gemeindeverwaltung wahr. 
Aufgrund der langen Erfahrung ist davon auszugehen, dass die im Abschnitt 2.1 2.4 beschriebenen 
Beeinträchtigungen und Eingriffe in Walldürn kaum vermieden werden können. 

Der Hinweis auf die Gemeindeordnung und die Kontrolle der Umsetzung 
von Festsetzungen in Bebauungsplänen wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme betrifft nicht den Regelungsinhalt des Flächennut-
zungsplans. 

     

Bürger/in 8 
 

05.08.2020 Seit 2006 ersuche ich um eine Baugenehmigung, um im Anschluss an unser Wohnhaus ein  
Nebengebäude / Gerätehalle errichten zu dürfen. Nachdem mir durch die Gemeinde Höpfingen 
verschiedene Auflagen gemacht wurden, die ich auch erfüllt habe, wurde mir eine Genehmigung 
des Antrags in Aussicht gestellt. Leider ist dies bis heute nicht erfolgt. 
Deshalb bitte ich Sie, die maßgebliche Fläche, die aus der Anlage bzw. den Bauplänen ersichtlich 
ist, in den neue Flächennutzungsplan 2030 mit aufzunehmen. 
Hier eine Aufstellung des bisherigen Verlaufs: 
 

2004 Kauf der Grundstücke 1134 + 1135 von der Gemeinde Höpfingen, bereits mit der 
Absicht, hier ein Nebengebäude zu errichten. Was nach mündlicher Aussage von 
Herrn Bgm. Scheuermann möglich sei. 

1.07.2006 Bauvoranfrage an die Gemeinde Höpfingen für ein Nebengebäude mit Lagerraum - 
Größe ca. 70 m². 

 Aussage Gemeinde Höpfingen: Bauvorhaben ist grundsätzlich möglich. 
21.09.2011 Bauantrag 
07.10.2011 Schreiben der Gemeinde Höpfingen 
 Sachliche Anforderungen, damit Grundstück vom Außenbereich zum Innenbereich 

umgewidmet werden kann. 
16.12.2011 Ablehnung Bauantrag 
 Erfüllung der sachlichen Anforderungen aus Schreiben der Gemeinde Höpfingen 

(s.o.). 
20.01.2012 Vereinigung der Grundstücke 1134 +1135 
13.03.2012 Kauf des Grundstücks 1135/2 (Weg) 
 Verkäufer: Gemeinde Höpfingen (Anschluss zum Fasanenweg) 
 Vereinigung der Grundstücke 1135 und 1135/2 
27.03.2012 Erneuter Bauantrag 
29.05.2013 Ablehnung des Bauantrags - Begründung: Grundstück im Außenbereich 
 Aussage der Gemeinde Höpfingen durch Herrn Bgm. Scheuermann: 
 Es wird nach einer Lösung gesucht!  
 Spätestens mit dem nächsten Flächennutzungsplan wird die Umwidmung in den In-

nenbereich erfolgen. 

Der Anregung zur Aufnahme einer Baufläche wird nicht gefolgt. 
Die Aufnahme einer Baufläche in den Flächennutzungsplan ist nicht 
gleichbedeutend mit der Einbeziehung in den Innenbereich nach § 34 
BauGB. Der im Zusammenhang bebaute Ortsteil (Innenbereich nach § 34 
BauGB) ergibt sich aus der tatsächlichen Bebauung. 
Für das geplante Vorhaben ist die Aufstellung eines Bebauungsplans er-
forderlich. Bei einem konkreten Bedarf kann dieser in Abstimmung mit der 
Gemeinde aufgestellt werden. In diesem Zug kann der Flächennutzungs-
plan im Parallelverfahren geändert werden. 
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In der Folge bis heute habe ich mündlich beim Bürgermeister und mehrfach beim Gemeinderat 
nachgefragt, wie weit die Sache umgesetzt ist. Hierauf bekam ich die Aussage, dass sich die Er-
stellung des neuen Flächennutzungsplans schwierig gestaltet, aber dass alles am Laufen sei. 
Leider ist dem wohl nicht so, das Grundstück ist wieder nicht im Innenbereich aufgenommen. Des-
halb meine ausdrückliche Bitte, dies noch mit aufzunehmen. 
Im Zeitraum von 2006 bis ca. 2013 wurden 3 ähnliche Nebengebäude im Gebiet ,,Am Sonnenberg" 
in Waldstetten genehmigt und gebaut. Angeblich sollte in diesem Zug auch mein Grundstück hier 
aufgenommen werden, was aber aus mir unerklärlichen Gründen nicht geschah. In einem Ge-
spräch mit Bürgermeister Scheuermann stellte er dies als einen ,,Verwaltungsfehler" dar - in Höp-
fingen wäre die Fläche eingezeichnet, in den weitergehenden Plänen aber nicht übernommen. 
Weshalb ich mich darauf verlassen habe, dass dies nachgeholt wird. 
Meine Frau und ich sind Imker. Derzeit können wir für unsere dafür benötigten „Utensilien" noch 
Gebäude bei unseren Eltern in Glashofen nutzen. Dies wird aber nicht mehr lange der Fall sein. 
Deshalb benötigen wir in absehbarer Zeit selbst einen entsprechenden Lagerraum. 

     

Bürger/in 9 
 

16.07.2020 Der vom Gemeindeverwaltungsverband Hardheim-Walldüm vorgestellte Flächennutzungsplan 
2030 löst weiterhin einige Zweifel aus, was die Notwendigkeit der neuen Bauflächenausweisung 
angeht, insbesondere des Areals am Wasen. 
Der vorgestellte Entwurf scheint immer noch widersprüchlich zu den in den offengelegten Unterla-
gen genannten Richtlinien und Strategien in Bezug auf den Erhalt von Naturvielfalt, Kulturland-
schaften, Biotopschutz, Innenstadtentwicklung und Nachverdichtung. 
Vor allem die Argumentation zur Bevölkerungsentwicklung ist nicht überzeugend. Die genannten 
Prognosen beruhen oftmals auf nicht belegten „Versprechen“ wie dem angeblichen Ausbau des 
Unternehmens Procter&Gamble und der umliegenden Bundeswehrstandorte. Weder 2018 noch 
2020 sind konkrete Zahlen, die tatsächlich von den genannten Arbeitgebern bestätigt wurden, vor-
gelegt worden. Eine schnelle Onlinerecherche bestätigt nicht, dass diese Arbeitgeber im Moment 
Personal in nennenswerter Zahl suchen. 

Die Zweifel zum Wohnbauflächenbedarf werden zur Kenntnis genommen. 
Die Wohnbauflächenbedarfsbegründung wurde anhand neuer Daten des 
Statistischen Landesamts BW aktualisiert. Am Sonderbedarf, wie in der 
Begründung beschrieben, wird festgehalten. Der langfristige Erhalt bzw. 
die Reaktivierung der Bundeswehrstandorte in Hardheim und Altheim 
wurde mittlerweile offiziell vom Verteidigungsministerium bestätigt. Die 
Höhere Raumordnungsbehörde hat dem ermittelten Sonderbedarf zuge-
stimmt.  

   Bei der Bevölkerungsentwicklungsanalyse wäre es auch interessant, mehr ins Detail zu gehen wie 
die Altersstruktur in Walldürn ausfällt. Einige Wohnsiedlungen in der Stadt wurden vor 50-60 Jahren 
gebaut und daher werden sicherlich in absehbarer Zeit Immobilien und Bauflächen wieder auf den 
Markt kommen, da die jetzigen Besitzer aus finanziellen Gründen oder altersbedingt das Eigentum 
nicht mehr behalten wollen/können. Das gleiche betrifft auch die Einzelhandelsstruktur - viele der 
momentan aktiven Geschäfte haben keine Nachfolger, was die Befürchtung erlaubt, dass im Orts-
kern noch mehr Leerstände zu erwarten sind. Das verringert die Attraktivität der Stadt sehr. 

Freiwerdende Immobilien werden durch Erbschaft in der Regel weiterhin 
in Privatbesitz bleiben. Inwieweit diese Immobilien tatsächlich dem Markt 
zugeführt werden, kann nicht abgeschätzt werden. Eine Einstellung der 
Altersstruktur in den Wohnbauflächenbedarf ist daher nicht zweckmäßig. 

   Ein weiteres Argument, dass viele Zweifel weckt, ist die Verkaufsbereitschaft der Grund- und Im-
mobilieneigentümer. Wie in den Unterlagen erwähnt, ist diese eher gering und wie das Beispiel 
Steinacker-Auerberg zeigt, auch sehr komplex. Woher die Garantie, dass die Bereitschaft im Falle 
der Grundstücke am Wasen anders ausfallen wird? Wie die Auswirkungen der Corona-Krise sein 
werden, ist noch schwer abzusehen, aber ein spontaner Bau-Boom ist eher nicht zu erwarten. 

Der Hinweis auf die Verkaufsbereitschaft von Eigentümern wird zur 
Kenntnis genommen. 
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   Obwohl in der Stadt auch positive Beispiele in Form von neuen Investitionen zu sehen sind, scheint 
die bisherige Stadtentwicklung nicht immer den modernen Ansprüchen einer „L(i)ebenswerten“ 
Kleinstadt zu entsprechen. Ob es ein nachhaltiges Gesamtkonzept gibt, ist weiterhin nicht zu er-
kennen. Um einige Beispiele zu nennen: das Projekt „Leinenkugel" ist an sich lobenswert, doch die 
beachtlichen Großen der ausgewiesenen Bauflächen (ca. 750 m² - 925 m²) - an denen es ja an-
geblich fehlt - scheinen da kontraproduktiv. Wiederum das Kieser-Areal, das als hochattraktiv er-
schien und Potenzial bot für eine kreative, innenstädtische Entwicklung, wurde an einen ,,finanz-
starken Investor (der) eine Vision für die innenstadtnahe Brachfläche hat"' verkauft - die Vision hat 
im Moment die Gestalt eines Lagers. Das ALDI-Areal ist weiterhin ungenutzt. 

Die Hinweise zur Innenentwicklung werden zur Kenntnis genommen. 

   Was auch zu erwähnen ist, ist die Zeit der Offenlegung der Pläne. Genau wie vor zwei Jahren fällt 
diese in die Ferienzeit. Medienberichten zufolge gab es bis jetzt auch keine öffentliche Diskussion 
zu diesem Thema. Dies erweckt den Eindruck, dass die Stadt auch keine Kommunikation mit den 
Bürgern sucht. 

Die Öffentlichkeitsbeteiligungen zur frühzeitigen Beteiligung als auch zur 
Offenlegung erfolgt gem. den Vorgaben des Baugesetzbuchs. Die Offen-
legung muss gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch eine Dauer von mindestens 
30 Tagen aufweisen. Der gewählte Offenlegungszeitraum hat diese Vor-
gabe deutlich überschritten. Es wurde darauf geachtet, dass dieser Zeit-
raum nicht komplett in den Sommerferien stattfindet. 

   Generell sind wir der Meinung, dass, ehe das einzige Naherholungsgebiet der Stadt Walldürn Bau-
plätzen zum Opfer fällt, alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden sollten, um im Ortskern für eine 
Stärkung der vorhandenen Infrastruktur und eine nachhaltige, positive Entwicklung zu sorgen. 

Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird  
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

     

Bürger/in 10 
 

04.08.2020 Erhaltung und Schutz großflächig zusammenhängender Ruhegebiete 
Mit Erweiterung des Gebietes auf dem Wasen wird das letzte Naherholungsgebiet der Bevölkerung 
zerstört. Großflächige und freie Ruhegebiete sind dann nur noch mit dem Auto erreichbar. Vom 
Land geförderte Zonen für Bienen und Insekten werden zerstört. Als Imkerin benötige ich dringend 
diese Fläche. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

   Ausgleichsflächen 
Ausgleichsflächen für die geplanten Gebiete sind nicht vorhanden und da Land sich nicht vermehrt, 
wird es die auch nie geben, da auch die Landwirte ihre Äcker dringend benötigen und auch einige 
Äcker als Industriegebiet ausgewiesen werden sollen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Um keine weiteren landwirtschaftlichen Flächen in Anspruch zu nehmen, 
werden, wenn möglich, externe Ausgleichsmaßnahmen wie z.B. Waldre-
fugien oder Gewässerrenaturierungen umgesetzt. Daher werden im Flä-
chennutzungsplan keine Ausgleichsflächen dargestellt. 

   Immissionen 
Die Emissionen durch das Baugebiet Vorderer Wasen II zerstören den Lebensraum der im Wald 
und im vorgelagerten Grüngürtel befindlichen, unter Artenschutz stehenden Tiere. Die Immissionen 
auf die geschützten Arten zerstören noch die letzten vorhandenen Vogelbestände. Der in der Nähe 
verlaufende europäische Wildwanderweg wird beträchtlich gestört. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

   Streuobstwiesen 
Fast alle Streuobstwiesen der Stadt werden mit diesem Flächennutzungsplan zerstört. Übrig bleibt 
nur ein kläglicher Rest. Das einzige grüne Naherholungsgebiet wird zerstört. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
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   Streuobstwiesen 
lm geplanten Baugebiet Neuer Wasen II sind die Streuobstwiesen gemäß Biodiversitätsgesetz aus-
zuweisen. 

 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Streuobstwiesen sind nach dem Ist-Zustand zu bewerten. Der Erhaltungs-
zustand von Streuobstwiesen kann sich im Laufe der Zeit verändern. Dies 
ist abhängig von der Pflege durch die Eigentümer. Eine Darstellung von 
Streuobstwiesen kann in einigen Jahren bereits veraltet sein. 

   Regionaler Grünzug 
Der regionale Grünzug um die Stadt wird aufgebrochen und die natürliche Umgebung für den 
Schwarzstorch und andere seltene Tiere wird zerstört. Für den in der Nähe verlaufenden europäi-
schen Wildwanderweg sind die Grünflächen besonders wichtig, da hier noch eine der wenigen 
Weideflächen vorhanden sind. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

   Innenentwicklung 
Seit Jahren wird die Innenentwicklung in Walldürn vernachlässigt und vorhandene Potentiale nicht 
genutzt. Ein Flächenmanagement gibt es nicht. Alte Wohngebiete aus den vergangenen Jahrzehn-
ten werden vernachlässigt und sich selbst überlassen ohne dass die Stadt aktiv für Attraktivität 
sorgt. Die Innenstadt verkommt. Aufbrechende Pflaster, Stolperstellen und Löcher finden sich zu-
hauf. Maßnahmen zur Aktivierung von Baulücken wurden nicht ergriffen. 
Hier müssen zuerst die Möglichkeiten der Innenentwicklung insbesondere durch Wiedernutzbar-
machung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung genutzt 
werden. In der Innenentwicklung nichts zu tun und dann nach außen zu gehen, ist nicht der richtige 
Weg. 
Den Grund hierfür sehe ich in dem fehlenden gesamtstädtischen Entwicklungskonzept in Walldürn. 
Es gibt nur ein „Entwicklungskonzept Innenstadt". Das „Entwicklungskonzept Innenstadt" wird aber 
auch seit 2013 nur sporadisch verfolgt. Die Stadtentwicklung in Walldürn, insbesondere die Bear-
beitung freier Flächen und Potenziale werden nur zufallsartig oder gar nicht in die tägliche Arbeit 
integriert. Angebotene Grundstücke werden oft nicht gekauft, obwohl es Potenziale gibt. 
Beispiele hierfür gibt es genug: 
Die ehemaligen Fabriken Kieser und Kast. Mit dem alten Tengelmann zusammen hätte man ein 
großes zusammenhängendes Gebiet mitten in der Stadt entwickeln können. Hierzu gab es Ent-
würfe von Karlsruher Studenten, die ein für die Stadt Walldürn tätiges Stadtentwicklungsbüro initi-
ierte. Danach passierte leider nichts. Die Stadt Walldüm hat die Zusammenarbeit mit dem Stadt-
entwicklungsbüro beendet. 
Im Bereich Prügelgasse wurde ein großes Grundstück nicht erworben. 
Im Bereich Untere Vorstadtstraße gammeln leere Grundstücke seit Jahren vor sich hin. 
Auch große Baugrundstücke wie z.B. das Anwesen Fabrikant Rolf und andere wurden nicht gekauft 
und für die Entwicklung der Stadt genutzt. Bei dem Anwesen Rolf hat der Erbe sogar alle Stadträte 
angeschrieben und das Gelände zum Kauf angeboten. 
Ein typisches Beispiel der nicht vorhandenen Entwicklung ist das rechtskräftige Baugebiet Stein-
acker-Auerberg II, das jahrelang nicht bearbeitet wurde. Die Gründe gegen eine Bebauung variie-
ren und sind nicht nachvollziehbar, da dieser Bereich bereits teilweise ohne Probleme bebaut wer-
den könnte. 

 
Die Hinweise zur Innenentwicklung werden zur Kenntnis genommen. 
Das Innenentwicklungspotential wurde von allen drei Kommunen mit dem 
Programm „Raum+Monitor“ des Verbands Region Rhein-Neckar erfasst. 
Das Programm dient auch zukünftig als Hilfe für die Gemeinden, Informa-
tionen über Baulücken und Innenentwicklungspotentiale zu sammeln, mit 
deren Hilfe diese Potentiale ggf. aktiviert werden können. Der größte Teil 
dieser Potentiale befindet sich jedoch in privatem Eigentum und ist daher 
nur schwer aktivierbar. Dies bestätigt auch eine Umfrage der Gemeinden 
bzgl. der Aktivierungsbereitschaft der Eigentümer. 
Die Informationen zur Innenentwicklung in Kap. 4.3 der Begründung wur-
den nochmals aktualisiert. 



 K O M M U N A L PL A N U N G  �  T I EF B A U  �  ST Ä DT E B A U 
Dipl.-Ing. (FH) Guido Lysiak Dipl.-Ing. Jürgen Glaser 

Dipl.-Ing., Dipl.-Wirtsch.-Ing. Steffen Leiblein  

Partnerschaftsgesellschaft mbB  B e r a t e n d e  I n g e n i e u r e  u n d  f r e i e r  S t a d t p l a n e r  

Seite 53 

 

Nr. Bürger/in Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

Ein Beispiel für keine gelungene Innenentwicklung ist die Genehmigung eines Logistikzentrums mit 
mehr als 10.000 Paletten inmitten eines Wohngebietes, dessen Zufahrtstraße an der engsten 
Stelle zu schmal für zwei Autos ist. 

   Bevölkerungsentwicklung und Finanzen 
Folgende Tabelle 1 zeigt die Bevölkerungsentwicklung der Stadt Walldürn zwischen 1961 und 
2015 auf. In dieser Zeit erreichte die Bevölkerungszahl 2004 den höchsten Stand von 12.110 Ein-
wohnern. Die angegebene Zahl zum Jahr 2016 mit 11.565 Einwohnern entspricht genau der Zahl, 
die auch in der Begründung zum Flächennutzungsplan für dieses Jahr angegeben ist. Doch schon 
bei der Einwohnerzahl im Jahr 2030 gibt es unterschiedliche Prognosen, die sich von 10.258 bis 
zu 12.101 Einwohnern bewegen können (siehe Tabelle 2). Trotzdem wird auch bei der höchsten 
Prognose nie die Einwohnerzahl von 2004 erreicht. Die Begründung, dass man wegen eines Be-
völkerungszuwachses, aus welchen Gründen auch immer, mehr Bauplätze benötigt, entbehrt da-
her jeder Grundlage, da seit 2004 in Walldürn und seinen Ortsteilen mehr als 130 neue Bauplätze 
entstanden sind und durch das bereits genehmigte Baugebiet Neuer Wasen zusätzlich weitere 
50 Bauplatze hinzukommen. D.h. nichts anderes, dass die Außenentwicklung auf Kosten der In-
nenentwicklung voranschreitet, ohne dass nennenswert eine Bevölkerungszunahme zu verzeich-
nen ist. Das bedeutet aber auch, dass mehr Straßen durch weniger Bürger unterhalten werden 
müssen. 
Dasselbe gilt für viele Gemeinden im Neckar-Odenwald-Kreis. 

 
Die Hinweise zur Bevölkerungsentwicklung werden zur Kenntnis genom-
men. 
Zur Ermittlung des Wohnbauflächenbedarfs werden die aktuellen Daten 
des Statistischen Landesamts herangezogen. Ausgangspunkt in diesem 
Fall ist die Bevölkerung Ende 2018. Ausgehend von der Bevölkerung 
Ende 2018 bis zum Jahr 2033 ergibt sich entsprechend der Prognose des 
Statistischen Landesamtes eine Bevölkerungszunahme von 271 Einwoh-
nern. Zudem ergibt sich ein weiterer Neubau- und damit Flächenbedarf 
aus dem weiter anhaltenden Trend zu einer höheren Wohnfläche pro Kopf 
bzw. einem Rückgang der Belegungsdichte. Entsprechend dem Hinweis-
papier des Landes kann dieser Trend durch einen fiktiven Einwohnerzu-
wachs von 0,3 % abgebildet werden. Hinzu kommt der ermittelte Sonder-
bedarf, welcher von der Höheren Raumordnungsbehörde mitgetragen 
wird. 
Der sich ergebende Wohnbauflächenbedarf kann über das ermittelte In-
nenentwicklungspotential nicht vollständig abgedeckt werden.    
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   Voraussichtliche Entwicklung der Bevölkerung bis 2035 nach Haupt- und Nebenvariante mit Wan-

derungen Stadt Walldürn (Neckar-Odenwald-Kreis) 
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   Trotz Generierung von über 100 neuen Bauplätzen konnte das Allzeithoch von 2004 nicht mehr 

erreicht werden. Gleichzeitig verfällt die Innenstadt in einen trostlosen Zustand, ähnlich wie in der 
ehemaligen DDR, wo die gleiche Taktik angewendet wurde, indem man auf der grünen Wiese neue 
Blocks errichtete und die alten Stadtkerne verfallen ließ. 
Der Grundsatz der Innenentwicklung vor Außenentwicklung wird in Walldürn sträflich vernachläs-
sigt. 
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   Finanzielle Situation der Stadt 
Die Stadt Walldürn ist hoch verschuldet und hat einen hohen Rückstand bei der Instandhaltung 
von Straßen und Gebäuden, die sich teilweise in einem bedenklichen Zustand befinden. Eine Er-
weiterung der Stadt auf eine größere Fläche, bei fast gleicher Einwohnerzahl, wird diese Lage noch 
verschärfen zumal im Jahre 2030 ca. die Hälfte aller Einwohner in Rente ist (Quelle: 
http://www.wegweiser-kommune.de/statistik/wallduern+altersstrukturgrafik) und somit die Einnah-
men der Stadt zurückgehen werden. 

 
Der Hinweis auf die finanzielle Situation der Stadt Walldürn wird zur 
Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme betrifft nicht den Regelungsinhalt des Flächennut-
zungsplans. 

   Demografie 
Betrachtet man die Wohnfläche, die in den nächsten Jahren aufgrund der Altersentwicklung frei 
wird, ergeben sich für Walldürn genügend Potentiale und Herausforderungen, die bewältigt werden 
müssen. Die geplanten üppigen Neubaugebiete sorgen dann für einen Preisverfall der älteren Häu-
ser und zu Leerständen. 
 
 
 
 
 
 
Betrachtet man die Anzahl der Rentner im Jahr 2030 so ergibt sich zudem eine Reduzierung der 
Einkommensteuer, da Rentner wesentlich weniger verdienen. Bei einer Gemeinde mit derart hohen 
Schulden wie Walldürn führt diese Entwicklung zwangsläufig weiter in die Überschuldung. In Ver-
bindung mit dem Szenario von 10.258 Einwohnern im Jahre 2030 könnte sich die Stadt Walldürn 
dann nicht mehr alleine tragen. 
Dieser Aspekt wurde in der Begründung zum Flächennutzungsplan nicht aufgeführt und anschei-
nend auch nicht analysiert. 

 
Der Hinweis auf die Demografie wird zur Kenntnis genommen. 
Freiwerdende Immobilien werden durch Erbschaft in der Regel weiterhin 
in Privatbesitz bleiben. Inwieweit diese Immobilien tatsächlich dem Markt 
zugeführt werden, kann nicht abgeschätzt werden. Eine Einstellung in den 
Wohnbauflächenbedarf ist daher nicht zweckmäßig. Die Wertentwicklung 
von Gebäuden kann nicht abgeschätzt werden. Grundsätzlich sollen 
Wohnbauflächen entsprechend dem konkret bestehenden Bedarf entwi-
ckelt werden. Sollte sich langfristig durch freiwerdenden Wohnraum ein 
höherer Anteil des Wohnraumbedarfs decken lassen, kann die Entwick-
lung von geplanten Wohnbauflächen dementsprechend reduziert werden. 
Der Hinweis auf Entwicklung der Einkommenssteuer in Walldürn wird zur 
Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme betrifft nicht den Regelungsinhalt des Flächennut-
zungsplans. 

   Beteiligung der Bevölkerung 
Es ist dringend eine offene und aktive Beteiligung der Bevölkerung notwendig. Dies wurde bisher 
unterlassen. Eine Veröffentlichung in der Ferienzeit spricht eher dafür, dass dies nicht gewollt ist. 

 
Die Beteiligung der Bevölkerung erfolgt gemäß den gesetzlichen Vorga-
ben des Baugesetzbuches durch zweimalige Planauslegung. Die zweite 
Planauslegung fand vom 29.06.2020 bis zum 08.08.2020 statt. Der ge-
setzlich vorgeschriebene Zeitraum vom 30 Tagen begann noch vor der 
Ferienzeit. Der Zeitraum wurde allerdings um einige Tage verlängert und 
ragte daher in den Zeitraum der Sommerferien hinein. 

   Wettbewerb mit anderen Gemeinden 
In Walldürn will man billige Bauplätze für junge Familien schaffen, damit diese sich verwirklichen 
können (Siehe Schreiben der Stadt an die Eigentümer von Grünland). 
In der Stellungnahme im Gemeinderat vom 28.07.2020 führt der Bürgermeister an, dass andere 
Gemeinden viele Bauplätze vorweisen können (Buchen 200 und Osterburken fast 100 Stück) und 
dass Walldürn deshalb in gleicher Größe nachziehen müsse. 
Geht es um Bedarf oder Verwirklichung? Wer betrachtet hier die Folgekosten, wenn immer weniger 
Einwohner immer mehr Straßen und Kanale unterhalten dürfen? Ist der ruinöse Wettbewerb 

 
Der Hinweis auf den Wettbewerb mit anderen Gemeinden wird zur Kennt-
nis genommen. 
Die Wohnbauflächenausweisung richtet sich nach dem ermittelten Be-
darf. Eine darüberhinausgehende Bauflächenausweisung muss nachvoll-
ziehbar begründet werden. Die Stadt Walldürn unterschreitet den ermit-
telten Wohnbauflächenbedarf (siehe unten). Die Betrachtung von Folge-
kosten ist nicht Inhalt des Flächennutzungsplans und ist in den einzelnen 
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zwischen den Gemeinden um junge Familien so noch finanzierbar? Bzw. ist es gerechtfertigt wich-
tiges Grünland zu verschwenden? 
Neues Bauland schaffen um den Nachbargemeinden die Einwohner abzuwerben, während immer 
mehr Häuser leer stehen. Eine Spirale, durch die alle Gemeinden verlieren. 

Kommunen im Rahmen der Aufstellung von Bebauungsplänen und der 
konkreten Baugebietserschließung zu betrachten. 

   Fazit 
Ich sehe bei der Planung auf der Walldürn Gemarkung eine Verletzung des Nachhaltigkeitsgebots 
nach BauGB. Ebenso sehe ich das Ziel des Landesentwicklungsplanes, der die Innenentwicklung 
vor Außenentwicklung vorsieht, verletzt. Das fehlende Stadtentwicklungskonzept verhindert eine 
geordnete städtische Entwicklung. Häppchenweise getroffene Entscheidungen im Gemeinderat 
ohne erkennbares Ziel führen in die Sackgasse. Beispiele wurden oben genannt. 
Viele meiner Begründungen werden auch von den Behörden, die auch eine Stellungnahme zu 
diesem Flächennutzungsplan abgegeben haben, eingebracht. 

 
Die Wohnbauflächenausweisung richtet sich nach dem ermittelten Be-
darf. Die Stadt Walldürn unterschreitet den ermittelten Wohnbauflächen-
bedarf gemäß dem Hinweispapier zur Plausibilitätsprüfung der Bauflä-
chenbedarfsnachweise um ca. 7 ha. Das große Defizit entsteht durch die 
Herausnahme der geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ auf-
grund raumordnerischer Belange. Sollte im Rahmen der aktuell laufenden 
Regionalplanänderung die Fläche restriktionsfrei gestellt werden, kann 
die Fläche im Rahmen einer Änderung des Flächennutzungsplans zu ei-
nem späteren Zeitpunkt aufgenommen werden. 
Die Erstellung eines Stadtentwicklungskonzept betrifft nicht den Rege-
lungsinhalt des Flächennutzungsplans. 

   Schlußwort 
Ich lehne eine übertriebene Erweiterung im ländlichen Raum, die jeder Grundlage entbehrt, strikt 
ab. Dies belegt auch eine Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft, die bestätigt, dass im länd-
lichen Raum zu viele Flächen ausgewiesen werden. 
Ich schließe mich dem Rat von Minister Hauk an, die Innenstädte und die alten Wohngebiete zu 
beleben, attraktiver zu gestalten und sinnvoll zu verdichten. Möglichkeiten und Potenziale sind ge-
nug vorhanden, sie müssen nur genutzt werden. 
Letztendlich ist ein integriertes Stadtentwicklungskonzept mehr als notwendig. Es ist für jedes wei-
tere Vorgehen m.E. unerlässlich. 

 
Die Ablehnung zur Siedlungserweiterung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Ausweisung von Bauflächen im Flächennutzungsplan erfolgt anhand 
des ermittelten Bedarfs. Das vorhandene Innenentwicklungspotential 
wurde dabei berücksichtigt. Die tatsächliche Umsetzung der Flächen er-
folgt entsprechend dem konkreten Wohnbauflächenbedarf.  
Die Erstellung eines Stadtentwicklungskonzept betrifft nicht den Rege-
lungsinhalt des Flächennutzungsplans. 

     

Bürger/in 11 
 

07.08.2020 Ich erhebe Einspruch gegen folgende Planinhalte: 
1) Wohnbauflächen Köhlerstraße Südseite zwischen kath. Kirche und Kreuzung Waldstraße war 
bisher gemischtes / bzw. allgemeines W.gebiet. WR = Verschärfung für Bestandsgebäude; Aus-
schluss von nicht störendem Gewerbe = Benachteiligung. 

 
Wird zur Kenntnis genommen.  
Im Flächennutzungsplan werden Bauflächen (W, M, G, S) dargestellt. Für 
den genannten Bereich bestehen der Bebauungsplan Barnholz und die 
dazugehörigen Änderungen. Maßgebend für die zulässigen Nutzungen 
ist der Bebauungsplan. Darin wird ein reines Wohngebiet WR festgesetzt. 
Dementsprechend wurde die symbolische Darstellung im Flächennut-
zungsplan gewählt. 

   2) Wohngebiet südliche Seite Waldstraße wurde nicht genau bezeichnet. = WA ? Auch für diesen Bereich gilt der Bebauungsplan Barnholz mit einem rei-
nen Wohngebiet WR. 

   3) Kostbare Naherholungsflächen im „Großen Wald“ als Gewerbegebiet zu planen, verstößt gegen 
jede Besucherfreundliche Nutzung – es gibt ausreichende Gebiete und Flächen für Gewerbe ent-
lang der B 27 + B 47 (z.B. Barnholz). 

Wird zur Kenntnis genommen.  
Die gewerbliche Baufläche „Schöner Busch“ ist nicht Teil dieses Verfah-
rens. 
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   4) Die Anbindung der Hans-Eckstein-Straße an die Gregor-Mendel-Straße wäre sehr dringend. 
Leider bislang nicht einmal planerisch im FNP dargestellt. (Entlastung der Köhler-Straße wäre drin-
gend.) 

Derzeit werden Gespräche mit dem Eigentümer der Grundstücke zum 
Verkauf geführt. Sollte es eine Einigung geben, wird die Fortführung der 
Erschließung in Betracht gezogen. 

   5) Ebenso wurde keine Planung für eine südliche (spätere) Zufahrt zum Gewerbegebiet GI 7 (P&G) 
angedacht. Das wäre ebenfalls zur Entlastung der Wohngebiete in W.-Süd erforderlich. 

Die Stadt Walldürn wird versuchen, eine Zufahrt in Betracht zu ziehen, 
falls die Eigentumsverhältnisse geklärt und die rechtlichen Voraussetzun-
gen geschaffen werden können. 

   6) Ich möchte mir gerne weitere Ausführung bzw. Ergänzungen zum FNP 2030 hiermit vorbehalten. Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Bürger können sich im Rahmen der gesetzlichen vorgeschriebenen 
Öffentlichkeitsbeteiligungen des Verfahrens äußern. 

   7) Die bereits als Verkehrsstraße angelegte (FNP) „Verlängerung der August-Stumpf-Straße“ ent-
lang von MSC und Tennisclub ist noch unbenannt und für gemeinsame Nutzung von Fußgän-
gern/Radlern und PKW völlig ungenügend angelegt mangels gesichertem Gehweg. 

Die Stadt Walldürn wird diese Anregung aufgreifen und in den politischen 
Gremien zur Diskussion stellen, ob die Änderung des Ausbaustandards 
in Betracht gezogen werden soll. 

     

Bürger/in 12 
 

04.08.2020 Hiermit lege ich Widerspruch gegen das am Stadtrand von Walldürn neu geplante Baugebiet Vor-
derer Wasen II ein. 
Der Flächennutzungsplan 2030 begründet die Notwendigkeit dieses Baugebiets mit dem Zuwachs 
der Bevölkerung Walldürns um 789 Menschen (ein errechnetes Wachstum von 6.8%). 
Bei den im FNP präsentierten Zahlen zum Bevölkerungswachstum überzeugt dabei allenfalls die 
durch die Prognose des Statistischen Landesamtes untermauerte grundsätzliche Entwicklung der 
Bevölkerung. Diese sagt ein Wachstum von 3% voraus, was sich in Walldürn auf etwa 350 Men-
schen belaufen würde. Die Argumentation des FNP für die restlichen 400-450 zusätzlich vorherge-
sagten Einwohner stützen sich auf reine Vermutungen. Entsprechende Nachweise fehlen komplett. 
Es ist nicht bewiesen, dass der Standort der Bundeswehr tatsächlich erweitert wird. Der FNP 
spricht hier von einer "voraussichtlichen Ausweitung", einer diesbezüglich fehlenden offiziellen Be-
kanntgabe und, dass "der Einwohnerzuwachs noch nicht konkret abgeschätzt werden" kann. Auch 
gibt es keinerlei Zahlen über SoldatInnen und deren Familien, die sich tatsächlich außerhalb des 
Bundeswehrstandorts in Walldürn niederlassen wollen, sondern nur reine Vermutungen. Die im 
FNP aufgestellte Hypothese von einem bundeswehrbedingten Einwohnerzuwachs von etwa 
150 Menschen ist daher vollkommen haltlos und für die Planung nicht verwendbar. 
Genauso wenig ist der Zuwachs von ebenfalls ca. 150 Einwohnern durch die laut FNP wieder le-
diglich "voraussichtliche Erweiterung" des Unternehmens Procter & Gamble belegt. Wie der FNP 
selbst aussagt, ist nicht gesichert, dass das Unternehmen tatsachlich erweitert wird. 
Der FNP informiert darüber, dass das Unternehmen selbst keine Daten zur Beschäftigungsent-
wicklung gemacht hat. Somit ist auch diese Prognose des FNP bezüglich des Zuwachses um ca. 
150 Menschen nichtig und gegenstandslos. 
Auch die Prognose des Statistischen Landesamts über ein Wachstums von 3% ist in Frage zu 
stellen, da im Regionalplan für 2020 für die Metropolregion Rheinneckar noch ein Wachstum bis 
2020 von 1% für Walldüm prognostiziert wurde, die Bevölkerung in Wirklichkeit aber zurückgegan-
gen ist, was zeigt, dass derartige Prognosen sehr ungenau sein können. Im Regionalplan steht 
außerdem, dass eine Ausweisung zusätzlicher Wohnbauflächen durch die 

Der Widerspruch zur geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ wird 
zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ im Rah-
men dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
An der Wohnbauflächenbedarfsermittlung, welche mit der Höheren 
Raumordnungsbehörde abgestimmt wurde, wird festgehalten. 
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Flächennutzungsplanung der Kommunen nur zulässig ist, wenn und soweit, ein entsprechendes 
Defizit nachgewiesen wird. Dieses Defizit kann der FNP 2030 in keinster Weise nachweisen. 
Im Gegenteil: der aktualisierte Regionalplan stellt immer noch einen Überhang an Wohnbaufläche 
im Verhältnis zur Bevölkerungsentwicklung dar. 
Selbst bei einem völlig überzogen großzügig kalkulierten Zuwachs von knapp 500 Einwohnern 
könnten all diese Einwohner ohne Weiteres auf den bereits vorhandenen ausgeschriebenen Bau-
gebieten wie Steinacker-Auerberg II (5,8 ha) und auf denen innerhalb des Stadtgebiets unterge-
bracht werden. Dies untermauert der FNP selbst: "Insgesamt lässt sich durch das vorhandene In-
nenentwicklungspotential in etwa eine Bruttobaufläche in der Größe von etwa 4,86 ha in der Au-
ßenentwicklung 'einsparen"'. Des Weiteren existiert in Altheim das rechtskräftige Baugebiet Güt-
leinsäcker (7,91 ha). Da bei derartigen Baugebietsplanungen immer das gesamte Gemeindegebiet 
mit eingeschlossen werden muss, muss auch dieses Baugebiet in die Berechnungen des Bedarfs 
für Walldürn miteinbezogen werden. Das Argument des wenig ausgeprägten Bebauungsbedarfs 
im Stadtteil Altheim ist daher haltlos, da der Bevölkerungszuwachs gleichermaßen für Altheim wie 
für die Kernstadt Walldürn gilt. Da der FNP bei den Baugebieten Gütleinsäcker und Steinacker-
Auerberg II eine Aufhebung des Bebauungsplans aufgrund von Entschädigungsansprüchen aus-
schließt, ist es unbegründet, ein neues großes Baugebiet zu erstellen ohne die bereits vorhande-
nen genutzt zu haben. Insgesamt bestehen die vorhandenen Bauflächen also aus mehr als 18,5 ha 
(Gütleinsäcker 7,1 ha, Steinacker-Auerberg II 5,8 ha, Flächen Innenstadt Walldürn 4,86 ha). Wei-
tere noch nicht bebaute Baugebiete existieren in Gerolzahn, Neusaß, Glashofen, Gottersdorf, Rein-
hardsachsen, Wettersdorf und Hornbach. Diese Flächen reichen für sehr viel mehr als die erwar-
teten Einwohner, da sie zusammen größer sind als der im FNP festgehaltenen Nettowohnflächen-
bedarf für Walldürn bis 2033 (17.92 ha), wobei bei diesem Nettowohnflächenbedarf ja noch von 
den nicht haltbaren 789 zusätzlichen Einwohnern ausgegangen wird. 
Der Regionalplan stuft Walldürn als Unterzentrum ein und ordnet einem solchen Unterzentrum eine 
Bevölkerungsanzahl von 50-60 Einwohner pro Hektar zu. Laut dieser Formel würden also weit un-
ter 10 ha an Wohnbaufläche benötigt werden. Es wäre also kein Problem, selbst diesen unrealisti-
schen Bedarf ohne eine weitere Ausweisung zu decken. So oder so müssen bestehende Bauge-
biete - grundsätzlich unabhängig von etwaigen finanziellen Aspekten - erst bebaut werden, bevor 
neue entstehen dürfen, was im konkreten Fall der Gemeinde Walldürn bedeutet, dass bevor die 
ausgewiesenen Baugebiete Steinacker-Auerbach II, Gütleinsäcker sowie die entsprechenden Bau-
gebiete in den übrigen Stadtteilen nicht bebaut sind, von einem etwaigen neuen Baugebiet Vorde-
rer Wasen II keine Rede sein darf. 
Zusätzlich besteht die Möglichkeit, sich der zunehmend zahlreichen leer stehenden Häuser im in-
neren Stadtgebiet anzunehmen und diese durch entsprechende Subventionierungen an die Käufer 
wiederzubeleben. Die Stadt Buchen praktiziert ein derartiges Modell bereits seit 2013. Dadurch 
kann nicht nur die unnötige Ausdehnung des Stadtgebiets verhindert werden, sondern auch die 
Innenstadt an Lebensqualität gewinnen. Eine solche Vorgehensweise unterstützt der FNP ebenso, 
indem festgehalten wird: "Die Gemeinden sind sich dabei bewusst, dass hier aufgrund des Gebots 
der Flächenersparnis auch ein verdichteter Wohnungsbau vorzusehen ist." Ebenso stellt der FNP 
klar, dass die Verbandsgemeinden im Sinne des Klimaschutzes eine Stärkung der Innen-
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entwicklung vorantreiben sollen und die Grün- und Freiflächen zu sichern. Das geplante Baugebiet 
würde beidem widersprechen. 
Das Bedenken der Stadt bezüglich des Baugebiets Steinacker-Auerberg II mit lediglich vermutetem 
(!) felsigen Untergrund ist ein nicht haltbares Argument, da selbst bei Bestätigung dieser Vermu-
tung der Fels problemlos gesprengt bzw. gefräst werden kann. Bereits in den 1990er Jahren wurde 
Fels im Baugebiet Vorderer Wasen gesprengt. Dies sollte daher in den 2020er Jahren erst recht 
kein Problem mehr darstellen. 
Es ist im Übrigen nicht garantiert, dass sich nicht auch ein ähnlicher Untergrund im jetzt geplanten 
Baugebiet befindet bzw. der Boden überhaupt für ein Baugebiet geeignet ist. Der FNP gibt diesbe-
züglich nur ungenügend Auskunft. Ich fordere daher zur persönlichen Überprüfung Einsicht in ein 
fundiertes geologisches Gutachten für das komplette geplante Baugebiet Vorderer Wasen II. 
Diesbezüglich ist auch zu erwähnen, dass das geplante Baugebiet einen Eingriff in die Satzung 
des Naturparks Neckartal Odenwald bedeuten würde: "Bei der Ausweisung von Bauflächen sind 
das Landschaftsbild sowie die Erholungsfunktion besonders zu beachten. Beeinträchtigungen sind 
weitgehend zu vermeiden bzw. zu minimieren." 
Nicht zu vergessen ist zudem die durch das geplante Baugebiet entstehende Zerstörung der Natur, 
Agrarnutzungsfläche und Streuobstwiesen, die einen wertvollen Lebensraums für unter Natur-
schutz stehende Arten, wie diverse Vogelarten, Fledermäuse, Eidechsen, Insekten, Hornissen etc. 
bieten. Dies würde die Gefährdung der Artenvielfalt beschleunigen, welche neben dem Klimawan-
del das Hauptumweltproblem in der heutigen Zeit darstellt. 

     

Bürger/in 13 
 

06.08.2020 Wir sehen die Aufnahme des Flurstücks 2007 in den FNP2020 – speziell unter dem Gesichtspunkt 
eines oder zweier Bauplätze äußerst kritisch. Dies liegt unter anderem daran: 
- Einhaltung des Gewässer-Randstreifens gemäß Landesverordnung. Dies führt zu einer gerin-

ger nutzbaren (weil eingeschränkten) Fläche. 

Der Anregung zur Herausnahme der Wohnbauflächenausweisung „West-
lich Gerleinstraße“ wird nicht gefolgt. 
Auch unter Einhaltung des Gewässerrandstreifens ist eine Bebauung der 
geplanten Wohnbaufläche möglich. 

   - In dem o.a. Grundstück besteht ein eingetragenes Leitungsrecht. Bestehende Leitungsrechte stehen einer Bebauung der geplanten Wohn-
baufläche nicht entgegen. Je nach Lage der Leitung ist gegebenenfalls 
eine Verlegung erforderlich. 

   - Das Grundstück ist in Insellage, was auch einen Anschluss an das Kanalnetz und auch in Bezug 
auf die Versorgung mit Strom äußerst kostspielig machen wird. 

- Das Kanalnetz im Neubaugebiet ist unbedingt zu überprüfen. Bei stärkeren Regenfällen ist es 
seit längerem schon so, dass in der Straße Am Bildstock aufgrund eines zu stumpf gestoßenen 
Rohres das Wasser im Kanal zurückstaut. Das hält dann solange an, bis der Druck mit Gefälle 
von der höher gelegenen Straße (Gerleinstraße) nachlässt. Wenn nun ein weiteres Haus (oder 
zwei) im unteren Bereich angeschlossen werden würden, könnte dies zu einer weiteren Zuspit-
zung beim Rückstau führen. 

Aufgrund der Entfernung zum bestehenden Kanalnetz und den vorhan-
denen Versorgungsleitungen entstehen höhere Erschließungskosten. 
Die ausreichende Dimensionierung bzw. eine erforderliche Aufdimensio-
nierung oder Erneuerung des Kanalnetzes wird im Rahmen nachfolgen-
der Verfahren geprüft. 

   - Darüber hinaus ist das Rohr, über das der Zugang auf das betreffende Grundstück möglich sein 
sollte, bereits seit Längerem defekt. Auch hier entstehen zunächst einmal zusätzliche Kosten. 

- Der Weg, der zu dem Grundstück führt, ist ein Wirtschaftsweg (aktuell also nur für landwirt-
schaftlichen Verkehr frei gegeben). Inwiefern kann ein Zufahrt so überhaupt stattfinden? Welche 

Die Wohnbaufläche kann über den bestehenden Wirtschaftsweg er-
schlossen werden. Ein Ausbau des bestehenden Wirtschaftswegs sowie 
weitere Maßnahmen zur Erschließung der Wohnbaufläche wird im 
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weiteren Maßnahmen sind notwendig (Gehweg, Beleuchtung, Müllabfuhr, Winterdienst, …). 
Müsste dann eine Einbahnstraßenregelung getroffen werden? Wie würde das die Zufahrt zu 
den landwirtschaftlich genutzten Flächen beeinträchtigen? Das wäre definitiv genauer zu über-
prüfen. 

- Zu welcher Straße sollte(n) das Grundstück/die Grundstücke zugehörig sein? Neue Vergabe 
eines Straßennamens für ein Grundstück? Und wie sollen hier dann die Post/Paketdienste zu-
stellen? Was ist, wenn mehrere gleichzeitig unterwegs sind? Gibt es überhaupt eine Möglichkeit 
zum Drehen? Oder müsste diese geschaffen werden? Zwei Fahrzeuge kommen ohne Aus-
weichmöglichkeit nicht aneinander vorbei. Beide Seiten haben Straßengräben (einseitig Her-
resgraben, andere Seite unbenannter Entwässerungsgraben). 

- Wenn erschlossen wird, ist auch der Winterdienst Sache der Gemeinde. Gerade bei lediglich 
einem Grundstück (selbst bei zwei Bauplätzen) ist der Aufwand immens, da man weiter fahren 
muss, um drehen zu können oder aber es müsste rückwärts gefahren werden, was sicher auch 
nicht ganz ungefährlich wäre. Auch ist das Ganze in Bezug auf die Umwelt und das Gewässer 
problematisch, da z.B. kein Streusalz eingesetzt werden könnte. 

Rahmen nachgelagerter Verfahren geprüft. Eine Einbahnstraßenrege-
lung ist nicht vorgesehen. 
Die Hinweise zu Straßennamen, Post/Paketdienst und Winterdienst be-
treffen nicht den Regelungsinhalt des Flächennutzungsplans. Die Aufge-
führten Punkte werden im Rahmen nachgelagerter Verfahren abschlie-
ßend geklärt. 

   Deshalb sollte man sich – gerade, weil die Gemeinde zur jetzigen Zeit sowieso nicht gerade in Geld 
schwimmt – sehr gut überlegen, ob man eine Umwandlung von diesem Acker in Bauland vorneh-
men möchte. Schließlich ist nicht sichergestellt, dass eine Umwandlung tatsächlich zu zwei guten 
Bauplätzen führt, da gesetzliche Rahmenbedingungen zu einer nicht unbedeutenden Verkleine-
rung der Fläche auf dem Papier sorgen. 
Insofern gibt es zumindest sehr viele Faktoren, die gegen eine Umwandlung sprechen – und dabei 
sind die ökologischen noch nicht einmal mit aufgeführt. 

Der Anregung zur Herausnahme der Wohnbauflächenausweisung „West-
lich Gerleinstraße“ wird nicht gefolgt. 
Die Wohnbaufläche bietet sich zur Abrundung des bestehenden Sied-
lungskörpers an. Die Gemeinde Hardheim möchte daher die Flächen in 
den Flächennutzungsplan aufnehmen. Die verkehrliche und technische 
Erschließung der Fläche ist grundsätzlich möglich. Die genauen Rahmen-
bedingungen der Erschließung werden in nachgelagerten Verfahren ge-
prüft. 

     

Bürger/in 14 
 

27.07.2020 Die Acker- und Wiesenflächen um Neusaß sind Teil eines großen siedlungsrelevanten Kalt- und 
Frischluftentstehungsgebiets. Ich bin alleiniger Eigentümer der vorbenannten Fläche, die in den 
Flächennutzungsplan aufgenommen worden ist. 
Die Fläche ist Teilstück eines großen Grundstücks mit 2,74 ha (Flurstück Nr. 588), welches derzeit 
von einem Biobauer bewirtschaftet wird und mitten in einem Naturpark liegt. Die Fläche ist von 
besonderer Bedeutung für die Naherholung und ausdrücklich als Vorbehaltsgebiet für die Land-
wirtschaft gekennzeichnet. Auch die angrenzenden Streuobstwiesen, die gerade so wichtig für die 
Artenvielfalt sind, werden dadurch in ihrem Bestand erheblich beeinträchtigt. Die Folgen, die die 
Ausweisung dieser Flächen als Baugebiete für die Natur bedeuten, widersprechen den Zielen der 
gerade beschlossenen Novelle des Naturschutzgesetzes. 
Durch die Bebauung verschiebt sich der Ortsrand in die freie Landschaft, was eine erhebliche Be-
einträchtigung des Landschaftsbildes zur Folge hätte. Die gewachsene Landschaft wird durch das 
geplante Baugebiet nahezu zerstört werden. Die Zersiedelung des Ortsrandes und der Natur wird 
damit billigend in Kauf genommen, obwohl im Ortskern zahlreiche Grundstücke vorhanden sind, 
die zur Bebauung und Nachverdichtung im Ortskern viel besser als Baugebiete geeignet wären 
(siehe Grundstück Nr. 568/4, 588/1, 571,610, 569 teilweise, 570 teilweise, 575 teilweise) und keine 
Beeinträchtigung der Natur nach sich ziehen würde. Die Nahverdichtung im Ortskern, wäre auch 

Der Anregung wird gefolgt. 
Die Wohnbauflächenausweisung wird nicht weiterverfolgt. 
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mit der Entwicklung der Einwohnerzahlen in Einklang zu bringen. Der Ausweis des jetzigen Bau-
gebietes nicht. 

   Darüber hinaus ist zu beachten: 
Aufgrund der Höhendifferenzen zwischen dem geplanten Baugebiet und der Gerolzahner Straße 
müssten größere Erdbewegungen vorgenommen werden, um problemlos die Grundstücke zu er-
reichen. Das hätte zur Folge, dass die Bewirtschaftung der restlichen Ackerflächen erheblich er-
schwert wird und Flächen zur notwendigen Bewirtschaftung entfallen, 
Flächen, die zur Erzeugung von Lebens- bzw. Futtermitteln dienen, die Lebensraum für Tiere, 
Pflanzen und Teil des Landschaftswasserhaushaltes sind. 
Die Erschließung über die Gerolzahner Straße wird vage als „möglich“ angegeben. Eine Prüfung 
scheint hierbei noch gar nicht vorgenommen worden zu sein. Da meine Tochter nahe der angege-
benen Fläche bereits vor Jahren gebaut hat, ist mir bekannt, auf welche Probleme sie hierbei ge-
stoßen ist: 
Zum einen sind unter der Oberfläche große Sandsteinfelsen, welche eine Abtragung der Fläche 
auf Höhe der Gerolzahner Straße nicht nur erschwert, sondern nahezu unmöglich macht. Ein Keller 
wäre bei meiner Tochter nur durch Sprengung möglich gewesen. Da der Höhenunterschied zu den 
nächsten Grundstücken immer größer wird, ist eine Abtragung auf Straßenhöhe evtl. gar nicht 
möglich. 
Die Gerolzahner Straße ist eine schmale Straße, bei welcher es nicht möglich ist, dass zwei Autos 
aneinander vorbeifahren können. Es gibt keine Gehwege und auch keine Straßenlaternen und 
auch keinen Winterdienst.  
Den Verzicht auf diese allen übrigen Anwohnern zustehenden Rechte musste meine Tochter 
schriftlich bestätigen. 
Bei starkem Schneefall ist die Straße in Richtung Ziegelhütte komplett geschlossen, weil kein Weg 
mehr ersichtlich ist. 
Der vorhandene Kanal in der Gerolzahner Straße musste beim Bauvorhaben meiner Tochter erst 
verlegt werden. Da laut Aussage der Stadt Walldürn ,,diese Straße nie erschlossen wird", mussten 
die Kosten für die Kanal- und die Wasserleitungen komplett durch meine Tochter getragen werden. 
Bei der Planung für diesen Kanal wurde ein 200er Rohr vorgesehen, welches für die bereits ange-
schlossenen Parteien gerade ausreichend ist (lt. Aussage Stadt Walldürn). 
Die ,,neuen" Bauplätze könnten somit nicht an dem vorhandenen Kanal angeschlossen werden, 
sondern der Kanal müsste erneuert/vergrößert werden. Wer trägt diese Kosten? 
Aufgrund der vorgenannten Punkte lege ich Widerspruch gegen die Aufnahme der Fläche „Neusaß 
Südost" über 0,36 ha in den Flächennutzungsplan 2030 ein. Auch weil weder ich noch meine Kin-
der Bauvorhaben planen, ist die Aufnahme dieser Grundstücksfläche für mich nicht nachvollzieh-
bar. 
Der Zweck eines Flächennutzungsplans sollte sicherlich nicht sein, Bürgern Ihre gute Ackerfläche 
weg zu nehmen. 

Der Anregung wird gefolgt. 
Die Wohnbauflächenausweisung wird nicht weiterverfolgt. 
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Bürger/in 15 
 

27.07.2020 Auf meinen Flurstücken 2902 und 290211 im Gewann "Alter Wasen" (Fläche 84 im Entwurf des 
Flächennutzungsplans 2030) bewirtschaften wir seit mehr als drei Jahrzehnten eine Streuobst-
wiese. Auf der 3500 Quadratmeter großen Fläche befinden sich 80 großkronige Obstbäume und 
mehr als 200 Beerensträucher. 
Aufgrund der Einstufung des Areals "Alter Wasen" als Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft im 
Regionalplan der Metropolregion Rhein-Neckar im Jahr 2013 und der damit verbundenen Pla-
nungssicherheit haben wir 2015 begonnen, erhaltenswerte alte Bäume zu revitalisieren, den übri-
gen Baumbestand zu verjüngen und die Sortenvielfalt zu erhöhen. Der Bestand umfasst aktuell 
verschiedene Apfel-, Birnen-, Quitten-, Walnuss-, Pfirsich-, Nektarinen-, Mandel-, Kirsch- und 
Nashi-Bäume sowie Johannisbeer-, Stachelbeer- und Heidelbeersträucher. Den Abschluss der 
Verjüngung und den Beginn der Vermarktung der biologisch angebauten Früchte planen wir für 
das Jahr 2025. Ihre volle Ertragskraft wird die Streuobstwiese voraussichtlich bis zum Jahr 2035 
erreichen. 
Die Umwandlung des Gewanns "Alter Wasen II'' in ein Wohnbaugebiet würde den Obstanbau auf 
meinen Grundstücken stark beeinträchtigen und letztlich unmöglich machen. 
Es droht die Betriebsaufgabe. Bereits die Flächennutzungsplanung, die von der Walldürner Stadt-
verwaltung regelmäßig als unverbindlich und ohne Außenwirkung dargestellt wird, beeinträchtigt 
unseren Betrieb erheblich. Eine Erweiterung durch Zukauf umliegender Grundstücke ist seit Be-
kanntwerden der Pläne im September 2018 de facto unmöglich. 
Die Eigentümer im Gewann "Alter Wasen" spekulieren auf Verkaufserlöse als Bauerwartungsland. 
Grundstücke für landwirtschaftliche Zwecke zu entsprechenden Preisen zu erwerben, ist nicht 
mehr möglich. 
Unabhängig von wirtschaftlichen Gesichtspunkten ist meine Streuobstwiese ein wertvoller Lebens-
raum für zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. Aufgrund der Änderung des Naturschutzgesetzes sind 
Streuobstbestände im Sinne des § 4 Absatz 7 des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes 
(LLG), die eine Mindestfläche von 1500 Quadratmetern umfassen, zu erhalten. 
Eine Umwandlung des Gewanns "Alter Wasen II“ (Fläche 84) in ein Wohnbaugebiet lehne ich auf-
grund der vorgenannten Gründe ab. Das Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft ist gemäß den 
Vorgaben der Regionalplanung zu erhalten. Im Flächennutzungsplan 2030 sind Vorkehrungen zu 
treffen, die die Bewirtschaftung meiner Streuobstwiese uneingeschränkt ermöglichen und adä-
quate Erweiterungsmöglichkeiten bieten. 
Den Verkauf meiner Grundstücke an die Stadt Walldürn schließe ich aus. 

Der Widerspruch zur geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ wird 
zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ im Rah-
men dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

     

Bürger/in 16 
 

20.07.2020 Historie & formales Vorgehen: 
1. Interessenslage  
An der nordöstlichen Ortsrandlage des Höpfinger Ortsteiles Waldstetten befinden sich einige 
Grundstücke im Eigentum der Familiedes Eigentümers , benachbarte Grundstücke könnten noch 
erworben werden. Konkret handelt es sich um die Grundstücke FI.Nr. 6524, 6525 und 6527/1 der 
Gemarkung Waldstetten, die nach derzeitigem Stand des Flächennutzungsplans noch dem Au-
ßenbereich zugeordnet sind. 
Der Eigentümer plant seit längerem an dieser Ortsrandlage in absehbarer Zeit ein Wohnhaus mit 
angeschlossener Werkstatt zu errichten und hat deshalb gebeten, diese Grundstücke bzw. 

 
 
Die Interessenslage des Eigentümers wird zur Kenntnis genommen. 
Der Anregung zur Aufnahme einer Baufläche wird nicht gefolgt. 
Die Aufnahme einer Baufläche in den Flächennutzungsplan ist nicht 
gleichbedeutend mit der Einbeziehung in den Innenbereich nach § 34 
BauGB. Der im Zusammenhang bebaute Ortsteil (Innenbereich nach § 34 
BauGB) ergibt sich aus der tatsächlichen Bebauung und nicht aus der 
Darstellung von Bauflächen im Flächennutzungsplan. 
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zumindest den in der beigefügten Skizze markierten Bereich in das angrenzende Mischgebiet mit 
aufzunehmen und die Verlaufsgrenze entsprechend anzupassen. 
Sowohl bei der Gemeindeverwaltung als auch beim Bauordnungsamt des Gemeindeverwaltungs-
verbandes ist dies bekannt. 

Für das geplante Vorhaben ist die Aufstellung eines Bebauungsplans er-
forderlich. Bei einem konkreten Bedarf kann in Abstimmung mit der Ge-
meinde ein Bebauungsplan aufgestellt werden. In diesem Zug kann der 
Flächennutzungsplan im Parallelverfahren geändert werden. 

   2. Fehlendes Initiativverhalten der Gemeinde 
Gemäß § 5 BauGB sind im Flächennutzungsplan die voraussehbaren Bedürfnisse der Gemeinde 
in den Grundzügen darzustellen. Die Gemeinde sollte dazu alle ihr bekannten Planungsabsichten 
der nächsten Jahre in den Entwurf des Flächennutzungsplans einfließen lassen. 
Auf Nachfrage von Herrn Heffner zur Bebaubarkeit der Grundstücke teilte ihm die Haupt- und Bau-
amtsleiterin der Gemeinde Höpfingen mit Schreiben vom 18.10.2018 mit, dass „nach dem aktuellen 
Flächennutzungsplan die Grundstücke im Außenbereich liegen, sodass es schwierig werden wird, 
eine Baugenehmigung hierfür zu erhalten. Dies ist zwar grundsätzlich nicht ausgeschlossen, aber 
es werden andere Beurteilungskriterien für einen Hausbau angesetzt als beispielsweise in einem 
ausgewiesenen Baugebiet." 
Der Gemeinde Höpfingen war also spätestens zu diesem Zeitpunkt auch formal bekannt, dass der 
Eigentümer auf dem betreffenden Areal Bauplanungsabsichten hat. 
Nachdem der Eigentümer im gleichen Schreiben mitgeteilt worden war, dass ,,die Gemeinde 
grundsätzlich immer bereit ist Grundstücke zu erschließen, allerdings diese nicht unerheblichen 
Kosten von dem „Nutzer", also von Ihnen bezahlt werden müssten" hätte der Eigentümer davon 
ausgehen können, dass zwar nicht zum Zeitpunkt des Schreibens im Jahr 2018, aber spätestens 
mit Aufstellung des neuen Flächennutzungsplans das Gebiet als Mischgebiet mit aufgenommen 
wird. 
Ohne eine weitere Kontaktaufnahme zu dem Eigentümer oder gar die Mitteilung von Gründen 
wurde unterlassen, die Flächen als Mischgebietsfläche in den in Aufstellung befindlichen Flächen-
nutzungsplan aufzunehmen. 
Das Bedürfnis der Gemeinde Höpfingen auch in ihrem Ortsteil Waldstetten für bauwillige junge 
Bürger des Ortsteils Bauland zur Verfügung zu stellen ist nicht nur begründbar, sondern dürfte zur 
Erhaltung einer demographisch gemischten Bevölkerungsstruktur auch eine übergeordnete Ziel-
setzung der Kommunalpolitik sein. 
Der Eigentümer ist im Ortsteil Waldstetten verwurzelt und engagiert sich dort ehrenamtlich über 
das ansonsten übliche Maß hinaus. Es ist naheliegend, dass er im Ortsteil Waldstetten auch seine 
weitere familiäre Zukunft gestalten möchte. Nicht nur als gelernter Schreiner, sondern auch bei der 
Landschaftspflege und unter Anwendung der von ihm erlernten Seilklettertechnik bei der Baum-
pflege bringt er seine Fähigkeiten im Ortsleben - wenn Unterstützung gebraucht wird - entspre-
chend ein. Dass er daher für die ehrenamtliche und nebenberufliche Ausübung seines Schreiner-
handwerks und für die Gerätschaften der Landschaftspflege auch plant, nach Bedarf eine Werkstatt 
oder Lagerhallen anzugliedern, dürfte nachvollziehbar sein. 
Die Gemeinde Höpfingen sollte ein Interesse daran haben, ihren Bürgern entsprechende Bauflä-
chen, in diesem Fall Mischgebietsflächen, anbieten zu können. Es handelt sich insoweit um ein 
voraussehbares Bedürfnis im Sinne der Befriedigung der Bedürfnisse der Bürgerschaft, weshalb 
die Gemeinde von ihrem Initiativrecht zur Ausdehnung der angrenzenden Mischgebietsfläche hätte 
Gebrauch machen sollen bzw. sollte dieses im laufenden Verfahren nunmehr nachholen. 

 
Die Hinweise zur Abstimmung mit der Gemeinde Höpfingen werden zur 
Kenntnis genommen. 
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   3. Auskunft des Gemeindeverwaltungsverbandes zur Bebaubarkeit der Grundstücke 
Nachdem die Bauabsichten von dem Eigentümer Anfang 2020 konkreter wurden, nahm er Kontakt 
zum zuständigen Sachbearbeiter beim Baurechtsamt des Gemeindeverwaltungsverbandes auf, 
um sich zu erkundigen unter welchen Rahmenbedingungen er einen Bauantrag stellen könnte. 
Bei einem Gespräch am 13.01.2020 in den Räumen des Gemeindeverwaltungsverbandes wurde 
ihm seitens der Baurechtsbehörde signalisiert, dass einer Bebauung im Wege einer Abrundung 
der angrenzenden Bestandsgebäude grundsätzlich nichts im Wege stehen dürfte, eine konkrete 
Bauzusage allerdings erst im Verfahrensverlauf einer Bauvoranfrage oder eines Baugenehmi-
gungsverfahrens erteilt werden kann.  
Dass die Flächen auch im derzeit in Aufstellung befindlichen Flächennutzungsplan weiterhin als 
Außenbereich ausgewiesen sind, wurde dabei nicht erwähnt. 
Der Eigentümer ging folglich zu diesem Zeitpunkt davon aus, dass eine Bebauung des Gebiets 
nach Abstimmung mit der Gemeindeverwaltung zu den erforderlichen Erschließungsarbeiten 
grundsätzlich möglich sein müsste und hat daraufhin weitere Planungen veranlasst. 

 
Die Hinweise zur Abstimmung mit dem Gemeindeverwaltungsverband 
werden zur Kenntnis genommen. 

   4. Änderungsmöglichkeit des Entwurfs des Flächennutzungsplanes 
Nachdem der Eigentümer im Rahmen seiner weiteren Planungen Kenntnis von den Planunterlagen 
des neuen Flächennutzungsplans 2030 erhielt, hat er mit Schreiben vom 17.05.2020 nochmals 
Kontakt zum Gemeindeverwaltungsverband aufgenommen und dabei seine Überraschung deutlich 
gemacht, dass im derzeit befindlichen Aufstellungsverfahren für den Flächennutzungsplan 2030 
die Grundstücke FI.Nr. 6524, 6525 und 6527/1 nicht in das angrenzende Mischgebiet einbezogen, 
sondern weiterhin als Außenbereich ausgewiesen sind. 
Er hat in diesem Schreiben gleichzeitig seine Hoffnung ausgedrückt, dass diese geringfügige re-
daktionelle Änderung der Planung noch möglich ist, damit der künftige Flächennutzungsplan nicht 
einer künftigen Bebauung entgegensteht. 
Auf dieses Schreiben hat der Eigentümer bis dato keine Antwort seitens des Gemeindeverwal-
tungsverbandes erhalten. 
Der Eigentümer hatte spätestens mit seinem Schreiben vom 17.05.2020 - noch bevor die Ver-
bandsversammlung des Gemeindeverwaltungsverbandes Hardheim-Walldürn in öffentlicher Sit-
zung am 28.05.2020 den Entwurf des ,,Flächennutzungsplans 2030 für den Verwaltungsraum 
Hardheim-Walldürn gebilligt und die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen 
hat - darauf hingewiesen, die Grenzziehung entsprechend zu ändern. Dies wäre aus hiesiger Sicht 
durch einfache redaktionelle Änderung auch noch möglich gewesen. 
Im Nachgang wurde dem Eigentümer vom Ortsvorsteher des Ortsteils Waldstetten mitgeteilt, dass 
man seine Planungsabsichten durchaus unterstützen wolle, es aber nach Auskunft des Planungs-
büros IFK Ingenieure Mosbach für eine Änderung zu spät gewesen sei, da die Unterlagen für die 
Verbandsversammlung schon vorbereitet gewesen waren. 
Hier muss die Frage erlaubt sein, wer bei der Aufstellung des Flächennutzungsplans 2030 „Herr 
des Verfahrens" ist - das beauftragte Planungsbüro oder die Gemeinde Höpfingen und der Ge-
meindeverwaltungsverband als Auftraggeber. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Planunterlagen müssen vor der Beschlussfassung in der Verbands-
versammlung den Verbandsmitglieder zur Verfügung gestellt werden. 
Hierzu sind Fristen einzuhalten, damit die Verbandsmitglieder ausrei-
chend Zeit haben, die Unterlagen durchzusehen.  
Eine einfache redaktionelle Änderung ist bei der Darstellung von Außen-
bereichsflächen als Bauflächen nicht möglich. Eine Erweiterung der be-
stehenden Mischbaufläche ist ebenfalls im Rahmen der Umweltprüfung 
zu betrachtet. Dies war zu diesem Zeitpunkt vor der angesetzten Ver-
bandsversammlung nicht mehr möglich. 
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   Inhaltliche Begründung zur Anpassung des Entwurfs des Flächennutzungsplans: 
1. Ziel und Zweck des Flächennutzungsplanes 
Nach den Ausführungen in der Begründung des nun offengelegten Entwurfs des Flächennutzungs-
planes 2030 ist es Ziel und Zweck der Planung, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke 
entsprechend § 1 Abs. 1 BauGB vorzubereiten und zu leiten. 
In der Begründung zum Entwurf des Flächennutzungsplanes gem. § 9 Abs. 8 BauGB ist unter Zif-
fer 4 ausgeführt, dass in erster Linie die bestehenden geplanten Wohnbauflächen aus dem bereits 
rechtskräftigen Flächennutzungsplan übernommen werden sowie kleinere Abrundungen vorge-
nommen werden sollen. 
Die derzeitige Grenzziehung an der Ortsrandlage im Nordosten von Waldstetten zeigt keine derart 
gewünschte Abrundung, eine Arrondierung würde aber genau an dieser Stelle Sinn machen. 

 
 
Der Hinweis zur Abgrenzung der Mischbaufläche wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die geplante Baufläche „Waldstetten Nordost“ wird nicht weiter-
verfolgt. 

   2. Derzeitige Abgrenzung des Mischgebiets 
Wie an der beigefügten Skizze unschwer zu erkennen ist, macht die Abgrenzung des Mischgebiets 
an dieser Stelle einen nicht nachvollziehbaren Einschnitt. 
Gerade im Hinblick auf das nördlich neu ausgewiesene Mischgebiet Fläche Nr. 28 „Waldstetten 
Nordost“ leuchtet der Rückversatz der südlich der L 577 liegenden Flächen Richtung Westen nicht 
ein und führt nicht zu einer üblicherweise gewünschten nachvollziehbaren Abrundung der Orts-
grenzen. Die Grenzziehung wirkt für den neutralen Betrachter damit willkürlich und keineswegs an 
den topographischen Gegebenheiten orientiert. 

 
Der Hinweis zur Abgrenzung der Mischbaufläche wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
Die Abgrenzung der Mischbaufläche wird aus dem noch gültigen Flächen-
nutzungsplan übernommen. Die geplante Baufläche „Waldstetten Nord-
ost“ wird nicht weiterverfolgt. 

   3. Beziehung zu anderen ausgewiesenen Flächen 
Besagte Fläche Nr. 28 „Waldstetten Nordost" bildet - wie in den Erläuterungen ausgiebig beschrie-
ben - mit einer geplanten Mischgebietsfläche von 0,06 ha eine ,,kleinflächige Arrondierung des 
Ortsrands". Im Gegensatz zur beabsichtigten Baufläche von Herrn Heffner südlich der L 577 grenzt 
diese Fläche im Nordosten sogar noch direkt an das Naturschutzgebiet „Waldstetter Tal". Nördlich 
der Fläche liegt zudem das Biotop ,Feldgehölz im Hofweinberg. 
Würde der Flächennutzungsplan wie vorgesehen tatsächlich um die Fläche Nr. 28 ,,Waldstetten 
Nordost" erweitert und südlich der L577 zurückversetzt bleiben, würde sich daraus zwangsläufig 
ein uneinheitliches Bild für die Festlegung der Ortsgrenze ergeben. 
Aus Fahrtrichtung Bretzingen kommend würde sich dann rechts der Straße die Ortsgrenze in Hang-
lage deutlich Richtung Bretzingen verschieben, während in der Tallage links der Straße ein deutli-
cher Rückversatz gegeben wäre, Von einer Arrondierung des Ortsrands kann - wie in den Erläute-
rungen dargestellt - dann nicht mehr gesprochen werden. 
Die Fläche Nr. 29 „Glöckle III" wird im Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar als Vorranggebiet 
für Naturschutz und Landschaftspflege ausgewiesen. Die Fläche befindet sich zudem im Randbe-
reich eines Regionalen Grünzugs. Dennoch soll diese Fläche ausgewiesen werden, wogegen auch 
gar keine Einwendungen bestehen. 
Die Flächen des Eigentümers weisen diese Einschränkungen nach unseren Recherchen allerdings 
nicht auf, weshalb es dann erst recht möglich sein sollte, auch für diese Flächen das angrenzende 
Mischgebiet „kleinflächig" zu arrondieren, wie dies auch bei Fläche Nr. 28 vorgesehen ist. 
Nachdem laut den Erläuterungen zum Entwurf des Flächennutzungsplans entgegen den dortigen 
Ausweisungen eine tatsächliche Erschließung der anderen beiden geplanten Bauflächen Nr. 22 
„Unterdorf' und Nr. 25 „Hofacker" aufgrund schwieriger topographischer Gegebenheiten, des 

 
Die Hinweise zur Baufläche „Waldstetten Nordost“ werden zur Kenntnis 
genommen. Die geplante Baufläche „Waldstetten Nordost“ wird nicht wei-
terverfolgt. 
Die Aufnahme der Fläche „Glöckle III“ wurde mit der Höheren Raumord-
nungsbehörde abgestimmt. Ein Zielverstoß mit dem Einheitlichen Regio-
nalplan Rhein-Neckar besteht demnach nicht. 
Die Bauflächenausweisung muss sich an dem ermittelten Wohnbauflä-
chenbedarf orientieren. Dabei sind Mischbauflächen mit 50 % anzurech-
nen. Die Gemeinde Höpfingen überschreitet mit den noch enthaltenen ge-
planten Bauflächen sowie mit den geplanten Neuausweisungen von Bau-
flächen den ermittelten Wohnbauflächenbedarf.  
Die Gemeinde Höpfingen möchte an den bisher im Flächennutzungsplan 
enthaltenen geplanten Bauflächen festhalten. Lediglich die Wohnbauflä-
che „Glöckle III“ wird in Abstimmung mit der Höheren Raumordnungsbe-
hörde in den Flächennutzungsplan aufgenommen. 
Weitere Bauflächenausweisungen führen zu einer noch höheren Über-
schreitung des ermittelten Wohnbauflächenbedarfs und werden von der 
Höheren Raumordnungsbehörden nicht mitgetragen. Nur bei einem kon-
kreten Bedarf kann die Aufnahme einer weiteren Baufläche im Rahmen 
eines Parallelverfahrens zur Aufstellung eines Bebauungsplans in den 
Flächennutzungsplan erfolgen. 
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bestehenden Gehölzbestands und einer aufwendigen technischen Erschließung langfristig nicht 
vorgesehen ist, sollte ebenfalls erst recht die Fläche südlich der L 577 als Mischgebiet arrondiert 
werden, um auch dem Eigentümer eine Baufläche zu ermöglichen, Andere Mischbauflächen sind 
ansonsten zumindest nach hiesigem Kenntnisstand in Waldstetten nicht mehr vorhanden. 

   Abschließend sei erwähnt, dass eine auch bei einem Gespräch zwischen dem Eigentümer und 
dem Bürgermeister am 09.07.2020 angesprochene Lösung im Wege eines späteren Parallelver-
fahrens zur Anpassung des Flächennutzungsplanes für den Eigentümer keine Option darstellt, da 
bei unklarer Kostentragung der Verfahrenskosten aus den derzeitigen Planungsabsichten ein un-
sicheres finanzielles Risiko entstehen würde. 
Eine Anpassung des Flächennutzungsplanes ist aus hiesiger Sicht im Rahmen der Abwägung 
durch den Gemeinderat vor endgültiger Beschlussfassung durch die Verbandsversammlung durch-
aus noch möglich, zumindest sieht das Verfahren zur Aufstellung dies vor. 
Die Gemeinde und der Gemeindeverwaltungsverband sollten sich dabei nicht rein von praktischen 
Erwägungen des planenden Ingenieurbüros leiten lassen, sondern sich am tatsächlichen Bedarf 
orientieren. 
Von dieser Option sollte sowohl seitens des Gemeindeverwaltungsverbandes als auch des Ort-
schafts- und Gemeinderates Gebrauch gemacht werden, um dem Ziel einer bürgerorientierten Be-
reitstellung von Mischgebietsflächen im Sinne des Eigentümers gerecht zu werden. 
Sollte eine Aufnahme der Flächen in den Flächennutzungsplan wider Erwarten nicht möglich sein, 
bitten wir um zeitnahe Rückmeldung, damit sich der Eigentümer anderweitig hinsichtlich seiner 
weiteren Lebensplanung orientieren kann. 

Der Anregung zur Aufnahme einer Baufläche wird nicht gefolgt. 
Die Aufnahme einer Baufläche in den Flächennutzungsplan ist nicht 
gleichbedeutend mit der Einbeziehung in den Innenbereich nach § 34 
BauGB. Die Bebaubarkeit richtet sich nach dem im Zusammenhang be-
bauten Ortsteil. Der im Zusammenhang bebaute Ortsteil (Innenbereich 
nach § 34 BauGB) ergibt sich aus der tatsächlichen Bebauung. 
Für das geplante Vorhaben wäre somit die Aufstellung eines Bebauungs-
plans erforderlich. In diesem Zug kann der Flächennutzungsplan im Pa-
rallelverfahren geändert werden. Das Vorgehen mit Aufstellung eines Be-
bauungsplans und der Änderung des Flächennutzungsplans ist bei der 
Umsetzung von Einzelvorhaben im Außenbereich der übliche Weg zu 
Schaffung des Baurechts. 

     

Bürger/in 17 
 

 1. Zur Nummer 8.1.2 der Begründung 
Bei der Fläche 29 „Glöckle III" mit 0,44 ha können aufgrund der Topographie nur rund 4 bis 5 Bau-
plätze erschlossen werden. Aufgrund des derzeit niedrigen Zinsniveaus und der daraus resultie-
renden Nachfrage nach Bauplätzen werden die 4 bis 5 Bauplätze sofort wieder vergeben sein und 
die Gemeinde verfügt erneut über keine eigenen Bauplätze. Das Gebiet reicht daher alleine nicht 
aus, um den Bedarf im Ortsteil etwas längerfristig zu decken. 
Weiterhin möchte ich darauf hinweisen, dass aufgrund der Höhenlage nur ein geringer Wasser-
druck zur Verfügung stehen wird und zur Entwässerung des nördlichen Platzes ist der Kanal relativ 
tief in den Muschelkalkuntergrund zu legen. Der nur einseitige Anbau an die Erschließungsstraße 
führt zu höheren Kosten. Insgesamt dürfte die Erschließung m.E. nicht „einfach“ werden, konnte 
aber aufgrund weniger Eigentümer vermutlich relativ zügig erfolgen. 
Dagegen sind die bereits ausgewiesenen Flächen 22 „Unterdorf" und 25 „Hofacker" geeignet, um 
die längerfristige Versorgung des Ortsteils mit Bauplätzen gewährleisten. Die Darstellungen, die 
Flächen 22 „Unterdorf“ und 25 „Hofacker“ seien „aufgrund schwieriger topographischer Gegeben-
heiten, des bestehenden Gehölzbestands und einer aufwändigen technischen Erschließung lang-
fristig nicht für eine Erschließung vorgesehen“, entspricht meines Erachtens nicht den tatsächlichen 
Gegebenheiten und der vorhersehbaren Entwicklung, ganz im Gegenteil: 

 
Die Hinweise zur Erschließung von Wohnbauflächen im Ortsteil Waldstet-
ten der Gemeinde Höpfingen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Wohnbauflächenbedarfsermittlung ergab für die Gemeinde Höpfin-
gen einen Wohnbauflächenbedarf von rund. 3,53 ha. Die Wohnbauflä-
chenausweisung überschreitet diesen ermittelten Bedarf deutlich. Daher 
muss die Gemeinde Höpfingen bei Bauflächenausweisungen zurückhal-
ten vorgehen. Die Gemeinde Höpfingen sieht aktuell die geplante Wohn-
baufläche „Glöckle III“ als vorrangig zu entwickeln an. Besteht nach der 
Ausschöpfung dieser Wohnbaufläche weiterer konkreter Bedarf, können 
ggf. die angesprochenen Bauflächen entwickelt werden. 
 
Hinweis: 
Das Landesamt für Denkmalpflege hat aufgrund einer visuellen Beein-
trächtigung des Ensembles aus Kirche, Pfarrhaus und Rathaus erhebli-
che Bedenken zur Ausweisung der Fläche „Unterdorf“ geäußert. Die Flä-
che 22W „Unterdorf“ wird entsprechend der Abstimmung mit dem Lan-
desamt für Denkmalpflege im westlichen Bereich reduziert. Dadurch wird 
der topographisch höher gelegene Teil von einer Bebauung freigehalten. 
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Das Gelände kann von der Landstraße her über Flurstück 31/1 in sanfter Steigung abschnittsweise 
nach Bedarf erschlossen werden, ohne dass größere Vorleistungen in Form von Kanälen oder 
Straßen notwendig sind. 
Hier können nach und nach 15 bis 18 Bauplätze entstehen, die den örtlichen Bedarf auf Jahre 
hinaus decken können. 
Der Bestand an Obstbäumen ist relativ ausgedünnt und abgängig, eine Erschließung konnte als 
Anlass genommen werden, im Umfeld neue Obstbäume anzupflanzen. Weiter kann das vorhan-
dene Gehölz entlang des „Geisgrabens“ erhalten werden. Das Gebiet konnte mit dem Geißgraben 
als ökologische Ader vorbildlich in die Landschaft eingebettet werden. 
Die Querung des „Geisgrabens“ stellt keine nennenswerte Erschwerung dar. Lediglich die Boden-
ordnung dürfte aufgrund der kleineren Parzellierung der Grundstücke etwas aufwändiger sein. 
Über einen „langfristigen Verzicht der Erschließung“ dieses Gebiets hat der Gemeinderat meines 
Wissens weder beraten noch beschlossen. 
Die Flachen 22 "Unterdorf" und 25 "Hofacker" dürften so ziemlich die einzigen Flächen im Ortsteil 
sein, die sinnvoll neu erschlossen werden können. Ein paar wenige kleinere Flächen für einzelne 
Gebäude befinden sich in privater Hand, auch im Innenbereich gibt es kein größeres Potential. 
Aufgrund der genannten Aspekte kann die Entwicklung eines Baugebiets im Bereich der Flächen 
22 „Unterdorf" und 25 „Hofacker“ nicht langfristig zurückgestellt werden, sondern muss zügig, ggfs. 
parallel zu Glöckle III angegangen werden. 

Eine erhebliche visuelle Beeinträchtigung des Ensembles kann dadurch 
vermieden werden. 

   2. Weitere Hinweise: 
Bei der Beschreibung zu Fläche 22 muss es in Nr. 8.1.2 korrekt heißen: „Östlich der Fläche befindet 
sich ein Kindergarten". 

 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
Die Begründung wird redaktionell korrigiert. 

   Bei der Stromleitung vom nördlichen Ortsausgang Waldstetten Richtung Bretzingen handelt es sich 
um eine unterirdische Leitung. 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet.  
Die Stromtrasse wird entsprechend im Flächennutzungsplan dargestellt. 

   Das Umspannwerk im Gewann Hundsrück auf Flurstück 4050/1 sollte dargestellt werden. Der Anregung wird gefolgt. 
Das Umspannwerk wird nachrichtlich im Flächennutzungsplan symbo-
lisch dargestellt. 

   In der Legende des Ortslagenplans Waldstetten muss es heißen: .29 W„Glockle III“ Der Anregung wird gefolgt. 
Der redaktionelle Fehler wird korrigiert. 

     

Bürger/in 18 
 

04.08.2020 / 
06.08.2020 

1. Stellungnahme zur Ausweisung der Hofackergärten Hardheim als Gemischtes Baugebiet 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO im Entwurf 
• Die Ausweisung als Mischgebiet steht im Widerspruch zur "fortgeschrittenen Planung zur Städ-

tebaulichen Entwicklung" im Gewann Hofackergärten der Gemeinde Hardheim, in der eine aus-
schließliche Wohnbebauung vorgesehen ist. Eine „Vorratsausweisung“ Mischgebiet ist unzu-
lässig  

 
 
Der Hinweis zur dargestellten Mischbaufläche im Gewann Hofackergär-
ten wird zur Kenntnis genommen. Die Fläche Hofackergärten wird als ge-
plante Mischbaufläche aus dem noch gültigen Flächennutzungsplan über-
nommen. Die Planunterlagen werden entsprechend angepasst. Die Ge-
meinde Hardheim schöpft den ermittelten Bauflächenbedarf nicht aus und 
betreibt damit keine Vorratsausweisung. 
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   • Weiter wäre zu prüfen, ob die zugrunde gelegten Bedarfszahlen an Bauplätzen, die auf Basis 
von Zahlen aus 2015 und somit der außerordentlichen Lage zu Zeiten der Flüchtlingskrise zu 
hoch gegriffen und angesichts der zu erwartenden, sich aus den außerordentlich hohen, 
Corona-bedingten Verschuldung der öffentlichen Haushalte ergebenden Zinssteigerungen in 
naher Zukunft die Bedarfe an Bauplätzen nicht bald implodieren. Auch bei der Einschätzung 
eines möglichen Mehrbedarfs in Bezug auf die aktuell stattfindende Reaktivierung der Kaserne 
als nennenswerten Bundeswehrstandorts stellt sich die Frage, ob dieser Umstand den nächsten 
oder übernächsten Verteidigungsminister überdauert. Und in Bezug auf einen entstehenden 
Bedarf an Bauflächen wird übersehen, dass die Soldaten in der Regel ihre Unterkunft in der 
Kaserne finden und an ihren freien Tagen nach Hause pendeln. Und ob die wenigen Offiziere 
auch mit Blick auf das bisherige Auf und Ab des Bundeswehrstandorts und angesichts drohen-
der Versetzungen ausgerechnet in Hardheim ihren Lebensmittelpunkt sehen werden und hier 
bauen wollen, ist mehr als fraglich. 

Die Hinweise zur Wohnbauflächenbedarfsermittlung werden zur Kenntnis 
genommen. An den getroffenen Annahmen wird festgehalten. 

   • In Bezug auf umweltbezogene klimatische Auswirkungen auf die Menschen, insbesondere auf 
Kinder und ältere Menschen und deren Gesundheit bilden die Hofackergärten angesichts der 
Klimaerwärmung als Kaltluftgebiet und Naherholungsgebiet, Kleingartenanlage mit Möglichkeit 
der Kleintierhaltung ein Refugium für die Anwohner und Parzellenbesitzer unmittelbar am Orts-
kern. Dies und der in Zukunft aufgrund des schon stattfindenden Klimawandels steigende Be-
darf an solchen Flachen werden im gesamten Entwurf nicht oder zumindest nicht im ausrei-
chenden Maß berücksichtigt. 

Die Fläche Hofackergärten ist im Osten, Norden und Westen von Bebau-
ung umgeben und bildet ein Innenentwicklungspotential. Die Entwicklung 
dieser Fläche führt zu einer Verringerung der Inanspruchnahme von Au-
ßenbereichsflächen. Ein Großteil der Kleingartenanlage liegt aktuell brach 
und wird nicht mehr bewirtschaftet. Die Fläche ist nicht Teil eines zusam-
menhängenden Kaltluftentstehungsgebiets und bildet lediglich eine Insel-
lage. Langfristig kann sich die Gemeinde Hardheim die Entwicklung die-
ser Fläche vorstellen. 

   • Das Gewann Hofackergärten in Hardheim, das im bestehenden Flächennutzungsplan als Ge-
mischtes Baugebiet nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO ausgewiesen ist, stellt sich heute dar als 
eine Grünfläche mit vielen verschiedenen Habitaten und einer ausgeprägten Bio-Diversität, mit 
Fledermäusen, Zauneidechsen, Blindschleichen, Eichhörnchen und vielen verschiedenen Vo-
gel- und Insektenarten: Hier kreisen Rotmilan und Mäusebussard, Falke und Sperber, zwit-
schern Distelfinken, Spatzen, Lerchen, Blau- und Kohlmeisen, Gartenrotschwanz, Rotkehlchen, 
Girlitz, Stieglitz, Dompfaff, Kleiber, Amsel, Kernbeißer, Eichelhäher, Bunt- und Grünspecht, 
Hänfling ...., summen Holzbienen, Steinhummeln und Hornissen (besonders geschützt), flattern 
Schmetterlinge wie Schwalbenschwanz und Segelfalter (stark gefährdet), Tagpfauenauge, Kai-
sermantel, kleiner Fuchs, Distel- und Zitronenfalter in der Sonne, Eulen und Taubenschwänz-
chen nach Sonnenuntergang, leuchten die Weibchen der Glühwürmchen (gefährdet) in der 
Dämmerung, krabbeln Hirschkäfer (FFH geschützt) und Rosenkäfer, verstecken sich Igel im 
Laub und und und ... 
Wiesen, verschiedene Gehölzstrukturen, Streuobstbestände, naturnahe Gartenstrukturen, Frei-
flächen, der unmittelbar angrenzende Riedbach mit dichten Baumsaum deuten auf eine hohe 
ökologische Wertigkeit, eine erneute Ausweisung zum gemischten Baugebiet ohne aktuelle 
Umweltprüfung und Beurteilung im Umweltbericht wäre ein offensichtlicher Rechtsverstoß und 
kann nicht hingenommen werden. 

Für die im Flächennutzungsplan 2015 bereits dargestellten Bauflächen, 
die unverändert im Flächennutzungsplan 2030 weiter dargestellt bleiben, 
ist eine Umweltprüfung und auch eine Berücksichtigung im Umweltbericht 
nicht erforderlich. Es entstehen durch die Übernahme weder neue Rechte 
noch Umweltauswirkungen. Ein Rechtsverstoß liegt nicht vor. 
Die Ausführungen zu den Tierarten und Biotopstrukturen werden zur 
Kenntnis genommen. Im Bebauungsplanverfahren wird auf Grundlage 
dann stattfindender Erfassungen, die in Methode und Umfang an die zu 
erwartende hohe Artenvielfalt angepasst sein werden, eine artenschutz-
rechtliche Prüfung durchgeführt. Das Schutzgut Tiere und Pflanzen wird 
auch in der Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung bzw. dem Umweltbericht 
zum späteren Bebauungsplanverfahren behandelt. 
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   • Es wäre zu prüfen, ob die Hofackergärten nicht mit den unweit liegenden geschützten Wachol-
derheide-Flächen ein wichtiger Baustein eines Biotopverbunds nach § 21 BNatSchG i.V.m. § 22 
NatSchG wären. 

Die Fläche ist gemäß der Daten- und Kartendienst der LUBW nicht Be-
standteil des landesweiten Biotopverbunds. 

   2. Stellungnahme „Umweltbericht und Umweltprüfung" des Entwurfs zum FNP 2030 GW 
Hardheim-Walldürn sowie zu den noch nicht vorliegenden umweltbezogenen Stellungnah-
men von Trägern öffentlicher Belange und zu den vorliegenden und nicht ausliegenden und 
im Internet nicht veröffentlichten Stellungnahmen von Bürgern. 

 

   3. Antrag auf Aufhebung des Offenlegungsverfahrens des Flächennutzungsplan-Entwurfs 
2030 wegen erheblicher verfahrensrechtlicher Mängel, die beim jetzigen Verfahrensstand 
nicht mehr heilbar sind und Wiedereintritt in einen Verfahrensstand, bei dem die fehlende(n) 
Umweltprüfung (en) und der (die) mangelhafte(n) Umweltbericht(e) nachgeholt beziehungs-
weise berichtigt werden können, hilfsweise die Aufhebung des Verfahren insgesamt. 

 

   Gegen die von Ihnen vorgelegten „Umweltbericht und Umweltprüfung" des Entwurfs zum FNP 2030 
GW Hardheim-Walldürn erhebe ich rechtliche Bedenken: 
In den Vorbemerkungen des vorgelegten Umweltbericht erklären die Verfasser: 
„Die Umweltprüfung und der Umweltbericht befassen sich nur mit den neuen Darstellungen. Alle 
anderen, bereits im rechtskräftigen FNP dargestellten Flächen werden in ihrer bisherigen Abgren-
zung in die Neuaufstellung übernommen. Für diese Flächen wurde bereits im damaligen Aufstel-
lungsverfahren eine Umweltprüfung durchgeführt und ein Umweltbericht erstellt. Eine weitere Be-
rücksichtigung dieser Flächen ist daher nicht nötig. " 
Diese Rechtsauffassung verkennt die Rechtslage und die verfahrensrechtliche Bedeutung einer 
Umweltprüfung und eines Umweltberichts. Bei der Erstellung von Umweltbericht und Umweltprü-
fung ist die jeweils aktuelle Rechtslage zu beachten. Das BauGB wird ständig geändert und aktu-
alisiert, so wurde im Mai 2017 das BauGB in der seit dem 1. Oktober 2017 geltenden Fassung 
bekannt gemacht. Die Neufassung berücksichtigte seit der Fassung der Bekanntmachung des Ge-
setzes vom 23. September 2004 insgesamt 22 Änderungen. 
Nach § 2a hat der Gemeindeverband „im Aufstellungsverfahren dem Entwurf des Bauleitplans eine 
Begründung beizufügen. In ihr sind entsprechend dem Stand des Verfahrens ..... 
2. in dem Umweltbericht nach der Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch die auf Grund der Umweltprü-
fung nach § 7 Absatz 4 ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes darzulegen“' 
Der Umweltbericht hat laut Anlage 1 (BGBI. 12017, 3720 - 3721) zu § 2 Absatz 4 und den §§ 2a 
und 4c . . . .folgende Bestandteile: „2. eine Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umwelt-
auswirkungen, die in der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 Satz 1 ermittelt wurden; hierzu gehören 
folgende Angaben: 
a) … eine Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands (Ba-
sisszenario), einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beein-
flusst werden, und eine Übersicht über die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei 
Nichtdurchführung der Planung, soweit diese Entwicklung gegenüber dem Basisszenario mit zu-
mutbarem Aufwand auf der Grundlage der verfügbaren Umweltinformationen und wissenschaftli-
chen Erkenntnisse abgeschätzt werden kann;…“ 

Der Flächennutzungsplan 2015 des Gemeindeverwaltungsverbands 
„Hardheim-Walldürn“ wurde mit der Bekanntmachung am 21.07.2001 
wirksam. Der Umweltbericht und die Pflicht zur Umweltprüfung wurde erst 
durch das EAG Bau zum 20.07.2004 in die Bauleitplanung eingeführt. 
Eine Umweltprüfung wurde beim Flächennutzungsplan folglich nicht 
durchgeführt  
Insofern sind die Vorbemerkungen im Umweltbericht nicht korrekt und 
müssen korrigiert werden. 
Für die im Flächennutzungsplan 2015 bereits dargestellten Bauflächen, 
die unverändert im Flächennutzungsplan 2030 weiter dargestellt bleiben, 
ist eine Umweltprüfung und auch eine Berücksichtigung im Umweltbericht 
nicht erforderlich. Es entstehen durch die Übernahme weder neue Rechte 
noch Umweltauswirkungen.   
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Seit der ursprünglichen Aufstellung des Flächennutzungsplanes haben sich nicht nur Fachplanun-
gen überholt und wirtschaftliche und gesellschaftliche Rahmenbedingungen geändert. 
Auch eine Umweltprüfung und ein Umweltbericht von vor 20 Jahren entspricht nicht dem Stand 
des Verfahrens heute, die damals vorgefundenen ökologischen Gegebenheiten sind völlig andere 
als heute und die damaligen Prüfungen und Berichte beziehen sich auf völlig andere Sachverhalte 
und sind vollkommen ungeeignet, die Belange des Umwelt- und Klimaschutzes heute für eine Fort-
schreibung des Flächennutzungsplans 2030 auch nur ansatzweise zu benennen. Auch der recht-
liche Rahmen in Bezug auf Natur- und Klimaschutz, die tatsächlichen Gegebenheiten in Bezug auf 
die Entwicklung und aktuelle Lage von Natur und Landschaft, Biotop- und Artenschutz, gefährdete 
Tiere und Pflanzen, Klimawandel und vieles mehr unterliegen einem ständigen Wandel, die Be-
deutung der angesprochenen Punkte ist auch angesichts des fortschreitenden Klimawandels heute 
erheblich h6her als vor 20 Jahren. 
Umweltprüfung und Umweltbericht auf Basis der aktuellen Rechtslage und des derzeitigen Um-
weltzustands (Basisszenario) sind wesentliche und unverzichtbare Teile im Aufstellungsverfahren 
eines Bauleitplans. weiterhin liegen wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen von Trägern öf-
fentlicher Belange noch immer nicht vor, die Begründung des Flächennutzungsplans bezieht sich 
auf einen in wesentlichen Teilen unvollständigen Umweltprüfung und Umweltbericht, wie es sich 
aus oben dargestellten bereits vorliegende Stellungnahmen von Bürgern sind nicht im Internet ver-
öffentlicht, sodass das Auslegungsverfahren insgesamt den Anforderungen eines rechtsstaatlichen 
Verfahrens nicht gerecht wird. 
Ich beantrage daher, das Auslegungsverfahren aufzuheben und nach erfolgter, vollumfänglicher 
Umweltprüfung und nach deren Bewertung in einem aktuellen Umweltbericht in Bezug auf die Aus-
weisung aller, auch der im alten Flächennutzungsplan bereits ausgewiesenen Gebiete und nach 
Vorlage aller Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange erneut durchzuführen.  

     

Bürger/in 20 
 

28.07.2020 Der Gemeindeverwaltungsverband Hardheim-Walldürn plant die Neuaufstellung seines aus dem 
Jahr 2001 rechtsgültigen Flächennutzungsplanes. Unter anderem soll eine 8,79 ha große Fläche 
in Walldürn für ein neues Wohnbaugebiet Vorderer Wasen II bereitgestellt werden. 
Gegen diese Planung lege ich mit dieser Stellungnahme Einspruch ein. 
Begründung: 
Als Bürger Walldürns ist es mir ein großes Anliegen, die Kernstadt wieder zu einem attraktiven 
Zentrum werden zu lassen. Durch die immer neuen Baugebiete wird nur weiter dazu beigetragen, 
dass die Kernstadt weiter ausstirbt. Diesem „Donuteffekt“ gilt es entgegen zu wirken. Wie vielfach 
dargestellt gibt es im Stadtgebiet über 200 unbebaute Grundstücke/Baulücken. Es ist zwar einfa-
cher neue Baugebiete auszuweisen, aber sollte man nicht in Zeiten immer fortschreitender Versie-
gelung von Natur dazu übergehen diese Baulücken zu schließen? Ich verweise hier auf die Stadt 
Tübingen, die hier zwar einen langwierigen und schwierigen Weg geht mit dem Ziel die unbebauten 
Grundstücke im Zwangsverfahren bebauen zu lassen. 
Weiterhin finden sich im Stadtgebiet große Flächen, die bebaut werden könnten. Als Beispiele 
seien hier nur die riesige Fläche des ehemaligen Salzlagers sowie der ehemalige Edeka Einkaufs-
markt, der schon seit Jahren zerfallt, genannt. Auch ist es aus heutiger Sicht nicht mehr 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
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vermittelbar, dass Bauplätze mit einer Fläche von 700 qm bis 900 qm wie beim ehemaligen Aldi-
gelände ausgewiesen werden. 
Wie sie sehen ist die Planung nicht alternativlos zumal es noch ein rechtskräftiges Baugebiet 
"Steinacker-Auerberg II", mit einer unbebauten Fläche von 5,8 ha gibt. 
Die jetzige Planungsfläche befindet sich mitten im Biotopverbund, so würden wertvolle Lebens-
räume für Tiere und Pflanzen durch die Nutzungsänderung verloren gehen. Die Flächenplanung 
"Vorderer Wasen II" nimmt keine Rücksicht auf das wichtige Lebensraumsystem des Biotopver-
bunds und würde ein wertvolles Naherholungsgebiet zerstören. Mit der Bebauung Vorderer 
Wasen II ginge ein großes, für die Naherholung besonders relevantes Gebiet am Ortsrand verlo-
ren. 
Der Bedarf an zusätzlichen Wohnbauflächen wird hier mit fiktiven Rechenmodellen und, Annahmen 
begründet, die nicht nachgewiesen werden können. Eine schrumpfende Bevölkerung benötigt 
keine überdimensionierten Baugebiete. Ein Mehrbedarf aufgrund des Bundeswehrstandortes und 
des Unternehmens Procter & Gamble beruht allein auf Vermutungen. Wie in der Vergangenheit 
können heute Soldaten nicht mehr damit rechnen, für längere Zeit an einem Standort verbleiben 
zu können und eine Vergrößerung von Procter & Gamble ist reine Spekulation. Somit ist ein Bedarf 
für Wohnbauflächen nicht nachgewiesen. 
Durch die Flächenumnutzung würden hochwertige landwirtschaftliche Grünflächen und Streuobst-
wiesen mit ihrer wirtschaftlichen und ökologischen Funktion verloren gehen. Auch würde eine wei-
tere Versiegelung der Bodenfläche erfolgen und somit der Grundwasserspiegel nachhaltig beein-
trächtigt werden. Die Fläche würde als Naherholungsgebiet für die Walldürner Bevölkerung aber 
auch für die Pflanzen- und Tierwelt verloren gehen. 

     

Bürger/in 20 
 

28.07.2020 Flächennutzungsplan 2030 Vorderer Wasen II: 
Die unter besonderem Schutz stehende Streuobstlandschaft Wasen II mit Obstbäumen, Altholz, 
Sträuchern, Hecke, Mager- und Glatthaferwiesen darf auf keinen Fall verändert werden. Es ist sehr 
wichtig, diese Landschaft für die nachfolgenden Generationen zu erhalten, da es etwas ähnliches 
in Walldürn nicht gibt. 
Die Planungsfläche befindet sich im Biotopverbund, liegt im Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft 
und im Regionalen Grünzug. Es ist das in Walldürn am meisten genutzte Naherholungsgebiet. Die 
biologische Vielfalt ist hoch, Pflanzen und Tiere werden erheblich beeinträchtigt.  
Ich lege Widerspruch ein. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

     

Freie Wähler Walldürn 
 

29.07.2020 Auch zum jetzigen Zeitpunkt stehen wir, wie bereits während des bisherigen Verfahrens, einigen 
Punkten kritisch bzw. ablehnend gegenüber und es bleiben aus unserer Sicht Fragen offen. 
Die Bereitstellung von Wohn- und Gewerbeflächen zur Sicherung und Weiterentwicklung ist ein 
wichtiges kommunales Anliegen. Geeignete Maßnahmen hierzu finden unsere Unterstützung. Sie 
sollten aber nachhaltig, funktional und angemessen sein. Bei allen Flächenausweisungen favori-
sieren wir die Nutzung innerörtlicher Potenziale, die Ergänzung, den Lückenschluss und die Um-
nutzung innerhalb vorhandener Bebauung. 

Die Hinweise zur Siedlungsentwicklung werden zur Kenntnis genommen. 
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Generell soll - unabhängig ob bei Wohn- oder Gewerbeflächen - nach dem Grundsatz der bedarfs-
gerechten Erschließung gehandelt werden. Dem ungebremsten Flächenfraß und weiterer Versie-
gelung ist entgegen zu wirken. 
Versiegelung und Landschaftsverbrauch sind irreversibel. 
„Grund und Boden sind keine beliebige Ware, sondern eine Grundvoraussetzung menschlicher 
Existenz. Boden ist unvermehrbar und unverzichtbar. " (H. -J. Vogel, ,,Mehr Gerechtigkeit!", Herder 
201 9, S. 48, Anlage 5) 
Lebendige Quartiere mit guter Nachbarschaft und Nutzungsmischung sind das Ziel. Teure unan-
gemessene Erschließungs- und Unterhaltungsmaßnahme überlasten die kommunalen Haushalte 
und sind Bürde und Risiko für nachfolgende Generationen. 
Damit widersprechen sie auch dem Grundsatz der Generationengerechtigkeit des vor wenigen 
Jahren eingeführten NKHR Neuen Kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens. 
Erschließungen erfolgen mit öffentlichen Geldern (Steuermittel). Baulandpreise und Baukosten be-
treffen die Bürger zweimal - erstens bei eigenen und zweitens bei öffentlichen Bauvorhaben wie 
Infrastrukturmaßnahmen. Es ist daher das Recht und die Pflicht der Bürger, sich hier kritisch ein-
zubringen. 
In jeder Kommune und jedem Dorf im Neckar-Odenwald-Kreis sind zur Zeit Baugebietserschlie-
ßungen zu beobachten. Es scheint ein ausufernder Überbietungswettbewerb zwischen den Kom-
munen um jeden möglichen Einwohner zu herrschen. Vornehmlich wird dabei die Möglichkeit des 
§ 13b BauGB (beschleunigte Verfahren ohne Umweltbericht, ohne formale UVP Umweltverträg-
lichkeitsprüfung) genutzt, an dessen Entfristung die Kommunalverbände intensiv arbeiten. Der 
§ 13a BauGB „Bebauungspläne für Innenentwicklung, Wiedernutzbarmachung von Flächen, nach 
verdichten“ wird hingegen kaum angewandt. 
Gleichzeitig nehmen die Leerstände in unseren Stadt- und Ortskernen zu und der schlechte Zu-
stand von Gebäuden und Freiflächen schadet dem Ortsbild. 
Der sogenannte "Donut-Effekt", Ausbluten und Verfall der Ortskerne und Zersiedelung an den Rän-
dern, stellt sich ein. Die Einrichtungen der Nahversorgung wandern an verkehrsgünstige Randla-
gen ab und sind nur noch mit dem Auto zu erreichen. Eine Stadt muss aber als Ganzes attraktiv 
sein. 
Weitere Zersiedelung und Abwanderung von Infrastruktur gilt es zu verhindern, darüber sind sich 
alle Fachleute in Verbänden und in den Ministerien einig. Sie ziehen mit Veranstaltungen übers 
Land, erklären die Zusammenhänge und propagieren Innenentwicklung vor Außenentwicklung. 
Förderprogramme werden aufgelegt mit dem Ziel Flächensparen als Gebot der Stunde für Zu-
kunftsvorsorge und wirtschaftliche Vernunft: Denn Flächen sind Nahrungs- und Lebensgrundlage. 
„…werden Neubaugebiete über Bedarf erschlossen, so wird die Entwertung des vorhandenen 
Siedlungsbestands beschleunigt." sagte 2015 Gisela Splett (damals Staatssekretärin im Ministe-
rium für Verkehr und Infrastruktur BW und MdL). 

   Bei der Fortschreibung des FNP 2030 sind die neuen gesetzlichen Anforderungen an die Flächen-
nutzungsplanung zum Thema Klimaschutz und regenerative Energien zu integrieren (Seite 1 FNP 
2030 Entwurf). 
Laut Landesentwicklungsplan LEP sind die gegebenen günstigen Wohnortbedingungen zu sichern, 
für die weitere Siedlungsentwicklung flächensparend, orts- und landschaftsgerecht zu nutzen, zum 

Die Hinweise zum Klimaschutz und zum Landesentwicklungsplan werden 
zur Kenntnis genommen. 
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Schutz der ökologischen Ressourcen.. . sind ausreichend Freiräume zu sichern, Teile von Freiräu-
men, die für Naherholung, Freizeit und Tourismus besonders geeignet sind, sollen in ihrer land-
schaftlichen Attraktivität bewahrt und im Freizeit- und Erholungswert verbessert werden (Seiten 4 
+ 5 FNP 2030 Entwurf). 
Dies alles vor dem Hintergrund, die notwendigen Klimaschutzziele wenigsten zum Teil zu errei-
chen. Es hat aber den Anschein, als ob der FNP 2020 Entwurf des GVV diesen Maßgaben nicht 
folgt. 
Im ländlichen Raum schätzen wir vor allem die hohe Lebensqualität in der Natur. Aber mit dem 
Erhalt dessen, was wir lieben, tun wir uns offensichtlich schwer. 

   Bei den geplanten Flächen handelt es sich öfter um die höchsten Eignungsstufen I und II in Bezug 
auf landwirtschaftliche Nutzung. Dabei verlangt § 1a (2) BauGB bei einer Inanspruchnahme land-
wirtschaftlich genutzter Flächen eine Begründung, bei der auch die Möglichkeiten der Innenent-
wicklung, insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstände, Baulücken und andere Nachverdich-
tungsmöglichkeiten, zu ermitteln sind. 
Aus dem FNP 2030 Entwurf ist weder diese Ermittlung zu ersehen noch gibt es Ausführungen zur 
Handhabung dieses Themas. Hier fordern wir konkrete Aussagen. 
Zudem hat das Regierungspräsidium schon 2018 zum FNP 2030 beim Innenentwicklungspotenzial 
eine Erhöhung der Aktivierungsrate von 10% auf 25% gefordert (siehe Vorlage ATU 13.11.2018 - 
FNP 2030, GVV Hardheim-Walldürn). Auch dazu gibt es im jetzigen FNP 2030 Entwurf keine Aus-
sage, wie hier der Sachstand ist. Wir fordern dazu Aussagen. 

Die Hinweise zur Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen sowie 
zur Innenentwicklung werden zur Kenntnis genommen. 
Das Innenentwicklungspotential wurde entsprechend der Anregung vom 
Verband Region Rhein-Neckar mit Hilfe des Programms Raum+Monitor 
für alle drei Kommunen erfasst. Zudem wurde eine Eigentümerbefragung 
zu deren Verkaufs- bzw. Entwicklungsabsichten durchgeführt und in das 
Programm integriert. Die Ergebnisse aus dem Programm wurden als In-
nenentwicklungspotential angerechnet und in der Begründung aufgeführt. 
Die Stadt Walldürn hat zudem im Juli 2020 über den aktuellen Stand zum 
Thema „Raum+Monitor“ im ATU informiert. 

   Im Folgenden wird der Fokus auf Walldürn gelegt: 
Seit langer Zeit klaffen überall im Stadtgebiet Lücken in allerbester erschlossener Lage. Ob das in 
den Gebieten Kleinflürlein, Oscar-Stalf-Ring, Schießmauer, auf der Heide oder selbst im Vorderen 
Wasen ist. Im Entwurf des FNP 2030 auf Seite 16 sind 282 Baulücken genannt. Das ist eine schier 
unglaublich hohe Anzahl!! 
Es kann nicht sein. dass all diese Lücken nicht der Bebauung zugeführt werden können. 
Der in der Regel pauschal angeführte Hinweis auf mangelnde Verkaufsbereitschaff darf kein Argu-
ment sein. Für den Erhalt des gewachsenen Charakters und die Lebensqualität in den Ortsmitten 
ist die dauernde Anstrengung - aus unserer Sicht die verstärkte Anstrengung und das nicht Nach-
lassen hier ohne Alternative. 
Wenn Bodeneigentümer jahrzehntelang, ja über Generationen, Grundstücke blockieren, aber 
durch öffentliche Entscheidungen Zugewinne z.B. durch Erschließungen erzielen und u.U. für öf-
fentliche Eingriffe entschädigt werden, steht diese Haltung zumindest nicht im Einklang mit § 14 
des Grundgesetzes, wonach Eigentum verpflichtet und sein Gebrauch zugleich dem Wohl der All-
gemeinheit dienen soll. 
Hier sehen wir Bürgermeister, Gemeinderat und Verwaltung stärker in der Pflicht, dieser „Blockade" 
entgegenzuwirken. 

 
Die Hinweise zu bestehenden Baulücken werden zur Kenntnis genom-
men. 
Die Aktivierung von privaten Baulücken ist schwierig. Die Stadt hat auf 
diese Grundstücke keinen Zugriff. Die Eigentümerbefragung von Baulü-
cken hat gezeigt, dass das Interesse Baulücken zu verkaufen oder selbst 
zu entwickeln aktuell sehr gering ist. 

   Die Einführung einer sog. Grundsteuer C für unbebaute aber bebaubare Grundstücke und deren 
Ausweitung auf ,,Schrottimmobilien“, die abgeräumt und durch neue Bebauung ersetzt werden, 
könnte auch ein geeignetes Mittel für Kommunen sein, eine stärkere Mobilisierung von unbebauten 
Grundstücken zu erreichen (Anlage 5, S. 34, 73f). 

Die Einführung der Grundsteuer C erfolgt erst am dem Jahr 2025. Ob und 
in welchem Maße die Grundsteuer C einen Effekt auf die Mobilisierung 
von Baulücken hat, kann aktuell nicht abgeschätzt werden. Sollte die 
Grundsteuer dazu führen, dass bisher blockierten Baulücken in hohem 
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Außerdem: Die wenigsten im FNP 2030 aufgeführten Flächen sind in kommunaler Hand. Die grüne 
Wiese also auch nicht. Der Erwerb ist ebenso aufwändig wie in den Ortskernen. 

Maße mobilisiert werden können, sind die Gemeinden angehalten die In-
anspruchnahme von Außenbereichsflächen entsprechend zu reduzieren. 
Der Grundsatz „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ gilt weiterhin. 

   Woher nimmt die Stadt also die Zuversicht zu glauben, dass z.B. die Umlegung des Vorderen 
Wasens II klappt, wenn das beim Bebauungsplan Steinacker-Auerberg, wie angeführt, bisher nicht 
der Fall war? 

Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

   Nirgends im FNP 2030 Entwurf finden sich Aussagen zu den Folgen des demografischen Wandels, 
obwohl die Überalterung der Bevölkerung auch zu Leerständen und zum Freiwerden und Verkauf 
von Altimmobilien führt. Immer ist nur von Zuwachs die Rede. 

Der Hinweis auf die Demografie wird zur Kenntnis genommen. 
Freiwerdende Immobilien werden durch Erbschaft in der Regel weiterhin 
in Privatbesitz bleiben. Inwieweit diese Immobilien tatsächlich dem Markt 
zugeführt werden, kann nicht abgeschätzt werden. Eine Einstellung in den 
Wohnbauflächenbedarf ist daher nicht zweckmäßig. Die Wertentwicklung 
von Gebäuden kann nicht abgeschätzt werden. Grundsätzlich sollen 
Wohnbauflächen entsprechend dem konkret bestehenden Bedarf entwi-
ckelt werden. Sollte sich langfristig durch freiwerdenden Wohnraum ein 
höherer Anteil des Wohnraumbedarfs decken lassen, kann die Entwick-
lung von geplanten Wohnbauflächen dementsprechend reduziert werden. 

   Oft zeichnen sich diese Immobilien in attraktiver Lage auch durch große Gartengrundstücke aus, 
die Potenzial für Nachverdichtung in zweiter Reihe bieten. 
Und obwohl traditionelle Familienstrukturen auch auf dem Land nicht mehr unbedingt die Regel 
sind, weisen die Kommunen hauptsächlich Flächen für Einfamilienhäuser aus. Dabei gibt es ver-
mehrt Single- oder Patchworkhaushalte und viele Bürger wollen keine Außenanlage mehr pflegen 
→ Thema Schottergärten. 
Aber Geschoßwohnungsbau kommt nur selten vor und bleibt einzelnen Investoren überlassen. 
Dabei sollte auch der Belegungsdichterückgang eine Kommune gerade dazu veranlassen, über 
andere Wohnformen intensiv nachzudenken. 

Die Hinweise zu neuen Wohnformen werden zur Kenntnis genommen. 
Die tatsächliche Ausgestaltung von zukünftigen Wohngebieten ist nicht 
Regelungsinhalt des Flächennutzungsplans. Die Kommunen sind grund-
sätzlich angehalten, in neuen Baugebieten unterschiedliche Wohnformen 
zu berücksichtigen, da die Nachfrage nach Wohnungen ansteigt. Auch 
vor dem Hintergrund der Einhaltung der Bruttowohndichte, die im einheit-
lichen Regionalplan für die einzelnen Kommunen definiert wird, ist die 
Schaffung von verdichteten Wohnformen, z.B. Geschosswohnungsbau 
und Reihenhäusern, unabdingbar. 

   Bereits das Innenstadtentwicklungskonzept von 2013 gab Aufschluss über nötige Maßnahmen, die 
bis heute nicht umgesetzt wurden. 
Das letzte Gutachten „Städtebauliche Feinuntersuchung mit Verkehrskonzept im Bereich Walldürn-
Innenstadt" aus 2018/19 benennt die innerörtlichen Defizite genau so deutlich wie das Konzept von 
2013. Seitdem ist es wieder still geworden. Insofern ist die Angabe auf Seite 15 FNP 2030 Entwurf 
zur Feinuntersuchung nicht korrekt. 
Sicher es gab auch Erfolge innerorts. Zu nennen ist das vollständig abgeschlossene Areal ehem. 
Kerzen Günther (4 Bauplätze), 
Beim Areal Volkweg wurde erst jüngst der an der Straße gelegene Platz bebaut. 
Dass seit Ende der 1990er Jahre innerstädtisch eine Vielzahl an attraktiven Wohnquartieren ge-
schaffen wurde, wie auf Seite 15 im FNP 2030 angeführt, ist eine ziemliche Übertreibung. 
Zum Teil seit langem unbebaut sind innerorts die Areale ehem. Pernpaintner, ehem. Leis, ehem. 
ALDI, ehem. NKD. Das Bettendorf Areal wirkt vernachlässigt. 
Wieder in städtischer Hand ist die ALDI-Fläche. Hier sollen aber lediglich 4 Plätze entstehen. 
Städtisch erschlossen wird die Konversionsfläche Leinenkugel. Allerdings mit 16 relativ großen 
Grundstücken. Hier wären durchaus vier Plätze mehr möglich gewesen. 

Die Hinweise zu Innenentwicklungspotentialen werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
Die Aussagen zum Innenentwicklungspotential (Kap. 4.3) wurden in Ab-
stimmung mit der Stadt Walldürn aktualisiert. 
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Beide Flächen sind sehr begrüßenswert, könnten aber ressourcenschonender und flächensparen-
der durchgeführt werden. 
Mitten in der Innenstadt befindet sich das ehem. Bolsius Areal, das nach Leerstand wieder gewerb-
lich (hauptsächlich Lager) genutzt wird. Für das Areal gab es sehenswerte Entwurfsideen von Ar-
chitektur-/Städtebaustudenten frei Haus aber die Chance, hier stattdessen ein attraktives Wohn-
quartier aus Alt und Neu in schönster Lage zu entwickeln, wurde vertan. 

   Als Auslöser für Flächenbedarf sind in der Begründung zum FNP 2030 genannt Zustrom von Mig-
ranten, Ausweitung Bundeswehrstandort, Expansion Procter & Gamble. 
Herrscht beim Thema Migranten nicht schon einige Zeit regelrechte Flaute? 
Weiter ist zu lesen, dass eine Bedarfsmenge nicht ermittelt werden kann. 
Auf was stützen wir uns also? 
Sind die Prognosen über Zuwächse an Einwohnern, Arbeitsplätzen und Wirtschaftswachstum wirk-
lich belastbar? Oder basieren sie auf einer eher dürftigen Datenbasis mit mangelhafter Folgenab-
schätzung? Werden die Auswirkungen genügend beachtet und geprüft? Oder ist die Antriebsfeder 
für Wachstumsplanungen mehr kommunalpolitisches Wunschdenken als Zukunftskonzept? 
Jedenfalls schreitet ohne nennenswerte Bevölkerungszunahme faktisch die Außenentwicklung auf 
Kosten der Innenentwicklung voran.  

Die Hinweise zum Wohnbauflächenbedarf werden zur Kenntnis genom-
men. 
Das Thema Zustrom durch Migranten bezieht sich wie in der Begründung 
aufgeführt auf die Bevölkerungsentwicklung von Baden-Württemberg und 
beruht auf den Daten des Statistischen Landesamtes. 
Für die Besonderheiten der Bevölkerungsentwicklung im Gemeindever-
waltungsverband werden Annahmen getroffen, da konkrete Angaben zu-
künftiger Bedarfs nicht konkret ermittelt werden können. Auch die Bevöl-
kerungsprognosen des Statistischen Landesamtes beruhen auf Annah-
men.  
Die Hinweise zur Bevölkerungsentwicklung werden zur Kenntnis genom-
men. 
Die Höhere Raumordnungsbehörde hat dem ermittelten Sonderbedarf zu-
gestimmt. 

   Überhaupt verwirren die im FNP 2030 Entwurf genannten Zahlen zur Bevölkerungsentwicklung. Es 
gibt eine Haupt- und eine Nebenvariante. Einmal gehen die Prognosen bis ins Jahr 2035, einmal 
bis 2033, einmal bis 2030. Die Unterschiede sind z.T. erheblich, Der Wohnflächenbedarf ist bis 
2032 angegeben. Hier ist Klarheit erforderlich. 
Alles in allem erscheinen die Zuwachsprognosen alles andere als plausibel. 

In Kapitel 3.3 wird die Bevölkerungsentwicklung des Statistischen Lan-
desamtes für Baden-Württemberg bis zum Jahr 2035 erläutert. 
In Kapitel 4. wird der Wohnbauflächenbedarf für die drei Kommunen ent-
sprechen der Berechnungsmethode nach dem Hinweispapier zur Plausi-
bilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise des Landes Baden-
Württemberg als auch nach der Berechnungsmethode des Verbands Re-
gion Rhein-Neckar durchgeführt. Die unterschiedlichen Prognosezeit-
räume bis 2032 oder 2033 ergeben sich aus der Berechnungsmethodik. 

   Vor allem die Bundeswehr trifft keine Aussagen. Beim Thema Konversion hat der Gemeindever-
waltungsverband Hardheim-Walldürn bereits die Erfahrung gemacht, dass sich Dinge über Nacht 
ändern und alle aufwändig und teuer erarbeiteten Konzepte (KEK Konversionsentwicklungskon-
zept) Schall und Rauch sind, weil sich die Bundeswehr zu 100% umentschieden hat. 

Der langfristige Erhalt bzw. die Reaktivierung der Bundeswehrstandorte 
in Hardheim und Altheim wurde mittlerweile offiziell vom Verteidigungsmi-
nisterium bestätigt.  

   Gleiches gilt für Procter & Gamble. 
Die mittlerweile in einem anderen Verfahren verfolgte Fläche "Schöner Busch", die laut Verwaltung 
,,dringendst in diesem Umfang zur Standortsicherung gebraucht wird", wurde inzwischen mehrfach 
reduziert. Eine halbwegs konkrete Aussage des Unternehmens über Personalaufstockung und 
langfristige Perspektiven für Walldürn, fehlt bis heute. Der seit mehreren Jahren angekündigte Zu-
zug z.B. aus Kronberg ist bisher nicht eingetreten. 
Wenn eine Fläche außerhalb des Verbandsindustrieparks VIP ausschließlich für ein Unternehmen 
erschlossen werden soll, sollte es dafür eine Grundlage geben. 

Die Entwicklungsabsichten des Unternehmens Procter & Gamble beste-
hen weiterhin. Die Aussage zu Stellenangeboten am Standort Walldürn 
wird aus der Begründung genommen, da diese regelmäßig variiert. Die 
Fläche „Schöner Busch“ wird aufgrund der weiter bestehenden Entwick-
lungsabsichten des Unternehmens und aufgrund der Komplexität in ei-
nem eigenständigen Verfahren weiterverfolgt.  
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„Das Unternehmen hat aktuell eine Vielzahl von Stellenangeboten für den Standort Walldürn aus-
geschrieben ...“ (Seite 9 FNP 2030 Entwurf). 
Auf der Walldürner Website von P&G finden sich zur Zeit sieben Stellenangebote, davon nur vier 
direkt für den Standort Walldürn. Von Vielzahl kann da nicht die Rede sein. Im Vergleich dazu sind 
unter Kronberg 32 Stellenangebote im Netz. Sollten die Kronberger Mitarbeiter nicht nach Walldürn 
kommen? 

   Ganz anders bei der Fläche Nr. 74 Tiefenweg in Altheim, die aus dem FNP herausgenommen wird, 
da das Unternehmen (Perga-Plastic) bisher keine konkreten Erweiterungsabsichten hat und des-
halb das nötige Zielabweichungsverfahren nicht in die Wege geleitet wird (Seite 34 FNP 2030 Ent-
wurf). 

Das Unternehmen „Perga-Plastic“ hat zeitnahe Entwicklungsabsichten 
verneint. Daher wurde die Fläche aus dem Flächennutzungsplan heraus-
genommen. 

   Die Sicherstellung der nötigen Ausgleichsmaßnahmen erscheint kaum leistbar, wenn allein für die 
Fläche Nr.84 Vorderer Wasen II fast 50 % der 3,3 Mio. Ökopunkte zu erbringen sind. Bei vorange-
gangenen wesentlich kleineren Flächen musste bereits auf plangebietsexterne Flächen ausgewi-
chen werden. 
Fast immer wird beim Thema Ausgleichsmaßnahmen leider auf nachgeordnete Verfahren verwie-
sen. Aber bei der Größenordnung des FNP 2030 ist wohl eine frühzeitige Beschäftigung mit diesem 
Thema aus unserer Sicht unerlässlich. 
Leider nimmt die Stadt Walldürn auch das seit langem vorhandene Biotopvernetzungskonzept nicht 
in Angriff. 
In seiner Sitzung am 22.7.2020 hat der baden-württembergische Landtag gerade ein Gesetzespa-
ket zur Stärkung der Biodiversität auf den Weg gebracht um dem Artensterben entgegenzuwirken 
(Anlage 4: Pressemitteilung ,,Stärkung der Biodiversität – Gesetzespaket nimmt letzte Hürde" Mi-
nisterium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg, 22.7.2020). 
Das wird den Kommunen zukünftig verstärkte Anstrengungen bzgl. Natur- und Umweltschutz ab-
verlangen. Umso schlechter, wenn es vor Ort dazu kein Konzept gibt. 

Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. Für den, dann etwa halbierten 
Ausgleichsbedarf, stehen in den Ökokonten ausreichend Flächen zur Ver-
fügung bzw. können kurzfristig Maßnahmen umgesetzt werden. 

   Klimaschutz und Klimaanpassung erhalten in der Bauleitplanung durch die sog. Klimaschutzklau-
sel, eingeführt in § 1a BauGB größere Bedeutung und mehr Gewicht (Seite 17 FNP 2030 Umwelt-
bericht). Schon in der Vorlage zum FNP 2030 im Jahr 2018 stand die Erstellung eines Klimaschutz-
konzeptes im Raum und es wurde gesagt, der Gemeindeverwaltungsverband GVV prüft das. 
Der Verband ist offensichtlich zum Ergebnis gekommen, dass ein Konzept nicht nötig ist, denn im 
Kapitel 14. Klimaschutz und Erneuerbare Energien auf den Seiten 147 ff des jetzigen FNP 2030 
Entwurfes zu lesen: 
„Die Erstellung eines Klimaschutzkonzeptes im Rahmen der Aufstellung des Flächennutzungspla-
nes ist nicht vorgesehen.“ 
Warum nicht? Wie gestaltet man im GVV das vielfältige und zukunftsrelevante Thema Klimaschutz 
ohne Konzept? 
Zum Thema Klimaschutz hatte das Landratsamt bei seiner Stellungnahme 2018 bereits einiges 
bemerkt. Dem jetzigen FNP 2030 Entwurf ist dazu aber auch nicht mehr zu entnehmen. 

Der Gemeindeverwaltungsverband hat in Abstimmung mit den Gemein-
den entschieden, dass im Rahmen der Flächennutzungsplanung kein Kli-
maschutzkonzept erstellt wird. Die Ziele des Klimaschutzes und der 
Klimaanpassung soll in den nachgelagerten Bebauungsplanverfahren 
konkret und verbindlich berücksichtigt werden. Hierzu werden in der Be-
gründung bereits Hinweise für nachgelagerte Verfahren genannt. 

   Öfter schon wurde von der Verwaltung „dringender Bedarf' proklamiert. 
Beispiele sind die anvisierte Gewerbefläche „Löschenäcker", die vom Regierungspräsidium als 
nicht plausibel abgelehnt wurde, oder ,,Gütleinsäcker IV" in Altheim. Hier wird im aktuellen FNP 

Die Hinweise zur Realisierung von Bauflächen werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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2030 der Bedarf deutlich relativiert und die Fläche nicht weiterverfolgt. Schon im „Gütleinsäcker III" 
sind laut aktuellem Stand der städtischen Homepage noch 11 Plätze zu haben. 
Oft dauert es auch zu lange bis unstrittige Flächen wie Nr.51 „Neuer Wasen" erschlossen werden 

   Völlig unverständlich bei der Fläche Nr. 85 „Roter Weg“ ist die Beschränkung auf die lediglich an 
der Erschließung gelegene Fläche für nur ca. 6 Bauplätze. 
Begründung im FNP 2030: 
Ein möglicherweise entstehender Immissionskonfliktes bzgl. der Kaserne. Ansonsten wurden keine 
Bedenken geäußert (Seite 37 FNP 2030 Entwurf). 
Die Kaserne ist im Anschluss an die gesamte Fläche Roter Weg mit Unterkunftsgebäuden und 
Casino bebaut, nicht mit Werkstätten o.ä. Hätte der Bund überhaupt die Berechtigung wohnungs-
baurelevante Flächen zu be- oder verhindern? Und zudem keine konkrete Aussage zur Zukunft 
des Standortes zu geben? 
Erinnert sei hier an den teuren Ankauf der Lagerhalle auf dem Konversionsareal Leinenkugel von 
der BIMA (Bundesanstalt für Immobilien). 
Wir fordern deshalb die Erweiterung der Fläche Nr. 85 Roter Weg bis an die Nibelungenkaserne, 
was ein Potenzial von ca. + 20 Bauplätze bedeutet. 
Was an der Dr.-August-Stumpf-Straße direkt gegenüber des Kasernengeländes, buchstäblich am 
Kasernenzaun möglich ist, ohne Konflikte, muss auch am Roten Weg möglich sein. Sonst hätte 
man auch 50% des Oscar-Stalf-Ringes nicht bebauen dürfen und hat es doch getan. Auch hier 
keine Konflikte. 
Die Fläche Roter Weg stellt also eine echte Alternative dar. 
Am Ortslageplan M1/5.000 zum FNP 2030 ist zudem unschwer zu erkennen, dass Nr. 85 Roter 
Weg und Nr. 51 Neuer Wasen für die Abrundung des Stadtrandes weit besser geeignet sind als 
die Fläche Nr.84 Vorderer Wasen II. 
Warum dabei Nr. 51 Neuer Wasen nur „bedingt geeignet“ ist, weil er einen neuen westlichen Orts-
rand bildet, .der sich stark nach Süden verlagert" (Seite 134 FNP 2030 Entwurf), ist unverständlich, 
liegt die Fläche doch eindeutig im Westen und im Süden schließen sich jede Menge bestehender 
Flächen an. 

Die Hinweise zur Erweiterung der Bauflächenausweisung „Roter Weg“ 
werden zur Kenntnis genommen. 
Für das Gebiet Eichseife (zwischen Hornbacher Straße, Jahnstraße und 
Nibelungenkaserne) wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt. 
Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass aus immissionsschutz-
rechtlicher Sicht durch neue Tatbestände und rechtliche und gesetzliche 
Veränderungen im Gegensatz zu früheren Zeiten mittlerweile eine Wohn-
bebauung möglich ist. Allerdings sind nach aktuellem Stand die notwen-
digen Erschließungskosten des Gebiets mit der Entsorgung im Bereich 
Kanal wirtschaftlich nicht vertretbar. Eine entsprechende Untersuchung 
wurde durch das Ingenieurbüro IFK – Abteilung Siedlungswasserwirt-
schaft durchgeführt. 
Der Anregung zur Erweiterung der Baufläche „Roter Weg“ wird aufgrund 
der oben genannten Gründe nicht gefolgt. Die Fläche wird nicht weiter-
verfolgt. 

     

   Weiterhin fordern wir die Weiterverfolgung der Fläche Steinacker-Auerberg. Hier besteht ein 
rechtskräftiger Bebauungsplan. Auch hier ist am Ortslageplan M1/5.000 zum FNP 2030 eindeutig 
zu erkennen, dass Nr. 20 Steinacker-Auerberg für die Abrundung des Stadtrandes weit besser ge-
eignet ist als die Fläche Nr. 84 Vorderer Wasen. 
Generell sind Flächen aus rechtskräftigen Bebauungsplänen/FNP neuen Flächen vorzuziehen. 
Als Beispiel ist Nr. 69 Hebwiesen/Gottersdorf zu nennen im Vergleich zur neuen Fläche Nr. 78 
Nördlich Friedhof/Gottersdorf, die auch noch einen hohen ökologischen Wert hat (Seite 147 FNP 
2030 Entwurf / Seiten 9,10, 11 des Umweltberichtes). 

Die Hinweise zur Erschließung von Bauflächen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Erschließung von Bauflächen obliegt den einzelnen Ge-
meinden und betrifft nicht den Regelungsinhalt des Flächennutzungs-
plans. 

   Unverständlich ist uns, warum Hebwiesen, obwohl ringsum Bebauung vorhanden ist, ein neuer 
südwestlicher Ortsrand sein soll und damit nur „bedingt geeignet" (Seite 116 FNP 2030 Entwurf). 
An anderer Stelle werden Flächen als "geeignet" zur städtebaulichen Ergänzung des Siedlungsge-
füges genannt, obwohl bisher weitgehend unbebaut. 

Flächen mit Ortsrandlage wurden überwiegend als „bedingt geeignet“ ge-
wertet. Flächen, welche sich in den Siedlungskörper einfügen bzw. bereits 
von Bebauung zum Großteil umschlossen sind wurden als „geeignet“ be-
wertet. 
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   Im Gegensatz zu den Ortsteilen vermissen wir für die Kernstadt weiterhin kleinere Flächen (Aus-
nahme: „Roter Weg", dazu aber bereits Ausführungen siehe oben), obwohl es unserer Meinung 
nach solche Potenziale gibt (Anlage 1). Als Beispiel sei hier auch die Fläche „Obere Heide“ mit 
0,8 ha aus einem Entwurf zu Wohnbauflächen der Stadt Walldürn von 2009 genannt. 
Wer hätte vor Jahren an eine Wohnbebauung im Areal ehem. Petters geglaubt. Nun ist sie da und 
könnte u.U. auf die gegenüberliegende Fläche bis zur Wilhelm-Röntgen-Straße erweitert werden. 

Der Anregung zur Aufnahme der Fläche „Obere Heide“ wird nicht gefolgt. 
Die Fläche stellt sich als Waldfläche dar. Die Inanspruchnahme von Wald-
flächen soll, wenn möglich, vermieden werden. Zur Inanspruchnahme ei-
ner Waldfläche ist eine Waldumwandlungserklärung erforderlich sowie 
die Zustimmung der Höheren Forstbehörde. 

   Wir fordern eine Erweiterung der Bebauung Leinenkugel auch auf der gegenüberliegenden Seite 
der Gregor-Mendel-Straße/Ecke Dr.-Leonhard-Nimis-Straße und Richtung Bahn (Verlängerung 
Hans-Eckstein-Straße). Die Fläche Nr. 84 Vorderer Wasen II lehnen wir weiterhin ab. 

Die genannten Flächen zur Erweiterung der Fläche Leinkugel ist bereits 
als Wohnbaufläche im Flächennutzungsplan dargestellt. Eine Änderung 
des Flächennutzungsplans ist nicht erforderlich. Die Aktivierung der Flä-
che ist abhängig von den Eigentümern. 

   Der Zeitraum der jetzigen Einsichtnahme beim GVV vom 29.6.bis 8.8.2020 liegt ebenso wie der 
beim letzten Mal vom 13.8. bis 17.9.2018 teilweise wieder in den Sommerferien. Zusätzlich er-
schwert Corona den Zugang zu direkten Auskünften bei der Behörde und Mitarbeiterinnen sind 
auch im Urlaub. 

Die Öffentlichkeitsbeteiligungen zur frühzeitigen Beteiligung als auch zur 
Offenlegung erfolgt gem. den Vorgaben des Baugesetzbuches. Die Of-
fenlegung muss gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch eine Dauer von mindes-
tens 30 Tagen aufweisen. Der gewählte Offenlegungszeitraum hat diese 
Vorgabe deutlich überschritten. Es wurde darauf geachtet, dass dieser 
Zeitraum nicht komplett in den Sommerferien liegt. 

   Wir sind überzeugt, dass wir aufgrund unserer Verantwortung gegenüber dem Erhalt unserer Le-
bensgrundlagen Prioritäten setzen und gut abwägen müssen. 
Wir verweisen außerdem auf unsere schriftlichen Stellungnahmen vom 6.11.2017 zum FNP 2030 
mit Ergänzung vom 10.12.2017, vom 12.1.2017 zum FNP „Schöner Busch-Löschenäcker“, vom 
14.7.2017 dito, vom 22.5.2018 zum FNP 2015 „Schöner Busch" und vom 4.9.2018 zum FNP 2030. 
Diese Einlassungen halten wir weiterhin aufrecht. 

 
 
Der Verweis auf die genannten Stellungnahmen wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

     

Bürgerinitiative 
 

07.08.2020 Stellungnahme 
Die BÜRGERINITIATIVEW ALLDÜRN für Mensch & Natur (in der Folge BI) nimmt im Bündnis mit 
dem BIOTOPSCHUTZBUND WALLDÜRN e.V. gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zum Entwurf des Flä-
chennutzungsplans 2030 (FNP 2030) fristgerecht Stellung. 
Textstellen aus den Unterlagen der Offenlegung, auf die sich die Stellungnahmen im Einzelnen 
bezieht, sind kursiv dargestellt. 

 
Die fristgerecht abgegebene Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 

   Gesetz zur Änderung des Naturschutzgesetzes und des Landwirtschafts- und Landes- 
kulturgesetzes 
Die BI sieht im Entwurf zum FNP 2030 eine fehlende Rechtssicherheit bzgl. des von der Landes-
regierung auf den Weg gebrachten Gesetzes zur Änderung des Naturschutzgesetzes und des 
Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes. Mit der Freigabe der Gesetzesnovelle hat das Kabi-
nett in seiner Sitzung am Dienstag, 17. März 2020, den Weg für einen ausgewogenen Artenschutz 
in Baden-Württemberg geebnet. Der Landtag stimmte am 22.07.2020 den Gesetzesänderungen 
zur Stärkung der Biologischen Vielfalt zu. Die vorbereitende Bauleitplanung in Form eines Flächen-
nutzungsplanes hat aus Sicht der BI die rechtlichen Belange zu berücksichtigen, welche für eine 
verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungsplan) bereits absehbar sind. Wenn aufgrund des Ände-
rungsgesetzes im FNP Planungsflächen dargestellt werden, welche zukünftig und absehbar 

 
 
Die Hinweise zur Änderung des Naturschutzgesetzes werden zur Kennt-
nis genommen. 
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aufgrund einer neuen Gesetzeslage nicht oder nur verändert realisierbar sind, dann ist dies in der 
vorbereitende Bauleitplanung einzubeziehen. Sonst ist ein FNP-Entwurf reine Makulatur.  

   Das Änderungsgesetz sieht u.a. vor: 
• In Baden-Württemberg wird auf der Grundlage des Fachplans Landesweiter Biotopverbund 

einschließlich des Generalwildwegeplans ein Netz räumlich und funktional verbundener Bio-
tope geschaffen, das bis zum Jahr 2023 mindestens 10 Prozent Offenland und bis zum Jahr 
2027 mindestens 13 Prozent Offenland der Landesfläche umfassen soll. 

Ziel ist es, den Biotopverbund bis zum Jahr 2030 auf mindestens 15 Prozent Offenland der 
Landesfläche auszubauen [§ 22 (I)]. 

• Alle öffentlichen Planungsträger haben bei ihren Planungen und Maßnahmen die Belange 
des Biotopverbunds zu berücksichtigen. Für die Umsetzung erstellen die Gemeinden für ihr 
Gebiet auf Grundlage des Fachplans Landesweiter Biotopverbund einschließlich des Gene-
ralwildwegeplans Biotopverbundpläne oder passen die Landschafts- oder Grünordnungs-
pläne an [§ 22 (2)]. 

Von 33 Planungsflächen im FNP 2030 liegen 27 ganz oder teilweise im Biotopverbund (s. An-
lage 1). 
Die für nachgelagerte Verfahren getätigte Aussage der Planungsverantwortlichen, dass die Schaf-
fung ersetzender Biotopverbundelemente ausgleichendes Ziel sei, führt das System des Biotopver-
bundes aus Sicht der BI ad absurdum und schwächt dieses. Das neue Gesetz fordert hingegen 
eine Stärkung: 
• Die im Fachplan Landesweiter Biotopverbund dargestellten Biotopverbundelemente sind 

durch Biotopgestaltungsmaßnahmen und durch Kompensationsmaßnahmen mit dem Ziel zu 
ergänzen, den Biotopverbund zu stärken [§ 22 (2 wird 3) NatSchG]. 

• Der Biotopverbund ist im Rahmen der Regionalpläne und der Flächennutzungspläne soweit 
erforderlich und geeignet jeweils planungsrechtlich zu sichern. § 21 Absatz 4 NatSchG bleibt 
unberührt. [§ 22 (3 wird 4) NatSchG]. 

Würde der FNP 2030 in der jetzigen Entwurfs-Form weitergeführt und verabschiedet, ist aus Sicht 
der BI die fehlende Rechtssicherheit spätestens hier gegeben. 
 

 
Im Umweltbericht ist bereits eine Auseinandersetzung mit dem Biotopver-
bund enthalten. Dabei wird überschlägig geprüft, ob sich die spätere Be-
bauung bzw. Nutzung auf die Flächen und Funktionen des Biotopverbund 
auswirken. 

   Das neue Änderungsgesetz trifft in § 33 auch Aussagen zum Thema Streuobstwiesen, welche auf 
der W-Fläche „Vorderer Wasen II" betroffen wären: 
• Streuobstbestände im Sinne des § 4 Absatz 7 des Landwirtschafts- und Landeskulturgeset-

zes (LLG), die eine Mindestfläche von 1.500 m² umfassen, sind zu erhalten. [§ 33a (I)]. 
• Streuobstbestände im Sinne des Absatzes 1 dürfen nur mit Genehmigung in eine andere 

Nutzungsart umgewandelt werden. Die Genehmigung soll versagt werden, wenn die Erhal-
tung des Streuobstbestandes im überwiegenden öffentlichen Interesse liegt, insbesondere 
wenn der Streuobstbestand für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder für den Erhalt 
der Artenvielfalt von wesentlicher Bedeutung ist. Maßnahmen der ordnungsgemäßen Bewirt-
schaftung und Nutzung sowie Pflegemaßnahmen sind keine Umwandlung. [§ 33 (2)]. 

Auf der Planungsfläche ,,Vorderer Wasen II" befinden sich mehrere den Kriterien entsprechende 
Streuobstwiesen (s. hierzu auch Stellungnahme zu Anlage 1b Umweltbericht, Abschnitt 2.12. 

Die Hinweise zum Thema Streuobstwiesen werden zur Kenntnis genom-
men. Der Umweltbericht wird bzgl. der neuen rechtlichen Gesetzeslage 
angepasst. Gemäß § 33a NatSchG bedarf es bei der Umwandlung von 
Streuobstbeständen ab einer Flächengröße von 1.500 m2 in eine andere 
Nutzungsart einer Genehmigung der Unteren Naturschutzbehörde. Auf 
Ebene der Flächennutzungsplanung ist diese Genehmigung noch nicht 
erforderlich. Es ist aber dazulegen, ob eine solche Genehmigung im Zuge 
nachgelagerter Bebauungsplanverfahren erforderlich wird. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 



 K O M M U N A L PL A N U N G  �  T I EF B A U  �  ST Ä DT E B A U 
Dipl.-Ing. (FH) Guido Lysiak Dipl.-Ing. Jürgen Glaser 

Dipl.-Ing., Dipl.-Wirtsch.-Ing. Steffen Leiblein  

Partnerschaftsgesellschaft mbB  B e r a t e n d e  I n g e n i e u r e  u n d  f r e i e r  S t a d t p l a n e r  

Seite 81 

 

Nr. Bürger/in Stellung- 
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Vorderer Wasen II, Baufläche Nr. 84). 

   Naturpark Neckartal-Odenwald - Naturparkplan 2030 
(Zitat Naturparkplan 2030) „Naturschutz und Landschaftspflege im Naturpark Neckartal-Odenwald" 
,Etliche geschützte Tier- und Pflanzenarten fühlen sich im Gebiet des Naturparks Neckartal-Oden-
wald zuhause. Denn eine Vielfalt an Lebensraumen prägt die Gegend von Heidelberg im Westen 
bis Osterburken im Osten: waldreiche Hügel des Odenwaldes, Flussschleifen des Neckars, alte 
Streuobstwiesen und Felder mit Ackerbau. Auch das Rotwild als größtes heimisches Landsäugetier 
findet hier einen Lebensraum. 
Doch verschiedene Gründe machen neben dem Klimawandel vielen Tier- und Pflanzenarten das 
Überleben schwer: Neubaugebiete versiegeln natürliche Lebensräume und mit Pestiziden behan-
delte Monokulturen auf Äckern zerschneiden sie. Ein zu kleines Gebiet bietet jedoch nicht genug 
Nahrung zum Überleben und in einen größeren Lebensraum zu wandern, ist in einer zersiedelten 
Landschaft unmöglich. 
Streuobstwiesen mit ihren alten Baumbeständen und hohen Wiesen bieten einen besonderen Le-
bensraum. Doch weil die Ernte aufwendiger ist als auf Plantagen und die artenreichen Wiesen 
Pflege bedürfen, werden viele Streuobstwiesen aufgegeben. Dabei sind sie nicht nur für die Arten-
vielfalt wichtig, sondern auch charakteristisch für die Odenwälder Kulturlandschaft. Deshalb plant 
der Naturpark Neckartal-Odenwald, sich in den nächsten Jahren für den Erhalt, die Pflege und die 
Neuanlage von Streuobstwiesen einzusetzen. Seit Jahren engagiert er sich mit dem Projekt „Blü-
hender Naturpark" bereits für die Anlage mehrjähriger Wildblumenwiesen mit heimischen Blüten. 
Sie bieten Lebensraum für Insekten, die wiederrum Nahrung für Vögel und andere Tiere sind. 
Diese und weitere Strategien, um dem Artensterben entgegenzuwirken, hat der Naturpark Neckar-
tal-Odenwald in seinem Naturparkplan 2030 entwickelt. 
Sowohl das übergeordnete Leitbild als auch zukünftige Projekte wurden im Prozess des vergan-
genen Jahres erarbeitet. Beteiligt waren dabei Mitgliedsgemeinden, Experten, Kooperationspartner 
und Bewohner des Naturparks." 
Walldürn als Mitgliedskommune des Naturparks hat den Plan 2030 und damit die Entwicklung des 
Naturparks in den nächsten zehn Jahren mit festgelegt und schwört gleichzeitig mit der Umwand-
lung von Natur- und Naherholungsraum sowie von Streuobst- und Magerwiesen in eine 8,78 ha 
große Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ eine genau gegenteilige Entwicklung herauf. Die BI hält 
ein solches Vorgehen für mehr als fragwürdig und es klingt wie ein Hohn, wenn man auf der Inter-
netseite der Stadt lesen kann: „Und übrigens ist die Region um Walldürn auch wegen des hohen 
Freizeit- und Erholungswertes seiner Landschaft auch Mitglied im Naturpark Neckartal-Odenwald." 
Da die geplante Wohnbauflächen ,,Vorderer Wasen II" den Zielen des Naturparkplans 2030 entge-
genwirken, fordert die BI die Fläche ersatzlos aus dem FNP 2030 zu streichen. 

 
Die Hinweise zum Naturpark Neckartal Odenwald werden zur Kenntnis 
genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
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   Plausibilität des Wohnbauflächenbedarfs 
Der derzeit rechtsgültige „Flächennutzungsplan 2015" wurde um 21.07.2001 durch die Verbands-
versammlung des GVV beschlossen und dient seither als Grundlage für die städtebauliche Ent-
wicklung des Verbandsgebietes.“ 
Sowohl in der Berechnung des Wohnbauflächenbedarfs für die Verbandsgemeinde wie auch für 
Walldürn selbst, sehen wir den dargestellten Bedarf aufgrund einer rückläufigen Bevölkerungsent-
wicklung für nicht gegeben. Die von den Planungsverantwortlichen für die Bedarfsberechnung her-
angezogenen Zeiträume 2017-2035 (GVV) und 2019-2035 (Stadt Walldürn) zeigen rein rechne-
risch zwar eine Bevölkerungszunahme, im Verhältnis zum absoluten Bevölkerungsmaximum aus 
dem Jahr 2004, dem Zeitraum des seit 2001 aktuell gültigen FNP 2015, 
ist aber ein deutlicher Bevölkerungsrückgang zu verzeichnen. Für den GW wird man sich 2035 in 
etwa auf dem Bevölkerungsniveau von 1994 bewegen, in Walldürn etwa auf dem Niveau von 1996. 

 
 
Laut Hinweispapier zur Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise des Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur vom 15.02.2017 sind für die Prüfung u.a. ,die tatsächliche Bevölkerungs-
entwicklung der zurückliegenden Jahre" maßgebend. Die tatsächliche Entwicklung spiegelt sich in 
der Berechnung der Planungsverantwortlichen, welche erst mit der Neuaufstellung des FNP 2030 
beginnt, nicht wider. Auch der Trend zu einer höheren Wohnfläche pro Kopf bzw. einem Rückgang 
der Belegungsdichte, welcher entsprechend dem Hinweispapier des Landes mit einem Einwohner-
zuwachs von 0,3% abgebildet werden kann, kompensiert nicht die Tatsache, dass die reale Bevöl-
kerungsentwicklung der zurückliegenden Jahre negativ ausfällt. 
Die Plattform Wegweiser-Kommune der Bertelsmann-Stiftung, welche über demographische 
Entwicklungen in Kommunen informiert, zeigt anhand statistischer Daten im Demographiebericht 
Walldürn für den Zeitraum 2012 bis 2030 eine relative Bevölkerungsentwicklung von -6,2 % auf. 

 
Die Hinweise zur Plausibilität des Wohnbauflächenbedarfs werden zur 
Kenntnis genommen. 
In Kapitel 4. wird der Wohnbauflächenbedarf für die drei Kommunen ent-
sprechend der anerkannten Berechnungsmethode nach dem Hinweispa-
pier zur Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise des Lan-
des Baden-Württemberg als auch nach der Berechnungsmethode des 
Verbands Region Rhein-Neckar durchgeführt.  
Grundlage für die Berechnungsmethoden bilden die Daten des Statisti-
schen Landesamts. Das Statistische Landesamt Baden-Württemberg 
legte mit dem Basisjahr 2017 eine neue regionalisierte Bevölkerungs- 
vorausrechnung vor, die den aktuellen Entwicklungen Rechnung trägt 
soll. Die Ergebnisse sind dabei – wie bei der Landesvorausrechnung – 
nicht eine Prognose, sondern eine Fortschreibung der Bevölkerungsent-
wicklung der letzten Jahre unter bestimmten Annahmen. Die Einflussfak-
toren der Bevölkerungsentwicklung sind die Geburten- und Sterbezahlen 
sowie die Zu- und Abwanderung aus bzw. in bestimmte Gebiete. 
Gemäß dem Hinweispapier zur Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbe-
darfsnachweise sind örtliche und regional bedingte Besonderheiten, die 
ggf. zu besonderem Bedarf führen können in die Bewertung einzubezie-
hen. Für die Stadt Walldürn und die Gemeinde Hardheim wurde aufgrund 
der in der Begründung genannten Besonderheiten ein Sonderbedarf an-
genommen. 
Die Höhere Raumordnungsbehörde hat dem ermittelten Wohnbauflä-
chenbedarf als auch dem angenommenen Sonderbedarf zugestimmt. 
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Ziel des Demographieberichtes ist, für das Thema Demographischer Wandel zu sensibilisieren, auf 
eine erhöhte Transparenz über die Entwicklungen und Auswirkungen auf kommunaler Ebene hin-
zuwirken und Anstoß zu konkretem Handeln zu geben. Der Bericht reflektiert die bisherige Ent-
wicklung und schaut in die Zukunft. Dazu wurden statistische Daten ausgewertet, um den derzeiti-
gen Entwicklungsstand abzubilden. Darüber hinaus wurde die Bevölkerungsentwicklung mit ihren 
Einflussfaktoren in die Zukunft projiziert, um die wahrscheinlichen Veränderungen in der Bevölke-
rungszahl und der Altersstruktur darzustellen. Sowohl die aktuellen Daten als auch jene aus der 
Bevölkerungsvorausberechnung berücksichtigen den Zensus 2011. 
In Bezug auf die Besonderheiten geht die Stadt Walldürn davon aus, dass sich durch die Sicherung 
des Bundeswehrstandorts ca. 150 EW zusätzlich in Walldürn ansiedeln werden. Eine endgültige 
Entscheidung wäre allerdings noch nicht offiziell bekannt gegeben. Charakteristisch für die Zuwei-
sung von Soldaten ist es, dass die Dienstorte meistens nach ca. 3-4 Jahre zu wechseln sind. Die 
Fluktuation ist groß, und die Familien ziehen häufig nicht mit um. Um einen tatsächlichen Zuwachs 
zu belegen, fordert die BI, dass die aktuellen und früheren Personalzahlen der Nibelungenkaserne 
dokumentiert werden. Die Berücksichtigung von Soldaten war in den bisherigen Flächennutzungs-
plänen bereits enthalten. Mit einer Steigerung gegenüber den früheren Personalzahlen ist aus un-
serer Sicht nicht zu rechnen. 
Als weitere Besonderheit wird aufgeführt, dass die Stadt Walldürn aufgrund der voraussichtlichen 
Erweiterung des Unternehmens Procter & Gamble am Standort Walldürn mit einem weiteren 
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Einwohnerzuwachs rechnet. Genaue Daten zur Beschäftigungsentwicklung wurden vom Unterneh-
men Procter & Gamble nicht gemacht. Die Stadt geht davon aus, dass sich durch die 
Erweiterung des Unternehmensstandorts auf rund 10 ha weitere 150 EW in Walldürn ansiedeln. 
Hier verhält es sich analog zur Berechnung des Wohnbauflächenbedarfs. Das frühere Unterneh-
men Braun hatte zu seinen Hochzeiten etwa 1.500 Menschen beschäftigt. Mit der Übernahme 
durch Gilette und später Procter & Gamble wurde zwar immer wieder in die Infrastruktur und Pro-
duktionsstätten investiert, die Belegschaft aber aufgrund verstärkter Automatisierung der Produkti-
onsabläufe auf zurzeit etwa 800 Beschäftigte reduziert. Die Verlagerung des P&G Produktions-
standortes von Kronberg nach Walldürn hat nicht die damals prognostizierte Übernahme von 
250 Beschäftigten aus Kronberg erreicht, sondern beläuft sich heute auf etwa 25-30 Beschäftigte 
des ehemaligen Werks in Kronberg. 

   Umweltbericht (Teil 2 der Begründung) 
Zu Umweltbericht, Abschnitt 2.12. Vorderer Wasen II, Baufläche Nr. 84 
Hier Streuobstflächen 
Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz hat mit den Bun-
desländern im Jahr 2008 eine Definition des Begriffs Streuobstanbau verabredet. Daraus ergibt 
sich, dass nicht nur die eng mit Obstbäumen bestandenen Grundstücke Streuobstwiesen sind. 
Vielmehr bezieht sich der Begriff Streuobstwiese auf den weiten Abstand der verstreut stehenden 
Bäume und die regelmäßige Unternutzung als weiträumiges Dauergrünland. Außerdem ist die Min-
destflächengröße eine Sollvorschrift und kein Ausschlußkriterium für kleinere Flächen, insbeson-
dere, wenn sie in geringem Abstand voneinander liegen. Daraus ergibt sich, dass fast die gesamte 
Fläche 84 Vorderer Wasen II Streuobstwiese ist und nicht nur 1,46 ha wie in Abschnitt 2.12.2 dar-
gestellt. Das muss auch in den betreffenden Plänen berücksichtigt werden. 

 
 
 
Die Hinweise zur Bewertung von Streuobstwiesen werden zur Kenntnis 
genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

   Zu 2.12.4 Vermeidung und Verminderung der Beeinträchtigungen und Ausgleich der Eingriffe 
In den Walldürner Bebauungsplänen sind schon seit Jahrzehnten Vorschriften enthalten, die den 
gleichen Zielen - wie im Abschnitt 2.12.4. beschrieben -dienen sollten. Sie werden aber häufig nicht 
beachtet. Z.B. werden Vorgärten nicht gärtnerisch gestaltet, Flachdächer auf Garagen nicht be-
grünt und die randliche Eingrünung nicht erstellt. In Bezug auf die aufgeführte Empfehlung, arten-
reiches Grünland, Obstwiesen und sonstige Gehölzstrukturen zu erhalten, zeigt die Realität bei der 
Realisierung des Baugebiets Vorderer Wasen, dass von der ehemaligen Streuobstwiese nicht ein-
mal bei der Anlage der Grünanlage etwas übrig geblieben ist und in den Wohnbauflächen nur ein 
einziger Apfelbaum. 
Nach der Gemeindeordnung § 24 (1) ist der Gemeinderat verpflichtet, zu prüfen, ob die von ihm 
beschlossenen Satzungen, zu denen auch die Bebauungspläne gehören, beachtet werden. Diese 
Aufgabe wird vom Gemeinderat bewusst nicht erfüllt. Dem Gemeinderat ist bekannt, dass die Prü-
fung auch von keiner anderen Stelle durchgeführt wird. Beim Auftreten von Missständen in der 
Gemeindeverwaltung hat der Gemeinderat für die Beseitigung durch den Bürgermeister zu sorgen. 
Auch der GVV nimmt viele Aufgaben der Gemeindeverwaltung wahr. 
Aufgrund der langen Erfahrung ist davon auszugehen, dass die im Abschnitt 2.12.4 beschriebenen 
Beeinträchtigungen und Eingriffe in Walldürn kaum vermieden werden können. 

 
Die Hinweise zur Prüfung der Umsetzung von Festsetzungen von Bebau-
ungsplänen wird zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise betreffen nicht den Regelungsinhalt des Flächennutzungs-
plans. 
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   Zu Umweltbericht allgemein in Bezug auf „Vorderen Wasen II" 
Die Aussagen im Umweltbericht in Bezug auf die FN-Planung ,,Vorderer Wasen II" zeigen auf, mit 
welch gravierenden Einflüssen in Bezug auf die Schutzguter, die biologische Vielfalt und das 
Wirkungsgefüge zu rechnen ist. Angesichts eines Kompensationsbedarf von 1.650.000 Ökopunkte 
fragt sich die BI ernsthaft, wie die Planungsverantwortlichen die weitere Ausweisung als W-Fläche 
guten Gewissens und in Verantwortung zukünftiger Generationen gegenüber vorantreiben können. 
Nachfolgend die Punkte zusammengefasst, auch wenn diese im Umweltbericht dargelegt sind: 

 
Die Hinweise zur Betroffenheit der Schutzgüter bzgl. der Fläche „Vorderer 
Wasen II“ werden zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

   Schutzgut Wasser (Grundwasser) 
Erhebliche Beeinträchtigung durch großflächige Überbauung und Versiegelung. 

 

   Schutzgut Tiere und Pflanzen 
Die Nutzungs- und Biotopstruktur in den geplanten Wohn-, Gewerbe-, Misch- und Sondergebiets-
flächen wird sich grundlegend ändern. Insbesondere Wiesen- und Obstwiesenlebensräume und 
Ackerflächen, kleinflächiger auch Heckenlebensräume, werden verloren gehen. (...) In den meisten 
der neu dargestellten Bauflächen werden erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes durch 
den Verlust von Lebensräumen eintreten. 
In den bei einer voraussichtlichen GRZ von 0,4 überbauten Flächen gehen die Lebensräume voll-
ständig verloren. Teilweise werden höherwertige Biotope (z.B. Streuobst) überbaut oder zu Haus-
gärten. 

 

   Wirkungsgefüge zwischen biotischen und abiotischen Faktoren Im Bereich der überbauten und 
versiegelten Flächen wird das Wirkungsgefüge stark verändert. Der Verlust des Bodens und die 
Veränderung von Wasserhaushalt und Mikroklima wirken sich auf die Lebensbedingungen von 
Pflanzen und Tieren aus (...). 

 

   Schutzgut Landschaft 
Erhebliche Beeinträchtigung durch großflächige Überbauung und Umgestaltung. 

 

   Biologische Vielfalt 
Für die geplante Wohnbaufläche Vorderer Wasen II wird auf Grund der Größe und des Struktur-
reichtums von einer sehr hohen Vielfalt ausgegangen. Wo Wiesen- und Streuobst- bzw. sonstige 
Gehölzflächen zu Wohngebieten werden, wird die Vielfalt insgesamt abnehmen. 

 

   Schutzgut Mensch, seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt 
Mit der Bebauung der Wohnbaufläche Vorderer Wasen II geht ein großes, für die Naherholung 
besonders relevantes Gebiet am Ortsrand verloren. Es sind erhebliche Beeinträchtigungen zu er-
warten. 
Die Stadt Walldürn verfügt über keine nennenswerten innerstädtischen Grünflächen. Die ausge-
wiesene Fläche ,,Vorderer Wasen II" ist für die Bewohner Walldürns ein Naherholungsraum ers-
ten Ranges, der fußläufig erreichbar ist und intensiv als Freiraum genutzt wird. 
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   Flächennutzungsplan 2030 - Begründung gern. § 9 Abs. 8 BauGB 
Entwurf, Planstand: 30.04.2020 
1. Allgemeines 
1.1  Aufgaben und Ziele der Flächennutzungsplanung 

Der FNP 2030 trägt Zielen und Grundsitzen der übergeordneten Planung in Form des Landesent-
wicklungsplans (LEP) und des einheitlichen Regionalplans (ERP) der Metropolregion Rhein-
Neckar in wesentlichen Punkten nicht Rechnung. Vorrangig sind hier die Prinzipien der Nachhal-
tigkeit, der Verdichtung, der natürliche Lebensgrundlagen und der ökologischen Ressourcen zu 
nennen. Die Wohnbauflächenausweisung „Vorderer Wasen II" orientiert sich nicht an diesen Prin-
zipien, nimmt unbebaute Fläche in Anspruch und trägt damit zum weiteren Landschaftsverbrauch 
bei. 

 
 
 
 
Die Hinweise zu Zielen und Grundsätzen des Landesentwicklungsplans 
und des einheitlichen Regionalplans werden zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

   Der FNP berücksichtigt die Verdichtung, Baulücken und Baulandreserven in Walldürn nicht in dem 
Maße, wie es angesichts der vorhandenen Potentiale (282 Baulücken, 24 größere Flächen, rechts-
gültiges Baugebiet „Steinäcker/Auerberg möglich wäre und steht dem Ziel, dass Siedlungsentwick-
lung vorrangig am Bestand auszurichten ist, entgegen. Denn die Inanspruchnahme ist auf das Un-
vermeidbare zu beschränken. Die Entwicklung innerstädtischer Flächen scheint für die Stadt mit 
einer so hohen Anstrengung verbunden zu sein, dass auf Flächenneuausweisungen auf der grünen 
Wiese als vermeintlich einfachere und alternativlosen Variante gesetzt wird. Die Anstrengung zur 
innerstädtischen Entwicklung muss jedoch zum Erreichen der Ziele des LEP und ERP im Sinne 
einer positiven und nachhaltigen Stadtentwicklung erwartet werden. Darüber hinaus schwächt ein 
derart großes Neubaugebiet wie der „Vordere Wasen II" alle Bemühungen, die innerstädtischen 
Potentiale zu entwickeln. Wird der Bedarf über ein Neubaugebiet gedeckt, lässt mittelfristig der 
Druck auf die Verfügbarmachung von Baulücken und freien innerstädtischen Flächen nach, die 
Anstrengungen über die geforderten 25% Aktivierungsrate fortzuführen. 
Unter dem Punkt Freiraumsicherung, Freiraumnutzung beschreibt der LEP den Grundsatz, dass 
die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen sind. Darunter fallen die Naturgüter Boden, Wasser, 
Luft und Klima sowie die Tier- und Pflanzenwelt. Ihr Bestand, die Regenerationsfähigkeit, sowie 
die Funktion und das Zusammenwirken sind dauerhaft zu sichern oder wiederherzustellen. Zudem 
wird das Ziel definiert, dass zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung 
und für land- und forstwirtschaftliche Nutzungen ausreichend Freiräume zu sichern sind. 
Der FNP nimmt bzgl. des „Vorderer Wasen II" keine Rücksicht auf die natürlichen Lebensgrundla-
gen, schützt und sichert diese nicht. Mit der Planung wird eine Basis geschaffen, dass bei einer 
Realisierung der Wohnbaufläche 8,74 ha an ökologischen Ressourcen, Erholungs- und landwirt-
schaftlicher Fläche unwiederbringlich verloren gehen. Somit setzt sich der FNP über das verbind-
liche Ziel der Sicherung hinweg. 

Die Hinweise zur Innenentwicklung werden zur Kenntnis genommen. 
Das Innenentwicklungspotential wurde von allen drei Kommunen mit dem 
Programm „Raum+Monitor“ des Verbands Region Rhein-Neckar erfasst. 
Das Programm dient auch zukünftig als Hilfe für die Gemeinden Informa-
tionen über Baulücken und Innenentwicklungspotentiale zu sammeln, mit 
deren Hilfe diese Potentiale ggf. aktiviert werden können. Der größte Teil 
dieser Potentiale befindet sich jedoch in privatem Eigentum und ist daher 
nur schwer aktivierbar. Dies bestätigt auch eine Umfrage der Gemeinden 
bzgl. der Aktivierungsbereitschaft der Eigentümer. 
Die Informationen zur Innenentwicklung in Kap. 4.3 der Begründung wur-
den nochmals aktualisiert. 

   1.2  Erforderlichkeit der Fortschreibung 
Da die städtebauliche Entwicklung des Verwaltungsraums kontinuierlich weiterverfolgt werden soll 
und die neuen und regenerative Energien im Planwerk zu integrieren sind, bedeutet Klimaschutz 
in Verbindung mit dem FNP 2030 in erster Linie die Vermeidung klimaschädlicher Handlungen. Die 
Versiegelung von 8,74 ha im „Vorderen Wasen II" wäre eine solche klimaschädliche Vorgehens-
weise, zudem fahrlässig, da innerstädtische Alternativen und Potentiale vorhanden sind. 

 
Die Hinweise zur Erforderlichkeit der Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
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Beispiel: Die Zementherstellung verursacht 8 % der weltweiten Treibhausgase. Insgesamt 20-30 % 
verursachen Bauen und Gebäude. Das Versiegeln von Böden und Zerstören von Landschaften 
gerät in der Klimakrise zu gefährlichen Handlungen (.s. Artikel als Anlage 2) Die erhöhte Erforder-
lichkeit der Fortschreibung des FNP mit stark gestiegenen Migrantenzahlen zu verknüpfen, ohne 
die entsprechenden Zahlen und Prognosen zu nennen, hält die BI für unlauter. Es ist darüber hin-
aus irreführend als Referenz für die Bevölkerungszahl das Jahr 2019 mit den "neuesten Kennzah-
len" zu bemühen. Der Anteil von Migranten in der Bevölkerung mag heute höher sein, zu einem 
Anstieg der Gesamtbevölkerung Walldürns wird dies nach den aktuellen Zahlen nicht führen. 

Für die Wohnbauflächenbedarfsermittlung ist die Bevölkerungsprognose 
des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg heranzuziehen. Das 
Statistische Landesamt berücksichtigt bei der Prognose die Wanderungs-
gewinne wie folgt: 
„Seit Bestehen des Landes Baden‑Württemberg gab es neben Perioden 
mit hohen Wanderungsgewinnen auch Jahre, in denen der Wanderungs-
saldo eher gering oder sogar negativ ausfiel. Insbesondere im Jahr 2015 
haben die Wanderungsgewinne aufgrund der Zuwanderung von Schutz-
suchenden ein sehr hohes Niveau erreicht, nachdem erst wenige Jahre 
zuvor nur relativ wenige Menschen per Saldo in den Südwesten zugezo-
gen sind. Momentan fällt es deshalb besonders schwer, das künftige 
Wanderungsgeschehen abzuschätzen. Die Historie lässt vermuten, dass 
das hohe Zuwanderungsniveau mittel- und langfristig wieder sinken wird. 
Wie sich die Wanderungen in Zukunft verändern werden, ist somit unge-
wiss. Für die Berechnung wurde ein noch relativ hoher Wanderungssaldo 
bis Mitte der 2020er Jahre angenommen, der sich bis 2035 wieder an die 
Entwicklung der 2000er Jahre anpasst.“ 
Die Annahmen des Statistischen Landesamtes berücksichtigen auch ein 
Sinken der Zuwanderung von Schutzsuchenden. 

   1.3  Planungsgebiet und Planungszeitraum 
In der Begründung wird ausgesagt, dass der Planungszeitraum einen Zeitraum von 15 Jahren bis 
Ende 2033 umfasst. Alle Prognosen und Berechnungen beziehen sich aber auf das Jahr 2035. 

 
Die Bevölkerungsprognose des Statistischen Landesamtes Baden-Würt-
temberg betrachtet den Zeitraum bis 2035. Für die Wohnbauflächenbe-
darfsermittlung steht den Planungsträgern die Festlegung des Planungs-
horizontes frei. Es wurde ein Planungszeitraum von 15 Jahren festgelegt. 
Mit der Ausganglage Ende 2018 wird daher der Zeitraum bis 2033 be-
trachtet. 

   3. Übergeordnete Planungsvorgaben 
3.1  Landesplanung 

Bei der Planung sind die folgenden raumordnerischen Vorgaben zu beachten: Landesentwick-
lungsplan 2002 
Bzgl. der geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II", verstößt die Planung in vielen Punkten 
gegen die in der Begründung aufgeführten Ziele und Grundsätze. 

 
 
Die Hinweise auf die Landesplanung werden zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
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   3.2  Regionalplanung 
 

 

 
Die Hinweise zur Regionalplanung werden zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
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   Auch wenn absehbar ist, dass in der Behandlungsübersicht zu den Stellungnahmen diesbezüglich 

argumentiert wird, dass das Baugebiet ,,Steinäcker/Auerberg II" wegen Problemen mit der Umle-
gung nicht erschlossen werden kann und das innerstädtische Baulücken- und Flächenpotential 
wegen mangelndem Verkaufsinteresse der Eigentümer nicht zugänglich ist, weißen wir darauf hin, 
dass sich genau diese Probleme im „Vorderen Wasen II" wiederholen werden. Wir zitieren aus 
einem Zeitungsartikel vom 30.11.2018 (Anlage 2): Sollte nach Abarbeitung aller Vorgaben eine 
Bebauung im Bereich „Vorderer Wasen II" theoretisch möglich sein, sehen die Verantwortlichen 
von Bürgerinitiative und Biotopschutzbund ein Problem bei der praktischen Ausführung: Wie beim 
seit 1991 bestehenden Baugebiet „Steinacker-Auerberg II" halten sie auch im ,,Vorderen Wasen II" 
ein Scheitern des Umlegungsverfahrens für wahrscheinlich. ,Der gleiche Konflikt deutet sich heute 
schon an", sagte der Sprecher der BI im Rahmen der Bürgerfragestunde im Gemeinderat. Diese 
Einschätzung bestätigte der Bürgermeister : ,Ja, aber wir betreiben die Fläche weiter. Da haben 
wir einen Konsens im Gemeinderat."* (s. Artikel im Anhang 4) 

Die Hinweise zur Umlegung der Baufläche „Vorderer Wasen II“ werden 
zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
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Ungeachtet des voran Genannten besteht - wie dargelegt - kein nachweisbarer Bedarf für die 
8,78 ha große Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II", da allein der fiktiv geltend gemachte Wohn-
raumflächenbedarf und die Mehrausweisung zusammen 9,13 ha ergeben. Wir halten es daher für 
nicht gerechtfertigt, das übergeordnete und verbindliches Ziel des regionalen Grünzuges und zu-
gunsten einer Wohnbaufläche aufzugeben. 
Bezüglich des Eingriffs in das Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft zitieren wir den Walldürner 
Bürgermeister und Verbandsvorsitzenden: „(…) Gleiches gilt für die hervorragende Arbeit unserer 
Landwirtschaft, die den Klimaschutz ebenfalls im Ländlichen Raum leben. (...) Wir haben alles, also 
müssen wir dies auch verteidigen!" 
Wir fordern, dass den Worten auch Taten folgen und die landwirtschaftlich genutzte Mähwiesen im 
Planungsgebiet „Vorderer Wasen II", auch zum Schutz der biologischen Vielfalt und des Klimas 
erhalten bleiben. Wir nehmen hier den Bürgermeister und Verbandsvorsitzenden beim Wort. 

   3.3  Bevölkerungsprognose 
Die aktuelle Bevölkerungsprognose des Statistischen Landesamts Baden- Württemberg (Juni 
2019), die sich auf den Zeitraum von Ende 201 7 bis 2035 bezieht, geht für den gesamten Verwal-
tungsraum für das Jahr 2035 von einer Einwohnerzahl von 21.861 Einwohnern aus. Gegenüber 
dem Einwohnerstand von 2017 ist dies ein Bevölkerungswachstum von rund 615 Einwohnern bzw. 
2,89 %. 
Siehe Stellungnahme „Plausibilität des Wohnbauflächenbedarfs". 

 
 
 
 
 
 
Siehe Behandlung zu „Plausibilität des Wohnbauflächenbedarfs“ 

   4. Wohnflächenbedarf 
4.1  Berechnungsmethodik – Hinweispapier zur Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbe-

darfsnachweise 
Prognostizierte Einwohnerentwicklung 
Als Grundlage für die Ermittlung der prognostizierten Einwohnerentwicklung wird die Bevölkerungs-
vorausberechnung des Statistischen Landesamts Baden- Württemberg herangezogen. 
Am 18.06.2019 wurde eine überarbeitete Bevölkerungsvorausberechnung vom Statistischen Lan-
desamt veröffentlicht. Mr die Berechnung wurde ein Entwicklungskorridor mit einer Hauptvariante 
sowie einer Nebenvariante angesetzt. Ausgangswert ist die tatsächliche Einwohnerzahl zum Zeit-
punkt der Planaufstellung. Die zur Planaufstellung aktuellsten zur Verfügung stehenden Daten sind 
von Ende 2018 und geben für die Stadt Walldürn eine Einwohnerzahl von 11.518 EW, für die Ge-
meinde Hardheim 6.682 EW und für die Gemeinde Höpfingen 2.961 EW an. 
Die Plausibilitätsprüfung (Ministerium für Verkehr und Infrastruktur vom 15.02.2017) nennt für die 
Prüfung als erforderliche Daten und Angaben des Plangebers unter Strukturdaten u.a: Erwartete 
Einwohnerzahl nach der jeweils aktuellen Prognose des Statistischen Landesamtes für das Zieljahr 
des Planungszeitraums (ggf. differenziert nach natürlicher Bevölkerungsentwicklung und Wande-
rungsgewinn bzw. -verlust) sowie die tatsächliche Bevölkerungsentwicklung der zurückliegenden 
Jahre. 
Gefordert ist auch die Einwohnerzahl. Nicht gefordert ist aber, dass die Prüfung anhand der tat-
sächlichen Einwohnerzahl zum Zeitpunkt der Planaufstellung erfolgen muss, sondern anhand der 
tatsächlichen Bevölkerungsentwicklung der zurückliegenden Jahre. Das von der BI geforderte Be-
zugsjahr 2004 als Bevölkerungsmaximum entspricht der tatsächlichen Bevölkerungsentwicklung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In Kapitel 4. wird der Wohnbauflächenbedarf für die drei Kommunen ent-
sprechen der anerkannten Berechnungsmethode nach dem Hinweispa-
pier zur Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise des Lan-
des Baden-Württemberg als auch nach der Berechnungsmethode des 
Verbands Region Rhein-Neckar durchgeführt.  
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Angemerkt sei auch, dass die erwähnten aktuellsten zur Verfügung stehenden Daten 2018 auf dem 
Zensus 2011 beruhen. Somit können die auf Fortschreibungen von Volkszählungsergebnissen be-
ruhenden Zahlen von 2004 als ebenso aktuell angesehen werden. 

Grundlage für die Berechnungsmethoden bilden die Daten des Statisti-
schen Landesamts. Das Statistische Landesamt Baden-Württemberg 
legte mit dem Basisjahr 2017 eine neue regionalisierte Bevölkerungs- 
vorausrechnung vor, die den aktuellen Entwicklungen Rechnung tragen 
soll. Die Ergebnisse sind dabei – wie bei der Landesvorausrechnung – 
nicht eine Prognose, sondern eine Fortschreibung der Bevölkerungsent-
wicklung der letzten Jahre unter bestimmten Annahmen. Die Einflussfak-
toren der Bevölkerungsentwicklung sind die Geburten- und Sterbezahlen 
sowie die Zu- und Abwanderung aus bzw. in bestimmte Gebiete. 
Gemäß dem Hinweispapier zur Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbe-
darfsnachweise sind örtliche und regional bedingte Besonderheiten, die 
ggf. zu besonderem Bedarf führen können in die Bewertung einzubezie-
hen. Für die Stadt Walldürn und die Gemeinde Hardheim wurde aufgrund 
der in der Begründung genannten Besonderheiten ein Sonderbedarf an-
genommen. 
Die Höhere Raumordnungsbehörde hat dem ermittelten Wohnbauflä-
chenbedarf als auch dem angenommenen Sonderbedarf zugestimmt. 

   Besonderheiten 
Gemäß dem Hinweispapier zur „Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise" des Minis-
teriums für Verkehr und Infrastruktur sind örtliche und regional bedingte Besonderheiten, 
die ggf. zu besonderem Bedarf oder auch minderem Bedarf führen können, sowie ggf. regionalpla-
nerische Vorgaben zur Wohnbauflächenentwicklung mit in die Bewertung einzubeziehen. 
Stadt Walldürn: 
• Die Stadt Walldürn rechnet aufgrund der voraussichtlichen Ausweitung des Bundeswehr-

standorts Walldürn mit einem weiteren Einwohnerzuwachs. Aktuelle Pressemitteilongen spre-
chen für den Erhalt des Bundeswehrstandorts Walldürn. Zudem sei geplant, den Standort in 
Zukunft personell aufzustocken. Eine endgültige Entscheidung wurde allerdings noch nicht 
offiziell bekanntgegeben. Die gewonnene Planungssicherheit führt dazu, dass bereits jetzt 
zahlreiche Soldaten den Wunsch geäußert haben, mit ihren Familien nach Walldürn zu zie-
hen. Da bisher keine Zahlen bzgl. der Aufstockung des Standorts offiziell bekannt sind, kann 
der Einwohnerzuwachs noch nicht konkret abgeschätzt werden. Die Stadt geht davon aus, 
dass sich durch die Sicherung des Bundeswehrstandorts ca. 150 EW zusätzlich in Walldürn 
ansiedeln werden. 

Siehe Stellungnahme ,,Plausibilität des Wohnbauflächenbedarfs". 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Behandlung zu „Plausibilität des Wohnbauflächenbedarfs“ 

   • Im Januar 2019 wurde vom Bundesministerium der Verteidigung verkündet, dass das Muni-
tionsdepot Altheim für die Zwecke der Bundeswehr dauerhaft benötigt wird. Hierfür sollen ob 
2021 ca. 60 militärische und zivile Dienstposten geschaffen sowie ca. 12 Millionen Euro für 
die Wiederinbetriebnahme investiert werden. Die Stadt geht davon aus, dass durch die Si-
cherung des Bundeswehrstandorts ca. 50 EW zusätzlich in Walldürn ansiedeln werden. 
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Da es sich beim Munitionsdepot Altheim um eine Reaktivierung handelt, ist davon auszugehen, 
dass der Personalansatz hierfür in den früheren FNP-Berechnungen bereits enthalten gewesen 
ist. Eine weitere Steigerung des Personals gegenüber diesen Zahlen ist nicht belegt. 

In der Wohnbauflächenbedarfsermittlung zum Flächennutzungsplan 2015 
wurden keine Sonderbedarfe für die Bundeswehr angenommen. 

   • Neben dem Munitionsdepot Altheim wurde Ende 2018 und Anfang 2019 ebenfalls vom Bun-
desministerium der Verteidigung verkündet, dass sowohl die Carl-Schurz- Kaserne (ca. 
500 Dienstposten) als auch das Materiallager (ca. 90 Dienstposten) in Hardheim dauerhaft 
für die Zwecke der Bundeswehr benötigt werden. Neben dem zusätzlichen Wohnbauflächen-
bedarf für die Gemeinde Hardheim wird auch für die umliegenden Kommunen ein positiver 
Effekt auf die Einwohnerzahl zu erwarten sein. 

Wie voran. 

 
 
 
 
 
 
In der Wohnbauflächenbedarfsermittlung zum Flächennutzungsplan 2015 
wurden keine Sonderbedarfe für die Bundeswehr angenommen. 

   • Mit einem weiteren Einwohnerzuwachs rechnet die Stadt Walldürn aufgrund der voraussicht-
lichen Erweiterung des Unternehmens Procter & Gamble am Standort Walldürn. Für die zu-
künftige Entwicklung wird aktuell eine gewerbliche Bauflache im Umfang von rund 10 ha im 
Rahmen eines Änderungsverfahrens in den Flächennutzungsplan aufgenommen, um dem 
Unternehmen Procter & Gamble mittel- bis langfristig Erweiterungsmöglichkeiten zu geben. 
Zur Sicherung des Unternehmensstandorts ist diese Erweiterungsfläche zwingend erforder-
lich. Das Unternehmen hat aktuell eine Vielzahl an Stellenangeboten für den Standort Wall-
dürn ausgeschrieben und bewirbt diese offensiv. Genaue Daten zur Beschäftigungsentwick-
lung werden vom Unternehmen Procter & Gamble nicht gemacht. Die Stadt geht davon aus, 
dass sich durch die Erweiterung des Unternehmensstandorts auf rund 10 ha weitere 150 E 
W in Walldürn ansiedeln. 

Siehe Stellungnahme ,,Plausibilität des Wohnbauflächenbedarfs". 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Behandlung zu „Plausibilität des Wohnbauflächenbedarfs“ 

   In der Plandarstellung ist die Fläche mit 14,46 ha angegeben, was dem aktuellen Stand der Ände-
rung des FNP 2015 im Bereich ,,Schöner Busch" entspricht. Die 2019 beantragte Waldumwand-
lung von 10,78 ha (neue Planungsfläche) ist bis dato weder genehmigt noch das FNP-Verfahren 
abgeschlossen. 

Die nachrichtliche Darstellung der gewerblichen Baufläche „Schöner 
Busch“ wird herausgenommen. Die Baufläche wird in einem eigenständi-
gen Verfahren in den Flächennutzungsplan aufgenommen. 

   • Die Stadt Walldürn geht aufgrund der oben genannten Besonderheiten davon aus, dass sich 
ca. 350 EW zusätzlich ansiedeln werden. Gemäß der Berechnungsmethode des Einheitli-
chen Regionalplans ergibt sich so ein zusätzlicher Wohnbauflächenbedarf von 7 ha für die 
Stadt Walldürn. 

Das ist, wie die Begründung zugibt, eine rein fiktive Annahme. Es hat sich bereits in einem anderen 
FNP-Verfahren gezeigt, dass bzgl. eines besonderen Bevölkerungszuwachses gerne mit nicht be-
legbaren Zahlen argumentiert wird. Es sollte für die Stadt als Garnisonstandort und dem Sitz eines 
weltweit agierenden Unternehmens wie Procter & Gamble im Vorfeld eines auf 15 Jahre ausgeleg-
ten FNP möglich sein, verlässliche Zahlen zu generieren. 
So lange diese verlässlichen und nachprüfbaren Zahlen nicht vorliegen, fordern wir den zusätzli-
chen Wohnbedarf von 7 ha ersatzlos zu streichen! 

 
 
 
 
An den getroffenen Annahmen wird festgehalten. 
Sowohl das Bundesverteidigungsministerium als auch das amerikanische 
Unternehmen Procter & Gamble geben keine konkreten Zahlen heraus. 
Daher kann der Gemeindeverwaltungsverband als auch der Stadt Wall-
dürn nur Annahmen treffen. Die Höhere Raumordnungsbehörde hat dem 
ermittelten Wohnbauflächenbedarf als auch dem angenommenen Son-
derbedarf zugestimmt. 
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   4.3  Vorhandene Wohnbauflächenpotentiale 

 

 
 
Die Hinweise zu vorhandenen Wohnbauflächenpotentialen werden zur 
Kenntnis genommen. 
Kap. 4.3 der Begründung wurde nochmals in Abstimmung mit der Stadt 
Walldürn aktualisiert. Es werden aktuelle und anstehende Entwicklungen 
erläutert. 
 
 
 
 
Die Gemeinden besitzen kein Leerstandskataster. 
Auf Ebene der Flächennutzungsplanung werden daher keine Leerstände 
berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
Zukünftige Leerstände zu prognostizieren ist aufgrund von zahlreichen 
Faktoren, die diese Entwicklung beeinflussen, schwierig. Freiwerdende 
Immobilien werden durch Erbschaft in der Regel weiterhin in Privatbesitz 
bleiben. Inwieweit diese Immobilien tatsächlich dem Markt zugeführt wer-
den, kann nicht abgeschätzt werden. Eine Einstellung in den Wohnbau-
flächenbedarf ist daher nicht zweckmäßig. 
 
 
 
 
 
 
Das Programm „Raum+Monitor“ des Verbands Region Rhein-Neckar bie-
tet bisher noch keine Möglichkeit Leerstände zu erfassen. Das angespro-
chene Modul „Gebäude“ steht bisher nur den Kommunen im Bundesland 
Rheinland-Pfalz zur Verfügung. 
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   Im Folgenden werden die Potentialfachen der einzelnen Verbandsgemeinden und deren Aktivier-
barkeit erläutert: 

 

 
 
 
Die Behandlungsübersicht der frühzeitigen Beteiligung ist bereits als Ab-
wägungsgrundlage in der Verbandsversammlung beschlossen worden. 
Änderungen sind daher nicht möglich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für das „Areal ehemals Aldi“ in der Dr. Trautmann-Straße liegen derzeit 
aktuelle Planungen zur Nachverdichtung vor, die noch im Jahre 2021 um-
gesetzt werden sollen. Hierzu ist vorgesehen, insgesamt sechs Wohn-
bauplätze bis Herbst 2021 zu schaffen und einen bestehenden öffentli-
chen Parkplatz in Teilen zu erhalten. Die Begründung wird entsprechend 
aktualisiert. 
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Die Situation bei diesem Areal hat sich nicht geändert. 
 
 
 
 
 
 
Der südliche Teilbereich des „Areals ehemals Leis“ wird derzeit beworben 
für eine Wohnbauentwicklung, hierzu ist die Stadt Walldürn mit Investoren 
im Gespräch. Die Festlegung von Bebauungsformen obliegt der Stadt 
Walldürn und ist nicht Regelungsinhalt des Flächennutzungsplans. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beim Areal „Ehemaliges NKD-Gebäude“ soll baldmöglichst die Umset-
zung eines großzügigen Wohn-, Geschäfts- und eventuell Ärztehauses 
realisiert werden. Das Baugenehmigungsverfahren läuft hierzu bereits, da 
der Investor noch in 2021 mit dem Bau beginnen möchte. Die Begründung 
wird entsprechend aktualisiert. 
 
Die Stadt hat auf Leerstände und anderen nicht genutzten Wohnraum, 
welcher sich in privatem Eigentum befindet, keinen Zugriff. 
 
 
 
 
 
Die Entwicklung neuer Baugebiete obliegt der Stadt. Erst im Rahmen der 
Umlegung zeigt sich, wieviel Bauplätze in das Eigentum der Stadt über-
gehen. Die Stadt ist bestrebt, einen möglichst hohen Anteil an Bauplätzen 
in die kommunale Hand zu bringen. 
Die bisher vorgesehene Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ wird im Rah-
men dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt.  
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   Anmerkung der BI zur Walldürner Stadtentwicklung 
Das Ergebnis nehmen wir gleich vorweg. Wir können nach ausführlicher Analyse feststellen, dass 
Walldürn von einer erfolgreichen Stadtentwicklungspolitik weit entfernt ist. Es ist unter diesen Um-
ständen nicht einzusehen, dass weitere 8,78 ha Grünland im Vorderen Wasen zerstört werden 
sollen, während die Leerstände (282 laut GW) zunehmen und die Kernstadt weiter verfällt. 
Begründung: 
Forderungen und Empfehlungen aus Gesetzen, Verordnungen und Richtlinien zur Stadtentwick-
lung werden ungenügend beachtet. Selbst eigene Ziele werden nicht verfolgt und nehmen nur eine 
Alibifunktion ein. Definierte Ziele im Raumordnungsgesetz und im Landesentwicklungsplan zur 
Siedlungsentwicklung, die vorrangig am Bestand auszurichten sind, werden nicht beachtet. Die 
vorhandenen Möglichkeiten der Verdichtung und Arrondierung zu nutzen, Baulücken und Bauland-
reserven zu berücksichtigen sowie Brach-, Konversions- und Altlastenflächen neuen Nutzungen 
zuzuführen, werden ebenfalls ungenügend genutzt. Die Inanspruchnahme von Böden mit beson-
derer Bedeutung für den Naturhaushalt und die Landwirtschaft ist auf das Unvermeidbare zu be-
schränken, wird auch nicht beachtet. Innenentwicklung vor Außenentwicklung: Fehlanzeige. 
Den Grund hierfür sehen wir in dem fehlenden gesamtstädtischen Entwicklungskonzept in Wall-
dürn. Es gibt nur ein ,,Entwicklungskonzept Innenstadt". Dieses wird aber seit 2013 nur sporadisch 
verfolgt. 
Die Stadtentwicklung in Walldürn, insbesondere die Bearbeitung freier Flächen und Potentiale, 
werden nur zufällig oder gar nicht in die tägliche Arbeit integriert. Einige Beispiele: 
• Für die ehemaligen Fabriken Kieser und Kast hätte man zusammen mit dem ehemaligen 

Areal Tengelmann ein großes zusammenhängendes Gebiet mitten in der Stadt entwickeln 
können. Hierzu gab es Entwürfe von Karlsruher Studenten, die ein für die Stadt Walldürn 
tätiges Stadtentwicklungsbüro initiierte. Danach passierte leider nichts. Die Stadt Walldürn 
hat die Zusammenarbeit mit dem Stadtentwicklungsbüro beendet. 

• Auch große Baugrundstücke wie z. B. das Anwesen Fabrikant Rohlf und andere wurden nicht 
gekauft und für die Entwicklung der Stadt genutzt. Hier hatte der Erbe sogar alle Stadträte 
angeschrieben und das Gelände zum Kauf angeboten. 

• Gekaufte Grundstücke, wie der ehemalige Aldi-Markt, wurden an nicht solvente Investoren 
verkauft und Jahre später wieder zurückgenommen, um Sie dann mit Verlust in Bauplätze für 
Einfamilienhäuser umzuwandeln. Mögliche Stadtentwicklungszuschüsse wurden nicht bean-
tragt. 

• Eigene Anstrengungen wie öffentliche Ausschreibungen, Architektenwettbewerbe oder 
Ideenwettbewerbe, um freie Flächen zu entwickeln, wurden durch die Stadt nicht durchge-
führt. 

• Ebenso gibt es in der Begründung keine Aussage darüber, wieviele Häuser in den nächsten 
Jahren infolge des Alters der Eigentümer frei werden und auf dem Immobilienmarkt angebo-
ten werden. 

• Fertige Baugebiete wie der Steinacker wurden nicht bebaut, obwohl ein gültiger Bebauungs-
plan vorhanden ist. Gründe hierzu wurden seitens der Stadt schon viele genannt (Eigentümer 
verkaufen nicht usw. Neu ist, dass der Boden zu felsig sei, übrigens genauso felsig wie der 
Vordere Wasen). Mitten in der Innenstadt wird ein Logistikzentrum für 10.000 Paletten ge-
nehmigt, dessen Zufahrten viel zu eng sind. 

 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
 
 
Die Hinweise zur Walldürner Stadtentwicklung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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• lm Areal „Leinenkugel“ werden großflächige Grundstücke mit bis zu 900 m² angeboten, ob-
wohl angeblich eine große Nachfrage herrscht. 

   Hinzu kommt die Tatsache, dass sich die Stadt in den letzten Jahren nur auf die Außenentwicklung 
konzentrierte. Hier wurden über 100 Bauplätze neu geschaffen, und trotzdem wurden Einwohner 
verloren. Gleichzeitig verfällt die Innenstadt in einen trostlosen Zustand. Der Grundsatz der Innen-
entwicklung vor Außenentwicklung wurde sträflich vernachlässigt. Hierzu ist unter https://wm.ba-
den-wuerttemberg.de/de/bauen/stadtentwicklung-undbaukultur/stadtentwicklung/ zu lesen: „Die 
Stadtentwicklung verfolgt zu jeder Zeit bestimmte Ziele und Schwerpunkte, die aus den übergeord-
neten Aufgaben der Gesellschaft resultieren. Gegenwärtig gehören dazu insbesondere  
• eine flächensparende, klimagerechte Innenentwicklung der Städte und Gemeinden 
• die Stärkung und Entwicklung der Innenstädte und Ortskerne. 
Anders in Walldürn, hier will man billige Bauplätze für junge Familien schaffen, damit diese sich 
„verwirklichen“ können (siehe Schreiben der Stadt an die Eigentümer von Grünland). In der Stel-
lungnahme im Gemeinderat vom 28.07.2020 führt der Bürgermeister an, dass andere Gemeinden 
viele Bauplätze vorweisen können (Buchen 200 und Osterburken 100 Stück) und Walldürn des-
halb in gleicher Größe nachziehen müsse. 

Geht es um Bedarf oder Verwirklichung? Wer betrachtet hier die Folgekosten, wenn immer weniger 
Einwohner immer mehr Straßen und Kanäle unterhalten dürfen? Ist der ruinöse Wettbewerb zwi-
schen den Gemeinden um junge Familien so noch finanzierbar? 
Wir als Bürgerinitiative wollen das Bauen nicht verbieten und sehen das zukunftsfähige und finan-
zierbare Potential im innerstädtischen Bereich. Denn, es kostet weniger Geld, alte Häuser umzu-
bauen. Vor allem dann, wenn die Straßen und Leitungen bereits vorhanden sind. 
Neues Bauland schaffen, um den Nachbargemeinden die Einwohner abzuwerben, während immer 
mehr Häuser leer stehen. Eine Spirale, durch die alle Gemeinden verlieren. Hier sehen wir eine 
Verletzung des Nachhaltigkeitsgebots nach BauGB. 
Ein Grund scheint die fehlende Organisation der Stadtentwicklung zu sein, da es bei der Stadt 
Walldürn keine Organisationseinheit gibt, die die Stadtentwicklung als ganzheitliche Aufgabe bear-
beitet. Lediglich Teilbereiche wie Stadtplanung und Sanierung werden abgedeckt. Es gibt bei der 
Stadt Walldürn auch keinen offiziellen Ansprechpartner für die Stadtentwicklung. Zumindest wird 
auf der Homepage keiner genannt. 
Bei der langen Liste verpasster Chancen, Fehlentscheidungen und Organisationsversäumnisse 
zur Stadtentwicklung entsteht der Eindruck, dass hier Kalkül im Spiel ist, weil eine derartig 
schlechte Chancenverwertung sonst nicht erklärbar scheint. 
Aufgrund der Nichtbeachtung der Ziele verschiedenster Gesetze und Empfehlungen der Landes-
regierung, der Empfehlungen in der LElPZlG CHARTA zur nachhaltigen europäischen Stadt zur 
Forderung einer guten Stadtentwicklung sowie das Missachten der eigenen Ziele sehen wir bei 
dieser desolaten Stadtentwicklung ein großes Verschulden der Planungsverantwortlichen. 
Es ist unter diesen Umständen nicht einzusehen, dass weitere 9 ha Grünland zerstört werden sol-
len, während die Leerstände zunehmen und die Kernstadt weiter verfällt, zumal bei fast 300 Leer-
ständen und einem Bevölkerungsrückgang kein Bedarf besteht. 
In der Anlage 5 befinden sich die Nachweise zu den Aussagen. 
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   8.  Erläuterung der einzelnen Bauflächen 
Fläche 84: „Vorderer Wasen - II" - in - Walldürn, - - - geplante W-Fläche, 8,74 ha 

 

 
 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 
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   8.2  Bauflächenausweisung im Planungsraum – Fazit Wohnbauflächenausweisung 

 

 
Durch die Herausnahme von Wohnbauflächen unterschreitet die Stadt 
Walldürn den ermittelten Wohnbauflächenbedarf um ca. 6,7 ha. 

   13. Alternativenprüfung   
Die Hinweise zur Erweiterung der Bauflächenausweisung „Roter Weg“ 
werden zur Kenntnis genommen. 
Für das Gebiet Eichseife (zwischen Hornbacher Straße, Jahnstraße und 
Nibelungenkaserne) wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt. 
Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass aus immissionsschutz-
rechtlicher Sicht durch neue Tatbestände und rechtliche und gesetzliche 
Veränderungen im Gegensatz zu früheren Zeiten mittlerweile eine Wohn-
bebauung möglich ist. Allerdings sind nach aktuellem Stand die notwen-
digen Erschließungskosten des Gebiets mit der Entsorgung im Bereich 
Kanal wirtschaftlich nicht vertretbar. Eine entsprechende Untersuchung 
wurde durch das Ingenieurbüro IFK – Abteilung Siedlungswasserwirt-
schaft durchgeführt. Die Fläche wird daher nicht weiterverfolgt. 
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Das Baugebiet „Steinäcker/Auerberg II“ wird im Verfahren berücksichtigt. 
Aufgrund der aktuellen Blockade bleibt die Fläche allerdings bei der Be-
darfsermittlung unberücksichtigt. Dies wird in der Begründung erläutert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Am ermittelten Wohnbauflächenbedarf wird festgehalten. Durch die Her-
ausnahme von Wohnbauflächen unterschreitet die Stadt Walldürn den er-
mittelten bedarf um ca. 6,7 ha 

     

   Nachfolgend zeigt die BI weitere Alternativen auf: 
Alternative 1: Grundsteuer C 
Künftig sollen Gemeinden für baureife, aber unbebaute Grundstücke einen höheren Hebesatz fest-
legen können, wenn auf diesen keine Bebauung erfolgt, Diese sogenannte Grundsteuer C verteu-
ert damit die Spekulation und schafft finanzielle Anreize, auf baureifen Grundstücken tatsächlich 
auch Wohnraum zu schaffen. 
Die neue Grundsteuer soll ab dem 1. Januar 2025 gelten. Die Neuregelung beachtet die Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts, sichert das derzeitige Aufkommensniveau und behält das kom-
munale Hebesatzrecht bei. 

 
Die Einführung der Grundsteuer C erfolgt erst am dem Jahr 2025. Ob und 
in welchem Maße die Grundsteuer C einen Effekt auf die Mobilisierung 
von Baulücken hat, kann aktuell nicht abgeschätzt werden. Sollte die 
Grundsteuer dazu führen, dass bisher blockierten Baulücken in hohem 
Maße mobilisiert werden können, sind die Gemeinden angehalten, die In-
anspruchnahme von Außenbereichsflächen entsprechend zu reduzieren. 
Der Grundsatz „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ gilt weiterhin. 
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• Die Bewertung der Grundstücke nach neuern Recht erfolgt erstmals zum 1. Januar 2022. Die 
heutigen Steuermesszahlen werden so abgesenkt, dass die Reform insgesamt aufkommens-
neutral ausfällt. 

• Die Gemeinden erhalten die Möglichkeit, für unbebaute, baureife Grundstücke einen erhöh-
ten Hebesatz festzulegen. Diese sogenannte „Grundsteuer C" soll dabei helfen, Wohnraum-
bedarf künftig schneller zu decken. 

Bis zum 31. Dezember 2024 haben die Länder die Möglichkeit, vom Bundesrecht abweichende 
Regelungen vorzubereiten. Die neuen Regelungen zur Grundsteuer - entweder bundesgesetzlich 
oder landesgesetzlich -gelten dann ab 1. Januar 2025. Bis dahin gilt das bisherige Recht weiter. 
Darüber hinaus hat die Landesregierung den Gesetzentwurf für ein sogenanntes Bodenwertmodell 
verabschiedet. Für die Berechnung der Grundsteuer soll danach die Grundstücksfläche mit dem 
Bodenrichtwert multipliziert werden. Wird ein Grundstück überwiegend zum Wohnen genutzt, gibt 
es einen Abschlag. Brachflächen in Wohngebieten sollen höher besteuert werden. 
Die BI sieht in der Grundsteuer C und im Bodenwertmodell Instrumente, die Aktivierungsrate von 
baureifen, aber unbebaute Grundstücke zu erhöhen, welches im FNP 2030 zu berücksichtigen gilt. 

   Alternative 2: Wohnraumagentur 
Grund für Wohnungsmangel ist oft „unsichtbarer Wohnraum": zum Beispiel ehemalige Kinderzim-
mer, die nicht mehr genutzt werden. Dabei leben oft ältere Menschen allein in einem Haus und 
würden sich freuen, wenn man Ihnen bei einer Veränderung hilft. Es geht darum, Menschen zu-
sammen zu bringen, so dass lebendige Nachbarschaften entstehen. Doch Veränderungen muss 
man fördern und vermitteln, und somit stellt alt das ein politisches Programm dar. Professionelles  
Personal und jeweils ein paar 1000 €Zuschuss für den Umzug in eine kleinere Wohnung oder das  
Abtrennen einer Einliegerwohnung - das sind die Kosten für eine Wohnraumagentur, die den un-
sichtbaren Wohnraum entdeckt. 

 
Der Hinweis auf das Programm „Wohnraumagentur“ wird zur Kenntnis 
genommen. 
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   14. Klimaschutz und Erneuerbare Energien 

 

 
Die Hinweise zum Flächenverbrauch werden zur Kenntnis genommen. 
Die Wohnbauflächenausweisung der Stadt Walldürn unterschreitet den 
ermittelten Bedarf um ca. 6,7 ha. Die Aufnahme zusätzlicher gewerblicher 
Bauflächen erfolgt nur anhand konkreter Bedarfe von Unternehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Gemeindeverwaltungsverband hat in Abstimmung mit den Gemein-
den entschieden, dass im Rahmen der Flächennutzungsplanung kein Kli-
maschutzkonzept erstellt wird. Die Ziele des Klimaschutzes und der 
Klimaanpassung soll in den nachgelagerten Bebauungsplanverfahren 
konkret  und verbindlich berücksichtigt werden. Hierzu werden im in der 
Begründung bereit Hinweise für nachgelagerte Verfahren genannt. 
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Parallel zur Fortschreibung des Flächennutzungsplans wird der Land-
schaftsplan fortgeschrieben. Darin werden Vorschläge für eine nachhal-
tige Entwicklung von Natur und Landschaft gemacht. Der bisherige Sach-
stand des Landschaftsplans fließt in den Umweltbericht mit ein. 
 
 
 
 
An der bisherigen Formulierung wird festgehalten, da die Innenentwick-
lung zum Großteil von den Interessen privater Eigentümer abhängig ist. 
Die Kommunen sind bestrebt, den Grundsatz Innenentwicklung vor Au-
ßenentwicklung immer dann Rechnung zu tragen, wenn dies möglich ist. 
 
 
Aufgrund der aktuell entgegenstehenden raumordnerischen Belange wird 
die Aufnahme der geplanten Baufläche „Vorderer Wasen II“ im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht weiterverfolgt. 

   Unterschrieben von 1.212 Bürgerinnen und Bürgern des Gemeindeverwaltungsverband Hardheim-
Walldürn. 
Nachfolgend Anlagen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die dem Schreiben der Bürgerinitiative beigefügten Anlagen werden den 
Mitgliedern der Verbandsversammlung zur Verfügung gestellt. 
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